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130. Sitzung 

Bonn, den 29. März 1985 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Aktuelle Stunde 

Die Haltung der Bundesregierung zum 
alarmierenden Kostenanstieg im Gesund-
heitswesen nach der Konzertierten Aktion 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer Geschäfts-
ordnung diese Aktuelle Stunde verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Egert. 

Egert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Grund für die Aktuelle Stunde, die wir 
hier für heute morgen beantragt haben, liegt in der 
dramatischen Kostenentwicklung im Gesundheits-
wesen. Wir müssen befürchten, daß sich die Kosten-
entwicklung des vergangenen Jahres mit einer Aus-
gabensteigerung zu Lasten der gesetzlichen Kran-
kenkassen und des Portemonnaies der Versicher-
ten von 3 Milliarden DM im Jahre 1985 in gleicher 
Weise fortsetzt. Dies würde bedeuten, daß aus den 
Portemonnaies der Versicherten erneut ein halber 
Beitragssatzprozentpunkt herausgenommen wer-
den müßte, während die Leistungserbringer im Ge-
sundheitswesen weiter von Maßnahmen verschont 
werden. 

Ein zweiter Grund für diese Aktuelle Stunde ist 
die Untätigkeit des verantwortlichen Ressortmini-
sters. Herr Bundesarbeitsminister, Sie haben uns 
von Halbjahr zu Halbjahr mit Appellen vertröstet; 
Ihr Nichtstun ist nicht länger erträglich. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern Sie auf, der dramatischen Kostenent-
wicklung endlich mit gesetzgeberischen Maßnah-
men Herr zu werden. 

Es wäre eine gute Übung für diese Regierung 
gewesen, nicht darauf zu warten, daß die Opposition 
Sie hier an der Zunge zieht, sondern die dramati-
sche Entwicklung im Gesundheitswesen wäre An-
laß gewesen, daß hier eine Regierungserklärung zu 

der dramatischen Entwicklung im Gesundheitswe-
sen stattfindet. 

(Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Zunge zügeln!) 

— Nicht „Zunge zügeln", sondern dieser Minister 
hat versagt, Herr George. Dies ist der Punkt, der 
auch heute früh festzustellen ist. Er hat versagt bei 
der Arbeitslosigkeit, beim Thema Rente und nun 
auch im Gesundheitswesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie ist die Situation? Wir geben in der gesetzli-
chen Krankenversicherung in einem Jahr über 100 
Milliarden DM aus; dies sind fast 40 % des Gesamt-
haushaltes des Staates. Dieser Bundesarbeitsmini-
ster reist von einem Appell zum anderen Appell. 
Wenn er sich die Presse anguckt, Herr George, 
dann sieht er, daß diese für ihn vernichtend ist. Da 
steht „Scherbenhaufen", bei den vornehmen, kon-
servativen Blättern steht „mageres Ergebnis", und 
das ist dort die Umschreibung für Versagen. Sie 
sollten das nicht beschönigen, weil wir uns nicht 
darin gefallen werden, diese Entwicklung zu kä-
men. Wir sind besorgt darum, daß die Versicherten 
dieses Versagen des Bundesarbeitsministers bezah-
len müssen. Aus ihren Portemonnaies wird man 
sich bedienen, und das wird den Spitzeneinkom-
men von freien Berufen zugute kommen, die es als 
unanständig empfinden, daß sie zu denen in Bezie-
hung gesetzt werden, die die Beiträge für diese Spit-
zeneinkommen bezahlen müssen. 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 
Sie gehören doch zur Berliner SPD!) 

— Herr Kollege Seiters, ich gehöre zur Berliner 
SPD, aber über diesen Punkt debattieren wir heute 
nicht, sondern wir debattieren über das Versagen 
dieses Mannes dort. Dieser Mann hat versagt. 

(Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Was war mit den Beitragssenkun

-

gen? — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das können Sie auch durch Zwischenrufe nicht 
wegreden, sondern Sie werden uns beantworten 
müssen, ob Sie die Gesetzgebungsinitiativen, die 
wir in diesem Bundestag vorgelegt haben, endlich 
mit unterstützen, damit wir dieser Kostenentwick- 
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Egert 
lung Herr werden. Ich will Sie fragen, ob Sie bereit 
sind, z. B. der Pharmaindustrie bei den Preisver-
handlungen mit den Kassen Zügel anzulegen. Die 
Kassen sind bereit, den Weg mit uns zu gehen. Wir 
müssen das deshalb tun, weil drei Viertel der ge-
samten Pharmaproduktion zu Lasten der gesetzli-
chen Krankenversicherung verkauft wird. Stellen 
Sie sich doch so eine Situation einmal bei Mercedes 
Benz oder bei Siemens vor, Herr Kollege George! 
Wenn Sie sich dieses vorstellen wollten, dann wür-
den Sie sagen: Sie sind bereit, Rabatte zu gewähren. 
Hier gibt es nicht einen einzigen Preisnachlaß zu-
gunsten der Krankenkassen. Wir müssen nicht nur 
über Preise in der Pharmaindustrie, sondern auch 
darüber reden, wie man mit den Ärzteeinkommen 
und der zunehmenden Zahl von Ärzten zurecht-
kommt. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Aber die Ärzte 
sind bei euch produziert worden!) 

Da gibt es keine Vorschläge, kein Handeln, da gibt 
es nur Appelle. Der einzige Ausweg besteht darin, 
daß man auf die Portemonnaies der Versicherten 
schielt. Diesen unsozialen Weg allerdings werden 
wir nicht mitgehen, Herr George. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Blüm ist es uns schuldig, daß er sein Desa-
ster offenbart, damit wir ihm helfen können. Seine 
Gesundheitspolitik ist gescheitert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr habt doch 
das Desaster schon gehabt!) 

Dieses Desaster, das Herr Blüm offenbaren muß, 
kann die Grundlage dafür sein, daß wir ihm aus der 
Patsche heraushelfen. Sie brauchen doch unsere 
Hilfe. Sie sind selbst unfähig zu handeln. 

Wenn ich mir angucke, was die Sozialausschüsse 
der CDU diesem Minister, der ihr Vorsitzender ist, 
ins Stammbuch geschrieben haben, würde ich sa-
gen: Ich wäre an Ihrer Stelle schamrot. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Dann stellen wir uns natürlich die Frage, ob Herr 
Blüm sein Mitgliedsbuch der Sozialausschüsse ge-
danklich schon bei Herrn George, beim CDU-Wirt-
schaftsrat abgegeben hat. 

Das ist die Peinlichkeit, vor der wir stehen: daß 
Sie nicht in der Lage sind, die Interessen der Versi-
cherten, der Patienten und Beitragszahler wahrzu-
nehmen. Sie sind einseitig zu Lasten der Leistungs-
erbringer im Gesundheitswesen tätig. Eine solche 
Politik werden die Sozialdemokraten allerdings 
nicht unterstützen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Egert (SPD): Wir wollen, daß die Portemonnaies 
der Versicherten geschont werden. Dafür werden 
wir unsere Vorschläge machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Faltlhauser. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Jetzt kommt der 
bessere Mann!) 

Dr. Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das war j a filmreif! Da kommt 
Herr Egert hier herauf, spielt Django im Mediziner-
saloon und ballert um sich herum. Ergebnis: Patient 
Gesundheitspolitik tot. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit welchem Recht kommen Sie hier herauf, 
Herr Egert, und mahnen Taten im Gesundheitswe-
sen an? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Haben Sie es 
immer noch nicht verstanden?) 

Heute haben wir 11,44 % GKV-Beitrag. Das ist ge-
nau das Niveau von 1980. Sie haben mit 12 % überge-
ben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben die Beiträge gesenkt, und deshalb haben 
wir jetzt Probleme. Wir haben, im Gegensatz zu 
Ihnen, die Beiträge an die Versicherten wieder zu-
rückgegeben. 

In Ihrer Regierungszeit sind die Beiträge von 
8 auf 12% gestiegen. Wir machen uns Sorge um 
eine mögliche Steigerung von 0,3 bis 0,5 %. Man hat 
Ihnen den Führerschein im Gesundheitswesen ge-
nommen, und nun spielen Sie sich als Fahrlehrer 
auf. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Ihre Forderung nach entschlossenem, schnellem 
Handeln dieses Ministers spiegelt doch die Sehn-
sucht nach und die Vorliebe für bürokratische Re-
gelungen wider. 

(Dr. Vogel [SPD]: Herr Faltlhauser, meinen 
Sie Herrn Blüm?) 

Der SPD-Django ist ein Bürokrat, wie ich meine. 

105 Milliarden DM Einnahmen und 108 Milliar-
den DM Ausgaben berechtigen zur Sorge, aber 
nicht zur Hysterie und zu Katastrophengeschrei. 

(Egert [SPD]: Untätigkeit!) 

Gerade jetzt dürfen wir uns den Blick dafür nicht 
vernebeln lassen, daß wir ein sehr intaktes Gesund-
heitswesen haben, in dessen Rahmen wir mehr als 
100 Milliarden DM in der GKV und weitere 100 Mil-
liarden DM über andere Finanzierungen ausgeben: 
für ein qualifiziertes, dichtes und soziales Gesund-
heitsnetz. Das lassen wir uns durch Ihre Hysterie 
mit Sicherheit nicht kaputtmachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Egert [SPD]: Das hat mit Hysterie nichts 

zu tun! Sie haben keine Argumente!) 

Das sage ich zumal am Weltgesundheitstag, den wir 
heute begehen. 
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Dr. Faltlhauser 
Die Konzertierte Aktion war sicherlich kein Ju-

belfest der Gesundheitspolitik, aber auch kein Tag 
der totalen Entmutigung. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die zehn Leitlinien des Ministers sind ermutigend. 

(Lachen bei der SPD) 

Er hat konstruktive Pflöcke eingesetzt. Vor allem 
hat er deutlich gemacht, daß es zur Stabilisierung 
der Beiträge keine einseitigen Lösungen geben 
kann. Sonderopfer kann es nicht geben; alle müssen 
zur Stabilisierung in positiver Weise beitragen. 

Ich finde auch, daß die entsprechende Vereinba-
rung der Zahnärzte positiv zu bewerten ist. Die 
Sache mit dem Zahnersatz geht in diesem Jahr ge-
nau in die Richtung, in die wir gemeinsam wollen. 
Daß sich die Zahnärzte zu einer Verlängerung der 
Honorarvereinbarung bis Ende des Jahres bereit 
erklärt haben, ist auch positiv. Wenn wir das nicht 
anerkennen, wird es in Zukunft keinen freiwilligen 
Verzicht mehr geben, weil Freiwilligkeit in der Öf-
fentlichkeit und von diesem Parlament nicht mehr 
anerkannt wird. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aha!) 

Positiv ist auch die von der Selbstverwaltung in 
Angriff genommene Regelung für die Großgeräte. 
Herr Egert, Ihr Gesetz brauchen wir nicht mehr. 
Genau das haben wir im Ausschuß vorausgesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In dem Entwurf der Empfehlungen für die Ärzte 
heißt es wörtlich: „Kostendämpfungspolitik muß 
vorwiegend auf Mengenbeschränkungen ausgerich-
tet werden." Konsequenterweise ist dann auch deut-
lich gemacht worden, daß bis zum 30. Juni 1986 im 
Einklang mit dem Zuwachs der Grundlohnsumme 
die Summe von Preis- und Mengenentwicklung her-
angezogen werden muß. Das wäre ein entscheiden-
der Durchbruch gewesen, das wäre auch für die 
anderen Leistungsbereiche ein Modell gewesen. 
Das ist leider — und das beklage ich hier mit Ihnen 
gemeinsam — nicht zustande gekommen. 

Daß dies nicht zustande gekommen ist, bedaure 
ich besonders deshalb, weil hier ein Junktim zwi-
schen dieser Regelung und der Zugangsmöglichkeit 
der Ärzte hergestellt worden ist. Ich halte ein sol-
ches Junktim zwischen Honorardisziplin einerseits 
und Zugangsbremse andererseits nicht für gut. Ich 
halte es nicht für glücklich, daß sich diejenigen mit 
ihren Einkommensvorstellungen nur dann zurück-
halten wollen, wenn diejenigen, die draußen vor der 
Tür stehen, abgehalten werden. Dieses Junktim ist 
nicht glücklich gewesen; da sollten wir mit den Ärz-
ten reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach dieser Konzertierten Aktion, meine Damen 
und Herren, ist die Selbstverwaltung nach wie vor 
gefordert; das sollten wir hier deutlich machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Gesetzgeber wird handeln müssen und han

-

deln. Sie werden sich darauf verlassen können, daß 
dies in diesem Jahr passiert. Nur: die Selbstverwal

-

tung ist aus ihrer Verantwortung nicht entlassen. 
Ich glaube, die Konzertierte Aktion war ein guter 
Start für eine intensive und notwendige Diskus-
sion. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Adam-Schwaetzer. 

(Zuruf von der SPD: Die Lobbyistin hat das 
Wort!) 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Pres-
seeklärungen, die die SPD zur Konzertierten Ak-
tion abgegeben hat, zeigen, daß die Sozialdemokra-
ten nicht bereit und in der Lage sind, aus Mißerfol-
gen der Vergangenheit zu lernen. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Die haben auch 
nichts verstanden! — Lachen bei der SPD) 

Die Kostendämpfungsgesetze der Vergangenheit 
haben angesichts der derzeitigen Kostenentwick-
lung ganz eindeutig gezeigt, daß sie nicht in der 
Lage gewesen sind, die Strukturen langfristig so zu 
verändern, daß Leistungsangebot und Leistungs-
nachfrage in einem ausgewogenen Verhältnis zu-
einander stehen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deshalb, meine Damen und Herren, werden die 
Freien Demokraten als Partei der wirtschaftlichen 
Vernunft 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Als Partei der Arbeitslosen!) 

nicht dabei mitmachen, eine solche kurzatmige Po-
litik fortzusetzen. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie fördern mit Ihrem Ruf nach dem Gesetzgeber 
weiterhin die Haltung auch weiter Kreise in der 
Selbstverwaltung, die ihre eigenen Probleme nicht 
lösen wollen, sondern versuchen, sie auf den Ge-
setzgeber abzuschieben. 

(Zuruf von der SPD: Unverschämtheit!) 

Natürlich ist das einfacher, aber es ist unverant-
wortlich. — Wenn Sie „Unverschämtheit" rufen, 
dann sollten Sie wirklich einmal darüber nachden-
ken, wohin Sie mit Ihrer eigenen Politik kommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Weder in Schweden noch in Großbritannien, was 
Ihnen offensichtlich als Vorbild dient, ist die Ver-
sorgung besser als bei uns, vor allen Dingen ist sie 
dort nicht billiger. 

Wir bedauern es außerordentlich, daß die Verein-
barung für den ärztlichen Bereich nicht zustande 
gekommen ist. Denn hier war ein positiver Ansatz 
enthalten, der von der Selbstverwaltung selber hin-
eingeschrieben worden ist, und dieser Ansatz zielte 
auf eine Mengenbegrenzung. Dies muß für die zu-
künftigen Verträge in der Tat wichtig sein. 

Allerdings war das, was die Ärzte verlangten, un-
akzeptabel, nämlich ein Junktim mit gesetzlichen 
Maßnahmen zur Begrenzung der Ärzteschwemme. 
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Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Wir sind ja bereit, mit uns darüber reden zu lassen, 
ein Bedarfsplanungsinstrumentarium zur Verhin-
derung einer Überversorgung in der Reichsversi-
cherungsordnung niederzuschreiben. Auch das 
Hausarztmodell der Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung trägt für uns durchaus bedenkenswerte 
Züge. Wir sind bereit, mit uns da reden zu lassen, 
wo es gesetzlicher Maßnahmen bedarf. 

Wir begrüßen es außerordentlich, daß die zahn-
ärztlichen Verträge verlängert werden. Wir denken, 
daß dies ein Beispiel auch für andere sein könnte. 
Wir können nicht verstehen, daß sich die Kranken-
häuser ihrer Verantwortung wieder einmal entzo-
gen und so deutlich gemacht haben, daß sie es mit 
ihrer eigenen Verantwortung gegenüber der Bei-
tragssatzstabilität in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung nicht ernst meinen. 

Auch die Preisvergleichsliste, meine Damen und 
Herren, ist ein Bereich, in dem weiterverhandelt 
werden soll, werden muß. Wir würden es begrüßen, 
wenn die Apotheker ihren Sachverstand hier mit 
einbringen können. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Und die Phar
-

maindustrie!) 

Insgesamt: Die Selbstverwaltung hat ihre Mög-
lichkeiten noch nicht ausgeschöpft. Sie wird weiter

-

verhandeln, sie muß weiterverhandeln. Wir fordern 
die Selbstverwaltung auf, ihre Verantwortung für 
die Stabilität der Lohnnebenkosten ernst zu neh-
men. Sie hat uns zugesagt, daß sie das tun will. Wir 
wollen, daß die Instrumente ausgeschöpft werden. 

Aber daneben muß es im Gesundheitswesen eine 
Strukturdiskussion langfristiger Art geben. Wir be-
grüßen deshalb den Zehnpunktekatalog des Bun-
desarbeitsministers. Wir stellen fest, daß es hier 
mehr Übereinstimmung zwischen CDU und FDP 
gibt, als es je mit den Sozialdemokraten gegeben 
hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen — das kommt in diesem Katalog sehr 
deutlich zum Ausdruck — die Selbstverantwortung 
sowohl der Leistungserbringer wie der Patienten 
durch eine langfristige Strukturreform fördern. 

Solidarität und Subsidiarität, das bedeutet, daß 
der Leistungskatalog überprüft werden muß. Das 
bedeutet auch: Vorrang für Gesundheitserziehung 
und Gesundheitsaufklärung. Hier sind Familie, 
Schule und Selbstverwaltung gefordert. 

Wir wollen der Selbstverwaltung zusätzliche In-
strumente an die Hand geben, auch um eine gleich-
mäßige Niederlassung der Kassenärzte zu bewir-
ken. 

Wir wollen den Gestaltungsspielraum der Kassen 
erweitern. Hier sollen Pflichtleistungen in Sat-
zungsrecht überführt werden. Wir denken z. B. an 
Teile von Sehhilfen, Hörhilfen und Zahnersatz. Das 
stärkt den Wettbewerb um eine günstige Leistungs-
erbringung und niedrige Beitragssätze auf der Seite 
der Kassen. 

Wir wollen darüber hinaus aber auch die Wettbe-
werbsbedingungen zwischen den einzelnen Kassen 

angleichen. Das betrifft den Beitragseinzug, eine 
Gleichstellung zwischen den Kassenarten, die Po-
liklinikverträge, aber auch die zugeteilten Risiken. 

Dies sind Ansätze für bessere Strukturen im Ge-
sundheitswesen. Wir wollen weg von einer kurzat-
migen Politik, wie sie die Vergangenheit ausge-
zeichnet hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich denke, das werden wir schaffen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Herren und Damen! Schon im No-
vember des vorigen Jahres haben wir in der De-
batte vor der Kostenexplosion im Gesundheitswe-
sen gewarnt. Die Koalition hat durch ihre Sprecher 
seinerzeit erklären lassen, daß sie das bestreite; es 
gebe nur Kostensteigerungen. Ich zitiere: „Diese 
Regierung und die Koalition haben das ganze Sy-
stem in der Hand." Das sehen wir in den letzten 
Tagen. 

Schon damals haben wir vor einer Verharmlo-
sung gewarnt. Wir haben insbesondere vor Fahrläs-
sigkeit, Hilflosigkeit und Konzeptionslosigkeit ge-
warnt. Leider haben sich unsere Befürchtungen be-
stätigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Regierung hat kein Konzept zur Bewältigung 
der Kostenprobleme im Gesundheitswesen. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Abwarten!) 

Eben haben wir wieder ein Beispiel bekommen. Die 
FDP ist typisch dafür. Sie blockiert in dieser Koali-
tion die Konzepte, wenn sie sich überhaupt einmal 
andeuten. Sie blockieren sich gegenseitig. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Ich denke, wir ha-
ben keines! Sie sagten gerade, wir hätten 

keines!) 

Was an Lösungsvorschlägen überhaupt zu erken-
nen ist, ist Wirkungslosigkeit. Die FDP — dafür 
haben wir eben ein Beispiel bekommen — versteht 
sich nicht als Wahrer der Interessen der Beitrags-
zahler, sondern als Wahrer der Interessen der Ärz-
te, der Zahnärzte und der Pharmaindustrie. 

(Beifall bei der SPD) 

Die personelle Infrastruktur dieser Fraktion macht 
das deutlich. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Jetzt kommt 
die Neidmasche!) 

Die FDP versteht sich als verlängerter Arm der 
Standes- und Interessenpolitik für diejenigen, die 
sich an unserem Gesundheitswesen auf Kosten der 
Beitragszahler eine goldene Nase verdienen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 
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Frau Steinhauer 
Nicht umsonst haben einige Ihrer Freunde auf dem 
Saarbrücker Parteitag der Partei soziale Kälte vor-
geworfen. 

Die Gesundheitspolitik zeigt aber auch: Sie ist die 
Partei der sozialen Kälte 

(Dr. George [CDU/CSU]: Zieht euch warm 
an!) 

und des Klassenkampfes von oben nach unten. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehört, den Ärzten, Zahnärzten und der Phar-
maindustrie etwas ins Portemonnaie zu geben, den 
Beitragszahlern etwas aus dem Portemonnaie zu 
nehmen. Sagen Sie doch ehrlich, Sie wollen die 
Selbstbeteiligung. Ich habe eben nichts Konkretes 
gehört, nur verbrämt etwas. Dann kommt die 
Selbstbeteiligung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben doch 
Sie eingeführt!) 

Haben Sie, Herr Minister Blüm, eigentlich von 
den Beschlüssen der CDA — Vorsitz Norbert Blüm 
— Kenntnis genommen? Die CDU-Sozialaus-
schüsse haben Forderungen an Sie gestellt. Ich 
weiß nicht, wie Sie es machen, daß Sie hier spalten: 
einmal der Minister, einmal der Vorsitzende der 
CDA. Die CDA fordert: keine Selbstbeteiligung. 

(Hört! Hört! und Beifall bei der SPD) 

Das Arbeitsministerium bereitet eben das vor; Ar-
beitsminister: Minister Blüm. Offensichtlich ist das 
das ganze Konzept, das Sie haben: nach wie vor 
Versicherte belasten. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Man kann die CDA nur unterstützen, wenn sie sagt: 
Die Selbstbeteiligung ist die Einführung des Zwei-
klassenrechts durch die Hintertür. 

(Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Ihr habt sie doch eingeführt!) 

Das heißt doch: Weil du arm bist, mußt du früher 
sterben! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die CDA — Vorsitz: Blüm — fordert eine Kon-
trolle der Preispolitik der Pharmaindustrie. Das Ar-
beitsministerium — Vorsitz: Blüm — lehnt dies ab. 
Die CDA — Vorsitz: Blüm — fordert eine wirksame 
Begrenzung der Ärzteeinkommen. Das Arbeitsmi-
nisterium lehnt dies ab. 

Es ist nicht damit getan, Herr Blüm, daß Sie, wie 
in den letzten Tagen geschehen, Appelle ausspre-
chen. Damit haben Sie ja schon in den letzten Ta-
gemn Schiffbruch erlitten. Die Feststellung der 
CDA, daß einige Anbieter die Hemmschwelle über-
schritten haben, indem sie einen Nachholbedarf 
geltend machen, kann man nur unterstreichen. 

Der Katalog läßt sich fortsetzen. Wir Sozialdemo-
kraten können die gesundheitspolitischen Forderun-
gen der CDA mittragen. Der CDA-Vorsitzende Blüm 
tut so, als gäbe es sie nicht. Ich kann nur sagen: Kol-
lege Norbert Blüm, wie tief bis du gesunken. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Es ist ganz eindeutig, auf wessen Seite die Koali-
tion in der Gesundheitspolitik steht: auf der Seite 
des großen Geldes. Wenn es dazu noch eines Bewei-
ses bedurfte, so hat ihn der Bundeskanzler geliefert. 
Er hat den Spitzenverbänden der gesetzlichen Kran-
kenversicherung, die im Gesundheitswesen die In-
teressen von über 90% der Bürger vertreten, drei-
mal ein Gespräch abgelehnt. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, Sie müs-
sen zum Schluß kommen. 

Frau Steinhauer (SPD): In dieser Zeit hat er sich 
zweimal mit den Vertretern der Ärzte, die die Inter-
essen von nur 40 000 Personen vertreten, getroffen. 

Das ist eine Rückwärtswende. Das ist ein Abbau 
im Sozialrecht, ein Abbau in der Sozialversicherung 
— alles zu Lasten der sozial Schwächeren. Diejeni-
gen, die anbieten, die sich eine goldene Nase verdie-
nen, werden gestärkt. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Immer die alte Leier!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Appellist! — 
Weiterer Zuruf von der SPD: Ankündi

-

gungsminister!) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich hatte eigentlich nicht vor, heute morgen 
über die Vergangenheit zu sprechen; denn die Ver-
gangenheitsbetrachtung leistet keinen Beitrag, die 
Zukunft zu bewältigen. Wir müssen die Zukunft be-
wältigen. 

(Zurufe von der SPD) 

Nur: Nach den Reden der sozialdemokratischen 
Kollegen muß ich doch noch ein paar Sachen zur 
Geschichte sagen. 

Sehr verehrter Herr Kollege Egert, Sie waren 
doch Parlamentarischer Staatssekretär. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Aber da hat er 
auch nichts getan!) 

Wenn die Ausgabensteigerung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung eine Kostenexplosion ist, 
dann ist die SPD der Sprengmeister dieser Explo-
sion gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Egert [SPD]: Ein Versager versucht, sich 
freizusprechen! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 
— Ich will es in Zahlen nachweisen; Sie können 
ganz ruhig bleiben. Von 1970 bis 1982 stiegen die 
Leistungsausgaben von 23 Milliarden DM auf 103 
Milliarden DM. Das ist eine Steigerung um das 
Vierfache. Von 1970 bis 1975 

(Zurufe von der SPD) 
— hören Sie sich doch die Zahlen an; darüber kön-
nen wir doch nicht streiten — gab es eine Ausga-
bensteigerung pro Mitglied von  17,4%. 
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Bundesminister Dr. Blüm 
Herr Egert, in dem letzten Jahr, in dem Sie Parla-

mentarischer Staatssekretär waren, hatten wir ei-
nen Beitragssatz von 12%. Derjenige, den wir jetzt 
haben, ist immer noch zu hoch, viel zu hoch, aber er 
ist niedriger als der Beitragssatz, mit dem Sie sich 
verabschiedet haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Lebhafte Zurufe von der SPD) 

Frau Kollegin Steinhauer, wenn Sie fragten, wie 
tief ich gesunken sei, dann kann ich Ihnen sagen: 
nicht so tief, wie die SPD damals war. 12 % sind j a 
tiefer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wissen Sie, es gibt ein 
orientalisches Märchen. Da entzieht sich der Ein-
brecher der Verfolgung, indem er durch die Menge 
eilt und ruft: „Haltet den Dieb!", und alle glauben, er 
sei der Verfolger des Diebes. Dadurch lenkt er ab. 
Dieses Märchen sollten Sie sich zum parteiamtli-
chen Märchen der SPD erklären: Haltet den Dieb! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn ich eine Aktuelle Stunde zu diesem Thema 
beantragen würde, dann würde ich eine Aktuelle 
Stunde zum Gedächtnisschwund der Sozialdemo-
kraten beantragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Die Medizin scheint zu wirken, wie ich sehe; der 
Blutkreislauf kommt in Bewegung. 

Kommen wir zu den Themen! Bleiben wir einmal 
bei ein paar Themen! 

Ärzteschwemme: 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

1978 — Herr Egert, ganz ruhig bleiben; das ist Ihre 
Zeit — hat das Wissenschaftliche Institut der Orts-
krankenkassen 

(Zurufe von der SPD) 

bereits auf die qualitativen und quantitativen Pro-
bleme der Ärztezahl hingewiesen. Im gleichen Jahr 
hat das Zentralinstitut der Zahnärzte ein Gutachten 
vorgelegt. Da waren Sie noch vier Jahre im Amt. 
Aber keine Konsequenz daraus! Aber Sie verlangen 
von mir, daß ich nach zwei Jahren sozusagen alle 
Probleme löse. 

(Zurufe von der SPD) 

Also, weniger, als Sie gemacht haben, konnten wir 
gar nicht machen. Weniger als Null kann man näm-
lich nicht machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber wir haben gehandelt. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir legen das Modell „Ärzte im Praktikum" vor, die 
Verlängerung der Vorbereitungszeit für die Kassen-
ärzte. Ich glaube, daß auch über Kapazitätsgrenzen 
gesprochen werden muß, und zwar nicht unter dem 
Gesichtspunkt, die Türen zu schließen, nicht unter 
dem Gesichtspunkt „Geschlossene Gesellschaft", 

sondern um die Qualität der Ausbildung zu si-
chern. 

(Zurufe von der SPD) 

Denken Sie an die Krankenhausgesetzgebung. 
Sie haben 1972 ein Jahrhundertgesetz vorgelegt. 
Wenn ich richtig rechnen kann, müßte das nächste 
Krankenhausgesetz von Ihnen erst im Jahr 2072 
gefordert werden. Ihre Jahrhunderte waren immer 
sehr klein. Aber sehr zu Recht haben Sie mit uns 
gefordert, daß wir es verbessern. Und wir haben es 
verbessert. 

(Zurufe von der SPD) 

Es gibt die vorauskalkulierten Selbstkosten und da-
mit einen Gestaltungspielraum. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Krankenkassen und die Länder sind zu Einver-
nehmen aufgefordert. Wir haben Schiedsstellen. Sie 
hätten sich die Finger danach geleckt, wenn Sie 
jemals eine Schiedsstelle zustande gebracht hät-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Sie reden gegen die Auflösung der Mischfinan-
zierung. Fragen Sie doch mal in den Landtagen 
Ihre Fraktionen und Ihre Finanzminister. Sie kön-
nen doch hier nicht bekämpfen, was Sie in den 
Landtagen bejubeln. Sie müssen sich schon einig 
werden, was Sie jetzt eigentlich fordern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wir werden auch eine Pflegesatzverordnung brin-
gen, schneller, als es die SPD je zustande gebracht 
hat. Denn wir müssen für mehr Wirtschaftlichkeit 
im Krankenhaus sorgen. 

Lassen Sie mich noch ein paar Bemerkungen zur 
augenblicklichen Situation machen. Es geht aus 
meiner Sicht nicht nur um Kostendämpfung. Es 
geht nicht darum, so einfach buchhalterisch Kosten 
zurückzunehmen. Es geht um eine Neuorientierung 
des Gesundheitssystems, in der Wirtschaftlichkeit 
und Gesundheit keine Gegensätze sind. Es geht 
darum, den medizinischen Wandel aufzufangen, 
auch im Gesundheitssystem. Es ändert sich doch 
Tag für Tag; es ändern sich auch die Schwer-
punkte. 

(Zurufe von der SPD) 

Es geht auch um die gesamtwirtschaftlichen Bedin-
gungen. Da spielen die Lohnnebenkosten eine ent-
scheidende Rolle. Deshalb werden wir uns mit Bei-
tragssteigerungen nicht abfinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Notwendig ist auch ein Bewußtseinswandel. Die 
Gesundheit ist nicht kaufbar. Sie ist nicht einfach 
von anderen lieferbar. Hier muß auch das Bewußt-
sein der Eigenverantwortung gestärkt werden, da 
Gesundheit auch das Ergebnis von Anstrengung 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Dr. Vogel [SPD]) 
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Bundesminister Dr. Blüm 
Zweitens. Nicht alles, was teuer ist, ist auch gut. 

Auch dies ist ein Mißverständnis. 

Drittens. Nicht alles, was gesundheitspolitisch 
machbar ist, muß von der gesetzlichen Krankenver-
sicherung finanziert werden. Wissen Sie, meine Da-
men und Herren: Welchen Anteil seines Einkom-
mens der einzelne für seine Gesundheit ausgibt, ist 
seine freie Entscheidung. Im Unterschied zu Ihnen 
habe ich nicht den Ehrgeiz, Vormund zu sein. Die 
Frage ist, was mit den Beiträgen einer Pflichtversi-
cherung bezahlt wird. Das ist die entscheidende 
Frage. Da kann es nicht so sein, daß wir jede Baga-
telle bezahlen. Da kann es nicht so sein, daß wir 
jeden Anspruch über das gesundheitspolitisch Not-
wendige hinaus bezahlen. 

(Zurufe von der SPD) 

Sonst würde derjenige, der bescheidene Ansprüche 
hat, den Luxus des anderen mit seinen Pflichtbei-
trägen mitbezahlen. Das wäre doch eine Umvertei-
lung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Lassen Sie nur. Ich komme ja gleich darauf. 
Warum soll ein Pflichtversicherter mit seinem Bei-
trag einen Superzahnersatz bezahlen, den er gar 
nicht will? 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Ja, es geht um das Geld der Arbeitnehmer. Es 
) geht wirklich um ihre Groschen. Deshalb brauchen 
wir eine Konzentration auf das gesundheitspoli-
tisch Notwendige. Dabei ist außerhalb jeden Zwei-
fels: Wer krank ist, muß geheilt werden. Da darf 
Einkommen keine Rolle spielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Es geht um zwei Programme: ein kurzfristiges 
und ein mittelfristiges. Jetzt muß gehandelt wer-
den. 

(Zurufe von der SPD) 

Jetzt steigen die Beiträge. Wir handeln aber doch 
nicht ohne auch ein mittel- und langfristiges Ziel. 
Manchmal habe ich bei den Sozialdemokraten den 
Eindruck: Wenn die „langfristig" sagen, meinen sie, 
die Sache müsse auch erst langfristig angegangen 
werden. Ich denke, wir brauchen die Kombination 
einer Doppelstrategie: 

(Zurufe von der SPD) 

jetzt das Mögliche machen, aber die langfristigen 
Ziele nie aus den Augen verlieren, weil jeder Schritt 
ein Schritt auf diese langfristigen Ziele hin sein 
muß. Sonst ist eine Politik in Gefahr, sich im Kreis 
zu bewegen. Das scheint ja das Modell Ihrer Fort-
schrittsbewegung zu sein. 

Ich finde es gut, daß die zehn Punkte, die wir in 
der Konzertierten Aktion vorgelegt haben, ein posi-
tives Echo bei allen Beteiligten, bei den Gewerk-
schaften, den Arbeitgebern, den Anbietern, gefun

-

den haben. Das finde ich einen guten Ausgangs-
punkt. 

(Egert [SPD]): Betrügen Sie sich doch nicht 
selbst, Herr Minister!) 

— Ich stehe hier gar nicht jubelnd mit einem Er-
gebnis der Konzertierten Aktion, das doch nieman-
den befriedigen kann, meine Damen und Herren. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist der richtige 
Satz!) 

Die Konzertierte Aktion ist doch nicht der Arbeits-
minister, das sind alle Beteiligten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Da sind wir wieder alle 
beteiligt! — Bindig [SPD]: Aktuelle Stunde! 

Reden Sie nicht so lange!) 

Wir haben eine Vereinbarung im Hinblick auf die 
Großgeräte getroffen. Das halte ich bei allen Beden-
ken, bei aller Kritik für einen großen Erfolg. Die 
Preisvergleichsliste ist auf dem Weg. Sie hätten 
doch Beflaggung angeordnet, wenn ein Arbeitsmini-
ster von Ihnen ein solches Ergebnis zustande ge-
bracht hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Diese dummen Sprüche! 
Das ist doch hier keine Karnevalssitzung!) 

Meine Damen und Herren, unzufrieden müssen 
wir auf dem Gebiet der Arzneimittel sein. Da kann 
es nicht so bleiben, wie es ist. In der Tat, die Selbst-
verwaltung hat Vorfahrt. Sie ist nicht gefahren. 
Dann muß der Staat die Rahmenbedingungen ver-
bessern. 

(Dr. Vogel [SPD]: Alles Gerede: Kranke 
müssen geheilt werden! — Bindig [SPD]: 

Ihre Zeit ist abgelaufen!) 

Wir können uns nicht damit abfinden, daß die Arz-
neimittelkosten davonlaufen. 

Wir müssen auch fragen: Erlahmen die Kräfte 
des Kompromisses? Ich möchte diese Stunde auch 
dazu benutzen, nicht resignativ die Selbstverwal-
tung sozusagen zu verabschieden, sondern nach wie 
vor das Angebot einer Kooperation des Staates mit 
der Selbstverwaltung zu machen. Sie können sicher 
sein: Wir werden handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Egert [SPD]: Jämmerlich! — Immer [Alten-
kirchen] [SPD]: Dieser Mann kann nicht 

geheilt werden!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Glombig. 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Vorstellung des Bundesarbeitsmi-
nisters war nicht mehr so selbstbewußt, wie wir es 
sonst von ihm gewohnt gewesen sind. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Ich finde, das, was wir heute morgen gehört haben, 
klang schon ziemlich weinerlich. 

(Beifall bei der SPD) 
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Glombig 
Im Grunde genommen kann er einen dauern, dieser 
Bundesarbeitsminister, 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Er ist 
krank!) 

aber nicht etwa deshalb, weil er nur Feinde hätte — 
er hat auch viele Freunde —, sondern einfach des-
wegen, weil er unfähig ist, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

mit den Schwierigkeiten fertig zu werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist er vor allem deswegen, meine Damen und 
Herren, weil er versucht, Politik mit Sprüchen zu 
machen. Es sind zwar markige Sprüche, aber auch 
das läßt merklich nach. 

(Dr. Vogel [SPD]: Fade!) 

Aber immerhin. Man hat es doch sehr schwer, ihm 
zu glauben, daß er mit diesen Sprüchen die Zukunft 
wird bewältigen können. 

Er hat hier von einer Doppelstrategie gesprochen. 
Das ist richtig. Die Doppelstrategie besteht darin, 
daß die CDU — vor allem die Sozialausschüsse der 
CDU — etwas anderes will als die CSU und daß 
CDU und CSU vielleicht etwas anderes wollen als 
die FDP. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist eine 
Dreifachstrategie!) 

Daß die FDP etwas anderes will, wissen wir aus 
gemeinsamen Zeiten der sozialliberalen Koalition. 
Dies will aber auch eine Mehrheit der CDU/CSU. 
Also schlicht: Es wird hier um den heißen Brei her-
umgeredet. Es steht nur ein großes Menetekel da-
hinter, und das heißt Selbstbeteiligung. Es haben 
bloß noch nicht alle den Mut, dies auch mit aller 
Deutlichkeit zu sagen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Dies allein steckt dahinter. Das ist die Doppelstrate-
gie. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Ihr habt doch 
die Selbstbeteiligung eingeführt!) 

— Aber hören Sie mal: Von den Kostendämpfungs-
maßnahmen, die die sozialliberale Koalition ge-
schaffen hat, haben Sie noch eine ganze Zeit ge-
lebt. 

(Beifall bei der SPD) 

Hätten Sie, statt Zehnpunkteprogramme aufzustel-
len, weil Sie sich nicht hinsichtlich der tatsächlich 
einzuschlagenden Maßnahmen einigen können, 
rechtzeitig Maßnahmen ergriffen, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Mit uns zusam

-

men!) 

mit einer Absicherung gesetzlicher Art für die Maß-
nahmen, die durch die Selbstverwaltung zu ergrei-
fen gewesen wären, 

(Dr. Vogel [SPD]: Haben wir ja angebo

-

ten!) 

sähe es heute auch im Gesundheitswesen, insbeson-
dere hinsichtlich seiner Finanzierung, anders aus, 
als es tatsächlich aussieht. 

(Beifall bei der SPD) 

Gerade Sie von der CSU, lieber Kollege Faltlhau-
ser, haben doch nun auf Überlegungen, die von sei-
ten des Bundesarbeitsministers und seiner Freunde 
so als zarte Pflanze emporsprießen, mit Kanonen 
geschossen. Gerade Sie sind es doch gewesen. Sie 
wollen doch nicht sagen, daß es hier eine Einigkeit 
zwischen CDU und CSU gäbe. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Doch!) 

Die gibt es hier so wenig wie auf anderen Gebieten 
der Sozialpolitik. Wir wissen dies schon richtig zu 
deuten. Dies alles ist nichts anderes als ein Alibi 
fürs Nichtstun. 

Am Schluß ergibt sich nur die Alternative: entwe-
der Beitragssatzsteigerungen für die Versicherten 
oder Kostenbeteiligung oder aber beides. Wenn es 
darum geht, nun wirklich Maßnahmen gesetzlicher 
Art zu ergreifen, um die Macht der Anbieter von 
Gesundheitsleistungen zu beschneiden, dann fallen 
Sie auseinander, dann ist von Ihrer Seite nichts 
mehr hinsichtlich konkreter Maßnahmen zu hören. 
Ich sage einmal: Die Zahnärztepartei FDP hindert 
Sie sehr wahrscheinlich daran, das Notwendige zu 
tun, so wie sie es auch bei uns getan hat. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Was haben Sie gegen 
Zahnärzte?) 

Es bleibt zum Schluß wiederum nur die Kostenbe-
teiligung. 

Meine Damen und Herren, es fällt auf, daß die 
Rede des Bundesarbeitsministers zur Eröffnung 
der Konzertierten Aktion in vielen Punkten bemer-
kenswert vage gehalten war. Nur in einem Punkt — 
es  kommt mir darauf an, das klarzumachen — 
wurde er — das ist ebenso bemerkenswert, aber 
nicht unerwartet — sehr konkret, nämlich da, wo es 
um die Selbstbeteiligung der Versicherten an ihren 
Krankheitskosten geht. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Hört! Hört!) 

Lassen Sie mich dazu einige grundsätzliche Be-
merkungen machen, weil ich meine, daß eine Ak-
tuelle Stunde nicht nur dazu dienen kann, sich ge-
genseitig anzumachen, sondern auch etwas zur 
Sache zu sagen. Das Wort Selbstbeteiligung ist 
falsch und irreführend. Es soll suggerieren, daß es 
irgendeine Leistung in unserem Gesundheitswesen 
gibt, die die Beitragszahler nicht selbst bezahlen. 
Dies ist falsch. Jede Leistung des Gesundheitswe-
sens — das gilt, im Gegensatz zu anderen Zweigen 
der Sozialversicherung, im Gesundheitswesen aus-
nahmslos — finanzieren die Beitragszahler ohne-
hin über ihre Beiträge selbst. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie kriegen keinen Pfennig von irgend jemandem 
dazu. Gibt es das vergleichsweise woanders? Gibt es 
das z. B. bei der Altershilfe für Landwirte oder bei 
der Krankenversicherung für Landwirte? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Arbeitge-
ber!) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 130. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. März 1985 	9605 

Glombig 
— Dies ist der erarbeitete Anteil der Arbeitnehmer. 
Das heißt: Auch dies haben die Arbeitnehmer erar

-

beitet. Deswegen kann ich das so nicht gelten las

-

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Sie 
müssen Ihren Schlußsatz sprechen. 

Glombig (SPD): Es wird Selbstbeteiligung gefor-
dert, um die Kostenentwicklung zu bremsen, also 
eine Beitragserhöhung zu vermeiden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter — — 

Glombig (SPD): Meine Damen und Herren, 
Selbstbeteiligung ist aber eine Beitrags- bzw. Abga-
benerhöhung allein zu Lasten der Arbeitnehmer 
ohne Erhöhung des Arbeitgeberanteils. 

Vizepräsident Westphal: Dies war der letzte Satz, 
Herr Abgeordneter. 

Glombig (SPD): Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müller (Wesseling). 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich las 
heute morgen im „Kölner Stadtanzeiger", daß der 
Kollege Glombig davon spricht, das gestrige Ergeb-
nis sei ein Fiasko des Ministers Blüm. 

(Demonstrativer Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, ich glaube, das ist das 
Fiasko der SPD, 

(Lachen bei der SPD) 
denn jahrelanges Nichtstun hat das bewirkt, was 
wir heute vorfinden. Ich möchte Norbert Blüm ein 
ganz herzliches Wort des Dankes und der Anerken-
nung für das sagen, was er jetzt mutig tut. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieser Minister hat Mut bewiesen. Er packt die Pro-
bleme an, die Sie jahrelang liegengelassen haben, 
meine Damen und Herren von der SPD. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wo ist denn Ihr Konzept? Ich habe hier heute mor-
gen vom Kollegen Egert nur eine Beschimpfung des 
Ministers gehört. Ich habe von der Frau Kollegin 
Steinhauer nichts anderes gehört als das, was die 
CDA gesagt hat, und ich habe vom Kollegen Glom-
big auch nichts Neues gehört. Wo ist denn Ihr Kon-
zept? Sie stellen sich hierhin, reden und schimpfen, 
aber Sie haben nichts zu bieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, wir sollten uns hier einmal über fol-
gendes einig werden: Die Lasten können nicht auf 
einige wenige Schultern, sondern sie müssen auf 
alle Schultern verteilt werden. Ich halte nichts da-
von, jetzt einen Sündenbock zu suchen und die 
Schuld einseitig den Ärzten, der Pharmaindustrie 
oder gar den Versicherten zu geben. Schuld haben 
alle, die sich nicht vernünftig verhalten, vor allem 

aber die Politiker, die dieses System 13 Jahre lang 
so haben wuchern lassen. Da liegt nämlich die 
Schuld. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor einem Weg möchte ich ganz besonders war-
nen, nämlich weiter an der Beitragsschraube zu 
drehen. Das ist der bequemste, aber auch der völlig 
falsche Weg. Es muß endlich aufhören, immer nur 
die Position der Leistungsempfänger zu sehen und 
weniger die Position des Beitragszahlers. Es gibt 
nämlich nicht nur Gerechtigkeit für den Leistungs-
empfänger, sondern es muß auch eine Gerechtig-
keit für den geben, der die Leistungen aufbringen 
muß. Ständig steigende Beiträge sind von Übel. Sie 
behindern den wirtschaftlichen Aufschwung, ge-
fährden die Sicherheit bestehender Arbeitsplätze 
und behindern auch die Schaffung neuer Arbeits-
plätze. 

Ein zweites. Wer wirksam die Kosten begrenzen 
will, muß für mehr Leistungs- und Kostentranspa-
renz sorgen. Es kann nicht länger angehen, daß die 
Versicherten im unklaren über ihre Behandlungs-
kosten gelassen werden. Daher sind pauschale Ver-
gütungssätze und anonyme Abrechnungsverfahren, 
so wie wir sie bis heute kennen, nicht mehr zeitge-
mäß. Jeder Patient muß wissen, welche Kosten für 
welche Behandlung berechnet werden. Man kann 
nur dann von ihm ein kostenbewußtes und verant-
wortliches Handeln erwarten, wenn er auch weiß, 
was der Arzt in Rechnung stellt. Wir brauchen end-
lich den mündigen Patienten. 

Wer verantwortlich mitwirken soll, muß auch bes-
ser über seine Gesundheit Bescheid wissen. Daher 
muß die Gesundheitserziehung in der Familie, in 
der Schule und auch am Arbeitsplatz verbessert 
werden. Auf den Gebieten der Vorbeugung und der 
Früherkennung stecken wir noch in den Kinder-
schuhen. Da kann und muß noch vieles getan wer-
den. Ich denke, nur durch eine nachhaltige Aufklä-
rung wird die Bereitschaft zum vernünftigen Um-
gang mit der Gesundheit gefördert. 

Dazu gehört auch ein vernünftigerer Umgang mit 
den Medikamenten. Für viele Menschen ist das 
Arzneimittel heute leider zum Problemlöser für al-
les geworden. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wer verursacht 
das?) 

Bei vielen Medikamenten ist die Wirkung aber 
höchst fragwürdig und schadet oft mehr, als sie 
nützt. 

(Beifall bei der SPD) 

Jahr für Jahr landen Medikamente für über 1 Mil-
liarde DM im Mülleimer. Immer noch werden viel 
zu teure Präparate und Großpackungen dort ver-
schrieben, wo preiswertere zur Verfügung stehen, 
aber auch kleinere Packungen verschrieben werden 
können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Frau 
Fuchs [Köln] [SPD]: Wer macht denn 

das?) 

Hier könnte sehr viel gespart werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Müller (Wesseling) 

Warum brauchen wir 50- bis 70 000 Arzneimittel auf 
dem Markt, wenn wir mit 2000 auskämen? 

(Beifall des Abg. Dr. Dregger [CDU/CSU] 
und bei der SPD) 

Warum ist Deutschland eigentlich das einzige 
Land, wo die Träger der gesetzlichen Krankenversi-
cherung keinen Einfluß 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr gut!) 

auf Menge und Qualität dessen haben, was sie be-
zahlen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

— Das hätten Sie in Ihrer Zeit ja alles regeln kön-
nen. Da haben Sie das aber alles laufen lassen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Dieselbe FDP wie da

-

mals! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Ein Letztes, meine Damen und Herren. Selbstbe-
teiligung kann nach unserem Verständnis nicht nur 
eine Sache für die Versicherten sein, Selbstbeteili-
gung muß für alle gelten. Eine Selbstbeteiligung 
ohne Steuerungseffekt lehnen wir ab, denn sie wäre 
nichts anderes als eine versteckte Beitragserhö-
hung. 

Ich komme zum Schluß: Es muß uns gelingen, die 
Kosten im Gesundheitswesen so zu verringern, daß 
die Leistungsfähigkeit der Krankenversicherungen, 
der medizinische Standard und auch die medizini-
sche Versorgung der Bevölkerung weiter gesichert 
bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP sowie bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müller (Bremen). 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Unangenehme in 
dieser Diskussion ist im Grunde genommen, daß, 
wenn es um Gesundheits- und Sozialpolitik geht, 
der CDU, Herrn Blüm und auch Ihnen, Frau Adam-
Schwaetzer, offensichtlich immer der Begriff 
Selbstverwaltung einfällt. Selbstverwaltung fällt Ih-
nen immer dann ein, wenn es um sozial Schwache 
geht, und genau dann kommt der Appell an die 
Eigenverantwortung. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wenn ich dann höre, daß Wirtschaftlichkeit und 
Gesundheit kein Gegensatz sein sollen, frage ich 
mich allerdings, warum es eigentlich in der Bundes-
republik keinen wirtschaftlichen Bereich — keine 
Branche — gibt, in dem in dem Ausmaß verdient 
wird wie im Gesundheitsbereich. Das muß doch 
seine Gründe haben! Die einen verdienen an der 
Krankheit, und das geht immer auf Kosten der an-
deren. Für diejenigen, die in einer Situation des 
zunehmenden Sozialabbaus krank werden und de-
nen jetzt Bagatellkosten aufgedrückt werden sollen, 
ist das natürlich insofern ganz besonders fatal, als 
in Zukunft die Kosten des Gesundheitssystems 
noch weiter steigen werden, weil wir, wenn wir in 
diesem Bereich, bei den Bagatellkosten, einsparen, 

in Zukunft mit größeren und härteren Krankheiten 
konfrontiert sein werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eine Gesundheitspolitik, die wirklich eine Ko-
stenreduzierung erreichen will und das ernst 
nimmt, kann nicht anders vonstatten gehen, als daß 
zumindest der Ansatz gemacht wird, an den Ursa-
chen von Krankheit anzusetzen. Das Ausmaß von 
Umweltkrankheiten — Allergien, Pseudokrupp usw. 
— ist in den letzten Jahren erheblich gestiegen und 
ist mit eine entscheidende Ursache für das Steigen 
der Krankheitskosten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich finde es fatal und auch zynisch, wenn man 
dann von Eigenverantwortung spricht. Ich habe da-
bei die an Pseudokrupp erkrankten Kinder vor Au-
gen, denen man nun wirklich nicht — in keinster 
Weise! — ungesundes Leben oder dergleichen vor-
werfen kann. Es ist Zynismus in Fragen der Ge-
sundheitspolitik, wenn man angesichts von solchen 
Krankheitsbildern von Eigenverantwortung redet. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ein Quatsch! 
— Unsinn!) 

Wenn man überhaupt etwas machen will, um die 
Kosten von Krankheit einzuschränken, käme es 
mir darauf an, dafür zu sorgen, daß das, was hier an 
Profiten möglich ist, reduziert wird. Da kommt 
nichts anderes in Frage als ein radikaler Preisstopp 
für Medikamente und für Pharmamittel, die auf die 
jetzige Art und Weise wirklich das Gesundheitssy-
stem belasten. Wenn Sie da nicht herangehen, wird 
es Ihnen nie gelingen, die Situation zu verändern, in 
der — das ist offensichtlich Marktwirtschaft — im 
internationalen Vergleich die Pharmaka besonders 
teuer sind, und der Verbrauch besonders hoch ist. 
Wenn Sie diese Schere nicht aufhalten, werden Ih-
nen — und zwar alle zwei Jahre wieder — die 
Gesundheitskosten davonlaufen. 

Was noch ein Anliegen wäre, um die Exzesse zu 
verhindern, die auf dem Gesundheitsmarkt zu beob-
achten sind, wäre meiner Ansicht nach ein radika-
les Werbeverbot, nicht ein Informationsverbot, aber 
ein radikales Werbeverbot für Pharmaka. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das, was in diesem Lande mit Ärztemustern pas-
siert, ist meiner Ansicht nach ein Skandal. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Ich möchte zum Schluß kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 

Ich habe nicht den Eindruck, daß von seiten der 
Regierung wirklich der Versuch unternommen 
wird, angesichts des Scheiterns dieser sogenannten 
Konzertierten Aktion für die Zukunft etwas zu tun. 
Denn das, was gemacht werden müßte, wäre in die-
sem Falle eindeutig eine Einschränkung dessen, 
was durch Marktfreiheit zu überhöhten Gewinnen 
der Pharmaindustrie führt. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. George 
[CDU/CSU]: Ihr Vorgänger war besser!) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Cronenberg (Arnsberg). 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen! Meine Herren! Die Ergebnisse der 
Konzertierten Aktion geben in der Tat keinen An-
laß zum Jubeln. Wer deswegen aber gleich die 
Selbstverwaltung abschaffen oder in ihrer Substanz 
gefährden will, hat das System und seine Möglich-
keiten nicht begriffen. 

(Zuruf von der SPD: Erzähl doch nicht so 
einen Unfug!) 

Staatlicher Dirigismus statt vernünftiger und prak-
tikabler — auch marktwirtschaftlicher — Elemente 
hilft in der Sache überhaupt nicht. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Frau Kollegin Steinhauer, das Zweiklassensy-
stem haben Sie perfekt in Schweden oder in Groß-
britannien: schlechte Versorgung, hohe Kosten und 
für diejenigen, die Geld haben, zusätzliche private 
Versorgung. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Dr. Vogel [SPD]: So teuer sind die 

Arzneien dort nicht!) 

Herr Kollege Müller, Beitragsstopp und Preis-
stopp, genau damit würden Sie offensichtlich an 
den Symptomen herumkurieren, aber nicht die Ur-
sachen beseitigen. Sie wollen offensichtlich das 
Kind mit dem Bade ausschütten. 

Frau Kollegin Steinhauer, zum wiederholten 
Male und in aller Deutlichkeit: Wir sind keine Lob-
byisten für Zahnärzte und Ärzte, 

(Zuruf von der SPD: Superlobbyisten!) 

wir sind Lobbyisten für niedrige Beiträge und sinn-
volle Gesundheitspolitik, und dafür werden wir uns 
auch einsetzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Wenn die Selbstverwaltung ihre Möglichkeiten 
noch nicht ausgeschöpft hat, dann bedaure ich das. 
Das kann aber für mich nur Veranlassung sein, 
dafür zu kämpfen, daß sie ihre Möglichkeiten aus-
schöpft, und der Selbstverwaltung, wenn ihre In-
strumente nicht ausreichend sind, notfalls auch zu-
sätzliche Instrumente in die Hand zu geben, damit 
sie mit der Problematik fertig wird. 

Entgegen vielfachen Behauptungen sind wir sehr 
wohl für mehr Transparenz, auch Preistransparenz 
bei Medikamenten. Man muß aber deswegen nicht 
die Therapiefreiheit einschränken und als Gesetz-
geber, was weiß ich, 857 Medikamente zwangsver-
ordnen, um damit Preiswettbewerb zu erzeugen. 
Genau das Gegenteil wird erreicht: Sie fördern die 
Konzentration auf wenige Hersteller, um das Preis-
diktat von übermorgen zu organisieren. 

(Beifall bei der FDP) 
Ungewollt oder gewollt fördern die Vorkämpfer der 
Positivliste eine solche Konzentration. Sie werden 
ganz sicher verstehen, meine Damen und Herren, 
das kann und wird nicht die Politik der FDP sein. 

Natürlich muß der Leistungskatalog korrigiert 
werden. Man unterschätze auch nicht den Spiel-
raum, den die Kassen schon jetzt haben. Wenn sie 
sich auf Pflichtleistungen beschränken würden, 
also die freiwilligen zusätzlichen Leistungen strei-
chen würden, sind Hunderte von Millionen DM ein-
sparbar. Ich will da nur auf das Beispiel Sterbegeld 
hinweisen. Da sind ein paar hundert Millionen DM 
freiwillige Leistungen und keine Pflichtleistungen. 

Kollege Glombig, meine Sympathien für Selbst-
beteiligung sind hier richtig geschildert worden. 
Meine Sympathien für vernünftige Selbstbeteili-
gung sind ja bekannt. Aber offensichtlich werde ich 
hier immer wieder bewußt oder unbewußt mißver-
standen. 

(Dr. George [CDU/CSU] sowie weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Bewußt!) 

Deswegen nochmals: 

Erstens. Selbstbeteiligung ist kein Allheilmit-
tel, ist ein Instrument neben vielen anderen. Frau 
Dr. Adam hat viele aufgezeigt. 

Zweitens. Selbstbeteiligung muß einen Steue-
rungseffekt haben, sonst hat sie keinen Sinn. 

Drittens. Selbstbeteiligung muß sozial zumutbar 
sein. 

Viertens. Die Inanspruchnahme von Leistungen 
darf nicht in unerwünschte andere Bereiche ab-
drängen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist wahr!) 

Und natürlich will ich nicht zusätzliches Inkasso 
für Leistungsträger betreiben, sondern ich will mit 
dieser Selbstbeteiligung dafür sorgen, daß die Bei-
tragszahler nicht in ungeahnter Höhe belastet wer-
den: Niedrige Beiträge, das ist das Ziel der Selbstbe-
teiligung, das ist Interessenvertretung für die Versi-
cherten und nicht für die Zahnärzte, wie Sie — 
manchmal böswillig— behaupten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Beitragsstabilität wird nur erreicht, wenn die Ver-
haltensweisen aller Beteiligten, auch der Leistungs-
erbringer, verehrte Kollegen, verändert werden. 
Hierzu müssen Anreize, auch materielle Anreize zu 
wirtschaftlichen Verhaltensweisen geschaffen wer-
den. Sparsame Inanspruchnahme muß belohnt wer-
den. Das ist eine einfache, aber wirksame Philoso-
phie. Dafür werben wir und bitten um Unterstüt-
zung. Durch materielle Anreize kann erreicht wer-
den, daß sich die Erbringer von Leistungen wie die 
Versicherten vernünftig verhalten. Wenn wir diese 
Instrumente einsetzen und der Selbstverwaltung 
hierfür die notwendigen Instrumente geben, wer-
den wir mehr Erfolg haben als mit Verordnungen, 
Gesetzen und allem übrigen Dirigismus. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Kroll-
Schlüter hat als nächster das Wort. 

Kroll -Schlüter (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das Gesund-
heitswesen in der Bundesrepublik Deutschland ist 
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nicht so krank, wie es manche Leute darstellen, 
aber auch nicht so gesund, wie wir es uns alle wün-
schen würden. Die Steigerung der Ausgaben z. B. 
macht dies deutlich. Mit der Devise jedoch „Schuld 
haben immer die anderen" kommen wir nicht wei-
ter. 

(Zuruf des Abg. Glombig [SPD]) 

— Hören Sie doch erst einmal zu! 

(Glombig [SPD]: Habe ich schon! Das 
reicht!) 

Alle müssen das Gesundheitswesen neu beden-
ken. Wir wollen unseren Beitrag dazu leisten, und 
das heißt für uns, die entsprechende politische Ver-
antwortung übernehmen. Es gehört zur Ehrlichkeit, 
auf folgendes hinzuweisen, Frau Steinhauer: Eine 
Selbstbeteiligung in Form einer Gebühr z. B. haben 
Sie eingeführt, nicht wir. 

(Jagoda [CDU/CSU]: So ist das!) 

Zweitens. Das ausgeweitete Arzneimittelmuster-
wesen ist in Ihrer Regierungszeit — teilweise be-
ängstigend — angewachsen. Wir sind jetzt dabei, 
auch im Sinne von mehr Arzneimittelsicherheit, 
wünschenswerte Korrekturen durchzusetzen. Sie 
haben alles im wahrsten Sinne des Wortes wirklich 
verschlafen, immer geschimpft, andere für schuldig 
erklärt, 

(Dr. George [CDU/CSU]: Treiben lassen!) 

treiben lassen, und die Ergebnisse liegen heute auf 
dem Tisch. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Die Arbeitnehmer 
müssen zahlen!) 

Aber es müssen auch andere Entwicklungen als 
Erklärung für das heutige Ergebnis angeführt wer-
den, z. B. die inflationäre Entwicklung in den 70er 
Jahren, die Ausweitung der Leistungen der gesetzli-
chen Krankenversicherung, 

(Frau Steinhauer [SPD]: Gott sei Dank!) 

der Mißbrauch der Solidargemeinschaft, der techni-
sche Fortschritt. 

(Zurufe von der SPD) 

— Mein Gott, können Sie Ihr Klassenkampfdenken 
denn nicht einmal abstellen, wenn es wirklich um 
notwendige, wünschenswerte Verbesserungen 
geht. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Das „Denken" 
können Sie streichen! Nur „Klassen

-

kampf"!) 

Sie müssen doch langsam gemerkt haben, daß man 
damit nicht weiterkommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich zähle doch sozusagen nur leidenschaftslos auf, 
was ist und was jetzt bedacht werden muß: gewach-
sene Ansprüche der Patienten — warum nicht? —, 

(Frau Steinhauer [SPD]: Und der Ärzte!) 

Veränderungen der Mitgliederzahlen und -struktu-
ren der Kassen, Veränderungen in den Gesund-
heitsberufen, Entwicklungen im stationären Be-
reich, beachtliche Steigerungen im Gesundheitswe-
sen, beachtliche Fortschritte zum Wohle der Men

-

schen, zuwenig Wettbewerb und zuwenig Anreiz, 
um zu sparen. 

Ich glaube, es gibt kein vergleichbares Land, das 
seiner Bevölkerumg im Gesundheitswesen ähnliche 
Leistungen wie die Bundesrepublik Deutschland 
bieten kann. Wir sind aber auch zu der Einsicht 
gelangt, daß nicht alles, was wünschenswert und 
technisch machbar ist, auch bezahlt werden kann. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die finanziellen Grenzen sind absehbar. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Ein mutiger 
Satz!) 

Frage: Was ist zu tun? Erforderlich ist eine Stär-
kung der Selbstverantwortung. Selbstverantwor-
tung kann nur der übernehmen, der auch einen 
Freiraum hat. Freiraum heißt auch hier mehr Wett-
bewerb. Wenn die Selbstverwaltungsträger im Ge-
sundheitswesen nicht in freier Vereinbarung mehr 
Markt schaffen können, so sind wir als Gesetzgeber 
dazu aufgefordert. 

Selbstverantwortung gilt für alle, auch für uns, 
auch für die Patienten. Sie realisiert sich in gesund-
heitlicher Eigenverantwortung, die in einer gesund

-

erhaltenden und gesundheitsfördernden Lebens-
weise zum Ausdruck kommt. Und jetzt noch einmal: 
Die wichtigste Form der Selbstbeteiligung und Ei-
genverantwortung ist zunächst Gesundheitserzie-
hung in Familie und Schule. Dieser Bereich könnte 
noch sehr ausgebaut werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die zweite wichtige Form der Selbstbeteiligung und 
Eigenverantwortung wäre mehr Gesundheitsinfor-
mation. Keiner sei des anderen Knecht, der sein 
eigener Herr sein kann, sagt Paracelsus. Dies gilt 
auch für die eigene Gesundheit. 

Wir sollten uns auch darüber klar sein: Nicht nur 
Leistungen zu verteilen, sondern auch Leistungen 
einzusparen ist eine soziale Tat. Wenn wir darüber 
hinaus z. B. von prozentualer Selbstbeteiligung 
sprechen — wir möchten das noch einmal aus-
drücklich sagen, Herr Glombig —, so meinen wir 
damit wirklich eine geringere und keine höhere Be-
lastung der Beitragszahler. Nur wenn dies zu einer 
geringeren Belastung vor allem der Patienten und 
der  Beitragszahler führt, kommt für uns eine solche 
Überlegung überhaupt in Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit dem Dämpfen, Drohen und Deckeln der SPD 
der 70er Jahre ist keine gute Gesundheitspolitik für 
die 80er Jahre zu machen. Deswegen ist eine Kurs-
korrektur mit dieser neuen Regierung und dieser 
Koalition erforderlich. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Peter (Kassel). 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Bundesarbeitsminister 
Blüm, Sie müssen sich hier bei dieser Debatte ei- 
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gentlich wie in der Konzertierten Aktion vorkom-
men. Von den eigenen Leuten, an die Sie Appelle 
richten, bekommen Sie als Antwort eigentlich Absa-
gen. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Nein! Jetzt baut er 
einen Strohmann auf!) 

Auch wenn die Appelle in der Konzertierten Aktion 
von Ihnen anders genannt worden sind — die Su-
che nach dem „dritten Weg" —, so bleiben sie 
schließlich doch Appelle. Herr Arbeitsminister, in 
der Konzertierten Aktion und vor allen Dingen hier 
können Sie lernen, welche Chancen Appelle und 
auch durchaus vernünftige Argumente haben, wenn 
die andere Seite das Prinzip des Aussitzens reitet. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Sie haben das Prinzip 
des Verschlafens!) 

Die Aussitzer sind ja unter uns. Da ist der Herr Kol-
lege Faltlhauser, dessen Rede sich anhörte wie die 
schriftliche Auseinandersetzung mit den Vorschlä-
gen der CDA und die vorweggenommene Auseinan-
dersetzung mit den Vorschlägen des Kollegen Mül-
ler (Wesseling), da ist der Herr Cronenberg, und bei 
Frau Adam-Schwaetzer konnte man sich des Ein-
drucks nicht erwehren: Sie hält als FDP-Schatzmei-
sterin hier eine Rede, um weitere Wählerstimmen 
bei den Zahnärzten zu gewinnen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Peterchens Mondfahrt! — Zurufe 
von der CDU/CSU: Billiger geht es nicht!) 

Ich frage mich, wieso mir bei den Aussitzern gerade 
auch noch der Name des Bundeskanzlers einfällt. 

Herr Arbeitsminister, Ihre Suche nach dem drit-
ten Weg gewinnt an Glaubwürdigkeit, wenn Sie sich 
in dem Bereich, in dem Sie selbst Handlungsbedarf 
für den Gesetzgeber zugeben, auch konkret an die 
Gesetzgebungsarbeit machen. Für vernünftige An-
sätze haben Sie dabei die Unterstützung der SPD-
Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich erinnere daran, daß das keine leeren Worte 
sind; denn Sie hatten unsere Unterstützung bei Ih-
rem noch nicht verwässerten Entwurf zum Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz. 

Solche Bereiche mit Handlungsbedarf will ich Ih-
nen nur kurz stichwortartig nennen. Da ist die Re-
form der Vertragsgebührenordnung für Ärzte und 
Zahnärzte. Die Einzelleistungsvergütung muß end-
lich durch die Einführung eines Leistungskomplex-
honorars ersetzt werden, und dazu gibt es einen 
SPD-Entwurf. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Da ist die wirksame Bedarfsplanung beim Einsatz 
medizintechnischer Großgeräte statt Überversor-
gung, und dazu gibt es einen SPD-Entwurf. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Brauchen wir 
doch nicht! — Völlig unnötig!) 

Da gibt es die Notwendigkeit der Auseinanderset-
zung mit dem Problem der Ärzteschwemme. Im all-
gemeinen Arbeitsmarkt sind Sie ja immer sehr 
schnell zum Handeln bereit, wie Ihr Entlassungs

-

förderungsgesetz zeigt, aber das geht nur mit einem 
Konzept, das mehrere Elemente verbindet: sinn-
volle Zulassungssteuerung bei der Neuzulassung 
von Kassenärzten, um das Kostentreiben in der 
kassenärztlichen Versorgung zu vermeiden, Alters-
begrenzung für kassenärztliche Versorgung und die 
Weiterbildungspflicht, um die Qualität der ärztli-
chen Versorgung zu verbessern, und auch dazu gibt 
es einen SPD-Entwurf. Weiter sind es verbindliche 
Preisvergleichslisten für die verordnungsfähigen 
Arzneimittel, direkte Preisverhandlungen zwischen 
Krankenkassen und Pharmaherstellern — auch 
dazu gibt es einen SPD-Entwurf — und wirksame 
Begrenzung des Werbe- und Marketingverhaltens 
der Pharmaindustrie, strikte Begrenzung der Ab-
gabe von Arzneimittelmustern im Rahmen einer 
Novelle des Arzneimittelgesetzes. Auch dazu gibt es 
einen SPD-Entwurf, 

(Beifall bei der SPD) 

und dieser SPD-Entwurf ist hier in Übereinstim-
mung mit den Vorschlägen der CDA. Sie als Inter-
essenvertreter, Herr Faltlhauser, können da natür-
lich nicht zustimmen. Deshalb sind Sie Aussitzer. 

Diese Vorschläge sind von den Gesundheitspoliti-
kern der SPD gemeinsam mit Dr. Jochen Vogel, mit 
den Krankenkassen, dem Partner Ihres „dritten 
Weges", erörtert worden; Einverständnis und Be-
reitschaft zur Mitwirkung sind zugesagt worden. 
Herr Dr. Blüm, setzen Sie sich für Handeln des 
Gesetzgebers ein! Das ist besser, als sich beim Aus-
sitzen der Probleme durchzusitzen. Herr Müller, ich 
gebe Ihnen, damit Sie es nachlesen können, dann 
gern unsere Vorschläge. Sie sind vorhanden. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Becker (Frankfurt). 

(Dr. George [CDU/CSU]: Jetzt zuhören, 
jetzt kommt ein Arzt!) 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine Damen und Herren von der Sozialdemo-
kratie, Sie haben weiß Gott keinen Grund, heute 
morgen ein großes Feldgeschrei zu inszenieren, 
Neid, Klassenkampfparolen und Dirigismus wieder 
aus der Mottenkiste zu holen; 

(Beifall bei der CDU/CSU — Egert [SPD]: 
Herr Kollege, es geht doch um Kassen

-

kampf!) 

denn Sie kommen nicht daran vorbei: Unter Ihrer 
Ägide fand die Kostenexplosion statt, unter Ihrer 
Ägide wurden die Beitragssätze von 8 auf 12 % ge-
steigert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Egert [SPD]: 
Sie sind doch sonst so seriös!) 

Sie werfen der Regierung Nichtstun vor. 

(Zustimmung des Abg. Egert [SPD]) 
1983, im ersten Jahr der Regierung von Helmut 
Kohl, ist es gelungen, die Kosten zu dämpfen. Es 
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war ein Jahr mit Kostendämpfung und Beitrags-
satzsenkung; daran kommen Sie nicht vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Egert [SPD]: 
Aber warum denn, Herr Kollege? Reden 
Sie doch mal zur Sache und zur Wahrheit! 
Das war so, weil wir Kostendämpfung be

-

trieben haben! Das ist die Wahrheit!) 

— Das Anmachen hilft nichts, Herr Egert. 

(Egert [SPD]: Sie haben dort geerntet, wo 
Sie nicht gesät haben!) 

Gewiß sind die Ausgaben 1984 erheblich gestie-
gen. Die Ausgabenzuwächse sind doppelt so hoch 
wie die Einkommen der Arbeitnehmer. Daher war 
das Interesse an dieser Konzertierten Aktion im 
Frühj ahr besonders groß. 

Wenn auch die Erwartungen nicht erfüllt worden 
sind, so lassen Sie mich doch einige positive Beson-
derheiten herausheben. Bei dieser Konzertierten 
Aktion haben alle Beteiligten gemerkt, daß die Zeit 
der unverbindlichen Ergebnisse vorüber ist. 

(Egert [SPD]: Das haben wir vor einem hal -
ben Jahr schon einmal gehört!) 

Bei dieser Konzertierten Aktion wurden die Gren-
zen der Selbstverwaltung bei freiwilligen Lösungen 
erkannt und auch akzeptiert. Diese Konzertierte 
Aktion hat dem Gesetzgeber deutlich gemacht, wo 
er tätig werden muß. Der Staat wird gut beraten 
sein, in Kooperation mit den Partnern — nicht ge-
gen sie — gesetzliche Regelungen zu suchen, die sie 
in freier Vereinbarung nicht finden konnten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Egert [SPD]: Einsamer Beifall!) 

Die Zeit punktueller Flicklappenlösungen Ehren-
bergscher Lösungen ist vorüber. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 

Jetzt sind drängende Strukturfragen anzugehen. 
Daher ist die Vorgabe der Bundesregierung mit ih-
rem Zehnpunkteprogramm besonders zu begrüßen; 
denn darin sind die strukturellen Grundzüge darge-
legt, die es ermöglichen, ein gesundheitspolitisches 
Gesamtkonzept mit breitem Konsens zu erarbei-
ten. 

(Egert [SPD]: Zehn Allgemeinplätze!) 

Lassen Sie mich aus den vielen anstehenden 
Strukturfragen zwei herausheben, die von besonde-
rer Bedeutung für die Kostenentwicklung im Ge-
sundheitswesen waren. Das eine ist die Entwick-
lung der KVdR, der Krankenversicherung der 
Rentner. 1976, während Ihrer Regierungszeit, ha-
ben die Einnahmen noch 76 % der Ausgaben ge-
deckt. 1984 nur noch 46 %. 

(Egert [SPD]: Jetzt fängt es an, peinlich zu 
werden. Jetzt entlasten Sie sich zu Lasten 

der älteren Menschen!) 

Der Beitragsabzug der Rentner kommt nicht der 
Krankenversicherung, sondern der Rentenversiche-
rung zugute. Es bleiben ihr nur die relativ geringen 
Beiträge aus den Versorgungsbezügen. Diese 
Schere öffnet sich in Zukunft weiter. Daher muß 
eine Lösung gesucht werden unter Beachtung des 

Solidarprinzips, unter Einbeziehung des Subsidiari-
tätsgedankens, nicht aber durch eine Ausklamme-
rung. 

Ein zweiter Punkt: Die Ärzteschwemme belastet 
zunehmend die gesetzliche Krankenversicherung. 
Das Problem war schon 1978 erkannt worden — Sie 
haben es vorhin gehört —, aber in seiner Wirkung 
von den Sozialdemokraten falsch eingeschätzt wor-
den. Ehe die Ärzte über das Portemonnaie kleinzu-
kriegen sind, wird die gesetzliche Krankenversiche-
rung am Boden liegen. 

(Egert [SPD]: Das ist peinlich!) 

So wie bisher kann es mit dem Neuzugang von Kas-
senärzten nicht weitergehen. Bund und Länder sind 
hier zu einer notwendigen Regelung aufgerufen. 

Meine Damen und Herren, wir werden in der 
nächsten Zeit den Versichertenkreis, aber insbeson-
dere auch den Leistungskatalog insgesamt neu defi-
nieren müssen, um das System finanzierbar zu er-
halten. Durch die Straffung haben wir die Chance, 
zu niedrigeren Beitragssätzen zu kommen. Das ist 
Voraussetzung, um einen Spielraum zu haben für 
die mittelfristige Lösung der Arbeitsplatzprobleme 
und der langfristigen Lösung der Alterssicherung. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Louven. 

Louven (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen von 
der SPD, wir hatten gehofft, daß Sie diese frühe 
Stunde nutzen würden, uns Ihre Vorschläge zu un-
terbreiten. 

(Zurufe von der SPD: Haben wir doch!) 

Statt dessen hat Herr Altstaatssekretär Egert 
nichts als Polemik gebracht, um vom eigenen Ver-
sagen abzulenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Insofern, Herr Egert, ist diese frühe Sitzung ge-
nauso eine Show wie die seinerzeitige Sitzung des 
Arbeits- und Sozialausschusses, zu der Sie uns für 4 
Uhr eingeladen hatten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Herr Egert, 

(Egert [SPD]: Herr Louven!) 

lassen Sie sich von dieser Stelle aus sagen: Es wird 
Ihnen nicht gelingen, die Kollegen von CDA, Mittel-
stand und Wirtschaft auseinanderzudividieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und wenn Sie dem Minister in der Frage der Ärzte-
schwemme Untätigkeit vorwerfen, dann muß ich Ih-
nen sagen: Noch 1978 war es im BMA offizielle The-
se, daß sich mehr Ärzte den Kuchen teilen und die-
ser dann billiger wird. Damals wußten Sie doch 
schon, daß wir ein Plus von jährlich 4 500 Ärzten 
haben würden. 
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Das Zehn-Punkte-Ergebnis, meine Damen und 

Herren, ist ein Erfolg und schafft Klarheit, Klarheit 
darüber, daß Handlungsbedarf für den Gesetzgeber 
besteht. Ich persönlich bin von der Selbstverwal-
tung enttäuscht, enttäuscht darüber, daß diese ein 
Instrument aus ihren Händen gibt. Allerdings be-
stätigen sich damit nur meine eigenen Erfahrungen 
mit einer Vertreterversammlung. 

Wir werden nicht zulassen, daß Selbstverantwor-
tung mit Selbstbedienung zu Lasten der Lohnne-
benkosten verwechselt wird. 

(Zuruf von der SPD: Wen meinen Sie damit?) 

Bei der Lösung der Probleme gibt es keine Solo

-

Nummer, keine einseitigen dirigistischen Maßnah-
men, wie es sie beispielsweise bei Herrn Ehrenberg 
für die Heilhandwerker gab. Selbstbeteiligung als 
Allheilmittel — nein, als Steuerungsmittel, meine 
ich jedoch — ja, wenn diese Selbstbeteiligung ge-
sundheitspolitisch unbedenklich ist. 

Ich meine, man müßte von dieser Stelle aus auch 
einen Appell an die Länder richten, den Bettenab-
bau zügig weiterzubetreiben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zwar so, daß kostendämpfende Wirkungen er-
zielt werden. Wenn es uns gelingt, die Überversor-
gung in allen Bereichen abzubauen, dann bin ich 
sicher, daß wir zu Beitragssätzen kommen, die ver-
antwortbar sind. 
Meine Damen und Herren von der SPD, nehmen 

Sie zur Kenntnis: Wir handeln, während Sie Klas-
senkampf betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 20 a bis 20 e 
auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Repnik, Dr. Pinger, Dr. Laufs, Rühe, 
Dr. Hüsch, Schreiber, Graf von Waldenburg

-

Zeil, Sauter (Epfendorf), Feilcke, Frau Fi-
scher, Hedrich, Höffkes, Dr. Kunz (Weiden), 
Lamers, Dr. Pohlmeier, Herkenrath, Echter-
nach, Kraus, Bayha, Hanz (Dahlen), Frau Au-
gustin, Borchert, Dr. Lammert, Sauter (Ichen-
hausen), Schmidbauer, Dr. Olderog, Hornung, 
Schartz (Trier), Schulze (Berlin), Weiß, 
Schwarz, Eylmann, Werner, Susset, Bohl, 
Schneider (Idar-Oberstein), Brunner, Dr.-Ing. 
Kansy, Clemens, Magin, Dr. Schwörer, Sauer 
(Stuttgart), Dr. Stercken, Pfeffermann, Frau 
Rönsch, Dr. Schroeder (Freiburg), Seehofer, 
Niegel, Dr. Bugl, Michels, Boroffka, Frau Gei-
ger, Frau Hoffmann (Soltau), Carstensen 
(Nordstrand), Dr. Hoffacker, Frau Dempwolf, 
Seesing, Deres, Müller (Wadern), von Ham-
merstein, Eigen, Wilz, Rossmanith, Dr. Faltl-
hauser, Lintner, Frau Dr. Wisniewski, von 
Schmude, Ehrbar, Louven, Keller, Dr. Czaja, 
Wissmann, Hinrichs, Hauser (Esslingen), 
Spilker und der Fraktion der CDU/CSU so- 

wie der Abgeordneten Dr. Rumpf, Schäfer 
(Mainz) und der Fraktion der FDP 
Die Erhaltung und Sicherung der natürli-
chen Lebensgrundlagen in der Dritten Welt 

— Drucksachen 10/1824, 10/2405 — 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Vo-
sen, Frau Dr. Hartenstein, Verheugen, Frau 
Blunck, Frau Dr. Martiny-Glotz, Frau 
Schmedt (Lengerich), Sielaff, Catenhusen, Fi-
scher (Homburg), Grunenberg, Hansen 
(Hamburg), Dr. Kübler, Nagel, Stahl (Kem-
pen), Stockleben, Vahlberg, Brück, Duve, Dr. 
Ehmke (Bonn), Frau Fuchs (Köln), Herterich, 
Jaunich, Dr. Jens, Jung (Düsseldorf), Mei-
ninghaus, Müller (Schweinfurt), Oostergetelo, 
Roth, Schäfer (Offenburg), Schluckebier, 
Frau Schmidt (Nürnberg), Dr. Schmude, Tiet-
jen, Voigt (Frankfurt), Wolfram (Reckling-
hausen), Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
Bericht der Bundesregierung zu den Konse-
quenzen aus dem Bericht „GLOBAL 2000" 

— Drucksache 10/2359 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Forschung und Technologie (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Friede mit der Natur — Für eine umweltver-
trägliche Industriegesellschaft 

— Drucksachen 10/974, 10/2526 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Fellner 
Duve 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu der Unterrich-
tung durch die Bundesregierung 
Bericht der Bundesregierung zu den Konse-
quenzen aus dem Bericht „GLOBAL 2000" 

— Drucksachen 10/362, 10/2377 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Boroffka 
Vosen 
Kohn 
Frau Dr. Hickel 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (20. Ausschuß) zu der Un-
terrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Ra-
tes zur Festlegung von Durchführungsbe-
stimmungen zu der Verordnung (EWG) 
Nr. 3331/82 über die Nahrungsmittelhilfepo-
litik und -verwaltung für Nahrungsmittelhilfe 

— Drucksachen 10/2076 Nr. 11, 10/2742 — 
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Vizepräsident Westphal 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Brück 
Dr. Pohlmeier 

Hierzu liegen auf Drucksache 10/3089 ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD und auf 
Drucksache 10/3106 ein Änderungsantrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 20 a bis 20 e und 
eine Aussprache von drei Stunden vorgesehen. — 
Es  erhebt sich dagegen kein Widerspruch. Dann ist 
das so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Repnik. 

Repnik (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Diese heutige Ple-
narsitzung ist kein Seminar über Umweltproblema-
tik. Welches Ausmaß die Umweltzerstörung insge-
samt bereits angenommen hat, ist in vielen Berich-
ten nachzulesen. In welche ökologische Dauerkrise 
immer mehr Länder der Dritten Welt bereits gera-
ten sind, haben gerade die letzten Monate, haben 
diese unsäglichen Hungerkatastrophen in Afrika 
gezeigt. Was geschehen muß und geschehen kann, 
ist inzwischen ausgiebig erforscht und beschrieben 
worden. Wir brauchen daher keine Fakten mehr 
aufzuzählen. Wir haben uns vielmehr mit der Frage 
zu beschäftigen, wie die ökologische Wende welt-
weit schneller und massiver einsetzen kann. 

Trotz vieler Probleme — auch bei uns in der Bun-
desrepublik Deutschland — die entscheidende Her-
ausforderung kommt aus der Dritten Welt auf uns 
zu. Warum? 

Bald wohnen vier Fünftel der Menschen in der 
Dritten Welt. — Die Dritte Welt macht den größten 
Teil der bewohnten Erde aus. — Die ökologisch 
labilsten Zonen liegen in der Dritten Welt. 

Unter den vielen Umweltzerstörungen in diesen 
Ländern fallen die Entwaldung, die Verschlechte-
rung und der totale Verlust von Anbauflächen, die 
Verwüstung, der Verbrauch und die Verschmutzung 
des Trinkwassers am meisten ins Gewicht. Hier 
bahnt sich eine Kette von Katastrophen an. Wenn 
wir nicht schnell eingreifen, ist der größte Teil un-
serer Entwicklungshilfe sinnlos; er ist umsonst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gestatten Sie mir, daß ich Teile einer Umwelt-
strategie vortrage. Ich wage den Versuch einer Ana-
lyse. 

Die Schäden am Ökosystem der Tropen und Sub-
tropen sind von Menschen verursacht worden . 

Hauptursache ist das Bevölkerungswachstum. Es 
bildet einen entscheidenden Faktor für die zuneh-
mende Vernichtung natürlicher Ressourcen. Der 
Mensch eignet sich die erforderlichen zusätzlichen 
Land-, Energie- und Rohstoffmengen meist in einer 
Form an, die zu weiteren Zerstörungen der Umwelt 
führt. 

Die zentrale Frage lautet daher: Wie kann das 
Bevölkerungswachstum gestoppt werden, wie betei-
lige ich den Menschen an einer ökologischen Ver-
besserung, wie verankere ich die Umweltproblema-
tik in der Bevölkerung und in ihren Trägerstruktu-
ren? 

Umwelterhaltung ist derjenige Bereich, wo am 
deutlichsten wird, daß traditionelle Verhaltenswei-
sen und Rechte zugunsten des Überlebens einge-
schränkt und verändert werden müssen. Wie ist es 
möglich, Verhaltens- und Nutzungsweisen der im 
landwirtschaftlichen Bereich tätigen Bevölkerungs-
gruppen zu ändern, und zwar freiwillig und recht-
zeitig? Denn wenn die Ressourcen zerstört sind, 
bleiben ohnehin nur die Flucht oder der Tod. Auch 
dafür haben wir konkrete Beispiele vor Augen. 

Der Zeithorizont der Menschen ist zu eng. Oft ist 
das auch durch das Rechtssystem bedingt. Kurzfri-
stige Pacht- und Bebauungsrechte an einem Stück 
Land führen nun einmal nicht dazu, in den Boden 
zu investieren, sondern legen die bloße Ausbeutung 
nahe. So muß die Bodenfruchtbarkeit abnehmen. 
Vielfach fehlt auch einfach die Wahrnehmung. 
Auch bei uns ist das bewahrende Interesse, also 
eine konservative Grundhaltung im eigentlichen 
Wortsinne, eine Zeitlang geringgeschätzt worden. 

Kriege binden wertvolle Ressourcen und zerstö-
ren die Umwelt, sowie den Selbsthilfewillen der 
Menschen. Es ist geradezu gespenstisch, daß inmit-
ten von Hungerkatastrophen — wie in Äthiopien, 
im Tschad, in Mosambik — Bürgerkrieg herrscht 
und Kriegshandlungen der kämpfenden Parteien 
absolute Priorität vor allen Hilfsmaßnahmen ha-
ben. Lösungen sind nur mittels Änderung des Ver-
haltens der Menschen denkbar und erreichbar. 

Meine Damen und Herren, Umwelt ist kein freies 
Gut mehr. Umwelt ist knapp geworden, und zwar 
weltweit. Knappe Güter, für die sich niemand ver-
antwortlich fühlt, werden übermäßig beansprucht. 
Ein Individuum, das sich bei der Nutzung des Ge-
meineigentums persönlich zurückhält, während die 
anderen diese Lücke für sich wahrnehmen, erleidet 
Nachteile. Es ist paradox: Was der Gemeinschaft 
nützt, schadet ihm persönlich. Unter dieser Voraus-
setzung kann keine Verhaltensänderung erzielt 
werden. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wenn also Gemeineigentum den Raubbau provo-
ziert, muß eine kontrollierte Flächennutzung einge-
führt werden. Der gemeinsame Verbrauch bis zur 
Wertlosigkeit des Gutes zerstört Lebensgrundlagen. 
Ziel ist nun der geschützte, das Gut erhaltende Ge-
brauch. 

Ich sage das hier so deutlich, weil das Gemeinei-
gentum auch bei uns vielerorts noch als der para-
diesische Idealzustand vor dem Sündenfall des ka-
pitalistischen Privateigentums gelobt wird. Unter 
Umweltgesichtspunkten sieht das Ganze anders 
aus. 

Umwelterhaltung ist eine Zukunftsinvestition. 
Was bedeutet das für den einzelnen Menschen? Die 
Anstrengung für diese Investition muß sich für ihn 
lohnen. Der Nutzen muß sichtbar werden, und zwar 
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in relativ kurzer Zeit. Der Nutzen muß persönlich 
zurechenbar sein. Den Menschen, der seine Kräfte 
zugunsten der anonymen Masse verschleißt, gibt es 
kaum, weder bei uns, noch in der Dritten Welt. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Anstrengung muß sich für einen selbst lohnen. 
Umweltschutz muß also produktiv sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Investition muß in der Regel aus eigenen 
Überschüssen finanziert werden. Diese sind bei der 
Armutsbevölkerung aber nicht vorhanden; im Ge-
genteil, sie lebt von der Substanz. Daher muß hier 
Hilfe von außen geleistet werden, bis die Selbsthilfe 
völlig auf eigenen Füßen stehen kann, z. B. durch 
Programme, die für Nahrungsmittel Arbeitsleistung 
fordern: food for work. 

Wer von einem Tag auf den anderen gerade über-
lebt, wer aus Not sein eigenes Saatgut verzehren 
muß, kann meist nicht über den Tag hinaus denken. 
Erst die Befriedigung der materiellen Ansprüche 
der Bevölkerung schafft die Voraussetzungen dafür, 
daß sie die Umwelt als schätzenswert empfindet. 
Das heißt, erst ist ein Mindestlebensstandard zu 
erreichen, dann folgt die Unterstützung des Um-
weltschutzgedankens. 

Die Befriedigung der Bedürfnisse kann nur durch 
höhere Produktivität erfolgen. Daher muß Umwelt-
schutz mit Arbeitsbeschaffung und Grundbedürf-
nisbefriedigung gekoppelt werden. Die Maßnahmen 
sollen in einem direkten Bezug zur Landwirtschaft 
stehen. Erst wenn die Umwelterhaltung voll in die 
Selbsthilfe eingegangen ist, werden alle entspre-
chenden Maßnahmen Erfolg haben. 

Dies bedeutet: Umweltmaßnahmen sind im Mi-
krobereich zu verankern, dezentral, flächendek-
kend. Also auch hier Abschied von der Gigantoma-
nie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bindig [SPD]: Gute Theorie, schlechte Pra

-

xis! — Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

— Herr Bindig und Herr Kollege Roth, wir tragen 
auch hier eine ungeheure Erblast, die wir nach der 
Wende im Oktober 1982 übernommen haben. Wenn 
Sie, Herr Kollege Roth, sich etwas intensiver mit 
der Umweltproblematik in der Dritten Welt ausein-
andersetzten, würden Sie sehen, welche erhebli-
chen finanziellen Kapazitäten durch riesige Pro-
jekte heute noch gebunden sind, die unter Ihrer 
Herrschaft, unter der Herrschaft von SPD-Mini-
stern, angezettelt und durchgeführt wurden, die 
über Jahre hinweg in ganz erheblichem Umfang 
unseren Spielraum belasten. 

(Roth [SPD]: Wer fordert denn Kernkraft

-

werke in Brasilien?) 

Hätten wir, Herr Kollege Roth, nicht diese unge-
heure finanzielle Belastung, könnten wir unsere 
Mittel sinnvoller in andere Bereiche lenken. 

Wir müssen der Umweltzerstörung entgegenwir-
ken, um im wahrsten Sinne des Wortes wieder Land 
zu gewinnen. Die Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen, die dankenswerterweise zwischenzeitlich ein

-

geführt werden, die im Zusammenhang mit vorge-
gebenen Projekten angestellt werden, sind zwar 
notwendig, sie sind sinnvoll, bleiben aber letztlich 
nur ein Begleitinstrument. Die bloße Konzentration 
auf die Umweltverträglichkeit wäre passiver Um-
weltschutz. Wir brauchen ein stärkeres aktives Ele-
ment in unserer Entwicklungspolitik, das präventiv 
wirkt. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Ojeoje!) 

Es gibt verdienstvolle Projekte und Einzelansätze 
zur Verbesserung der Umweltsituation. Dies reicht 
aber offenbar nicht aus, um der Verschärfung des 
Problems Einhalt zu gebieten. Noch immer wird ein 
Vielfaches dessen zerstört, was zurückgewonnen 
wird. Also muß in größerem Maßstab gehandelt 
werden. Wie lange wollen wir mit Pilotphasen im 
Umweltsektor weiterarbeiten? Wir müssen die For-
schungs- und Erprobungszeiten abkürzen, sonst be-
steht die Gefahr, daß uns die Umweltzerstörung 
überrollt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist, wie ich meine, gerechtfertigt, den Schwer-
punkt der Umwelterhaltung heute eindeutig im 
ländlichen Bereich zu setzen. Deshalb beschränke 
ich mich heute morgen ausschließlich hierauf. Die 
Probleme der Stadt entstehen doch vor allem des-
halb, weil die Umweltzerstörung im ländlichen Be-
reich ungehindert voranschreitet. Die Verschlechte-
rung der Lebensbedingungen auf dem Land und die 
völlige Perspektivlosigkeit für die dort lebende Be-
völkerung bewirken eine steigende Landflucht. 
Viele Siedler in den städtischen Slums sind Um-
weltflüchtlinge. Wer die Überlebenschancen in den 
ländlichen Gebieten verbessert, hilft somit gleich-
zeitig den Ballungszentren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So schrecklich die Ereignisse von Bhopal sind 
und so sehr wir die vielen Opfer dieser Katastrophe 
beklagen, so sehr muß doch darauf hingewiesen 
werden, daß wir durch den täglichen Verlust von 
Kulturflächen und dessen Folge ständig Auswir-
kungen von einer viel größeren Dimension erleben 
müssen. 

(Zuruf von der SPD: Alles Sprechblasen!) 

Anfangen mit Umwelterhaltung im ländlichen 
Bereich ist auch dadurch gerechtfertigt, daß auf 
dem Land — noch zumindest — die meisten Men-
schen der Dritten Welt leben und die Landbevölke-
rung am meisten gefährdet ist. 

Ein weiteres Hauptaugenmerk muß auf die Er-
haltung und den Schutz der Trinkwasserreserven 
gerichtet werden. Unreines Wasser und mangelnde 
Hygiene bei Abwasser und Abfall sind Ursache von 
80 % aller Krankheiten in der Dritten Welt. Die Was-
servorräte in den Trockengebieten werden bereits 
jetzt übernutzt. Rohstoffabbau, Industrie und Ver-
städterung verschmutzen und verseuchen Grund- 
und Oberflächenwasser. 

Was brauchen wir in dieser Situation nicht? 

Wir brauchen keinen weiteren Umweltgipfel und 
keine Mammutkonferenzen. Es sind in den Ent- 
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wicklungsländern noch nicht einmal die wichtig-
sten Versprechungen von der letzten Umweltkonfe-
renz berücksichtigt worden. Daher auch keine 
neuen UN-Organisationen! Sicher sind verbesserte 
UN-Codices eine sinnvolle Maßnahme. 

Nicht immer nur an neue Bürokratien denken! 
Bereits jetzt besteht in vielen Entwicklungsländern 
zwischen den programmatischen Aussagen und ge-
setzlichen Bestimmungen einerseits und der Praxis 
andererseits eine erhebliche Diskrepanz. 

Umweltpolitik steht und fällt mit der Mitarbeit 
der Bevölkerung. Die staatliche Bürokratie ist das 
schwächste Glied in der Umwelt-Zusammenarbeit. 
Umweltschutz betreiben heißt vielmehr, den Ziel-
gruppen möglichst nahe zu sein. Das bedeutet: Par-
tizipation und Selbstverantwortung der Bevölke-
rung. Die Regierung des Entwicklungslandes leistet 
schon Hervorragendes, wenn sie dafür den rechtli-
chen Rahmen absteckt. 

Der Versuch, aus den bestehenden multilateralen 
Organisationen kurzfristig mehr Qualität herauszu-
quetschen, ist sinnlos. Das Handlungsdefizit muß 
vielmehr konsequent langfristig abgebaut werden. 

Vorhandene Schwächen: 

Auch im Sektor der Umwelterhaltung sind akade-
mischer Bereich und Praxisbereich auseinander-
gedriftet. Beide müssen wieder zusammengeführt 
werden und sich stärker gegenseitig fördern. 

Die Umsetzungsphase von der Idee, dem Prototyp 
zur Anwendung ist auch in der Umwelttechnologie 
unzureichend überbrückt. Was haben wir insgesamt 
an Umwelttechnologie für die Dritte Welt anzubie-
ten? Als Beweis, daß diese Technologie insgesamt 
nichts Kompliziertes sein muß, habe ich hier eine 
Erosionsschutzmatte, wenn Sie so wollen: eine Ero-
sionsschutzwaffe mitgebracht, einfach aus Abfällen 
und eingewirktem Samen überall erhältlich in der 
Dritten Welt, herstellbar in der Dritten Welt, kaum 
Kosten verursachend, aber mit einer ungeheuren 
Wirkung. Warum versuchen wir nicht verstärkt, ge-
rade mit solchen einfachsten technologischen Mit-
teln, die am Ort hergestellt werden können, diese 
Situation zu beheben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Welche Programme zur besseren fachlichen Qua-
lifizierung von Funktions- und Entscheidungsträ -
gern in Politik, Verwaltung, Medien, Industrie und 
Lehre bieten wir inzwischen an? Ich meine: noch zu 
wenig. 

Wie steht es mit unserer Forschung? Bekanntlich 
haben in den chronischen Hungergebieten der 60er 
Jahre in Asien entscheidend zur Bewältigung des 
Hungers die rasanten Fortschritte bei der Entwick-
lung von hochertragreichen, widerstandsfähigen 
Pflanzensorten beigetragen. Relativ wenig Untersu-
chungen wurden jedoch an afrikanischen Sorten 
wie Sorghum, Hirse, Yams oder Casava vorgenom-
men. Dieser Umstand wird übrigens dadurch dra-
stisch verschlimmert, daß nun in Teilen des Sahel 
die ländliche Bevölkerung teilweise ihr eigenes 
Saatgut konsumiert. Dies bedeutet einen unersetzli-
chen Verlust an genetisch angepaßtem Saatgut. 

Es gibt in den meisten Entwicklungsländern an-
dere Prioritäten als Umweltschutz. 
Die Mobilisierung der Bevölkerung für den Um-

weltgedanken erfolgt nicht durch großangelegte 
kurzfristige Kampagnen, sondern durch die tägli-
che Beteiligung der lokalen Einheiten und selbstbe-
stimmte Maßnahmen. 

Umwelterhaltung ist ohne tiefgreifende Refor-
men nicht möglich. Da Teilpacht z. B. keinen Anreiz 
zur Bodenverbesserung bietet und Kollektiveigen-
tum nicht produktiv genug ist, hat die Agrarverfas-
sung viel mit der Umweltproblematik zu tun. 
Was ist zu tun? 

Der Mensch muß in alle Maßnahmen einbezogen 
werden. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Welcher 
Mensch?) 

Sonst ist keine Mitwirkung der Bevölkerung mög-
lich. Devise: Lieber klein als gigantisch! Kein Pro-
jekt ohne ökologische Komponente! Umfassende 
Strategien statt Einzelprojektansatz! Von Fall zu 
Fall vorgehen! Keine globalen Ansätze! Die Realitä-
ten sind zu unterschiedlich. 

Angesichts des sich dramatisch abspielenden täg-
lichen Überlebenskampfes der ländlichen Bevölke-
rung in vielen Regionen kann Umweltbewußtsein 
nicht vorausgesetzt werden. Akute physische Ent-
behrungen drängen Bereiche wie Aufforstung, Ve-
getationsschutz, Erosionsschutz in einen abstrakten 
Hintergrund, da sie nicht mit den unmittelbar emp-
fundenen Bedürfnissen übereinstimmen. Erfolg-
reich sind demnach nur die Umweltschutzmaßnah-
men, bei denen es gelingt, besonders dringend emp-
fundene Probleme des Alltags mit längerfristigen 
Maßnahmen zu verknüpfen. Die komplexe Proble-
matik erfordert multisektorale integrierte Ansätze, 
die durch entwicklungspolitische Maßnahmen mit 
regionaler Auswirkung unterstützt werden müs-
sen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Reden Sie doch 
mal von McDonald's und Union Carbide!) 

Aktionsnotstandsgebiete definieren. Abgehen von 
kurzfristigem Kosten-Nutzen-Denken, z. B. der The-
se: Aufforstungen rechnen sich nicht. Keine nutz-
lose Suche nach allgemeingültigen Kriterienra-
stern. Die Lösungen sind immer standortspezifisch. 
Denken in Systemen, d. h. sowohl interdisziplinär 
wie alle handelnden Gruppen einbeziehend. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. Die Investition in die Erhaltung der 
Umwelt lohnt sich. Ökologie ist längerfristig gerade 
auch für die Länder in der Dritten Welt Ökonomie. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schanz. 

Schanz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Große Anfrage der Koalitionsfraktio-
nen zur Erhaltung und Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen in der Dritten Welt hatte offen- 
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sichtlich hauptsächlich den Zweck, der Bundesre-
gierung eine Möglichkeit zur Selbstdarstellung zu 
geben. Deshalb wabert auch durch ihre Antwort 
reichlich Weihrauch, und man muß die Augen schon 
weit aufreißen, um ihn zu durchdringen. Hat er sich 
einmal verzogen, treten zwei Dinge klar hervor. 

Die Bundesregierung schmückt sich mit den Fe-
dern ihrer sozialdemokratisch geführten Vorgänge-
rin. Auch der falsch ausgelegte semantische Ariad-
ne-Faden von den entwicklungspolitischen Grund-
sätzen der Bundesregierung kann nicht verbergen, 
daß es sich dabei um die entwicklungspolitischen 
Grundlinien der sozialdemokratisch geführten 
Bundesregierung vom Juli 1980 handelt. Natürlich 
begrüßen wir, daß sich die jetzige Bundesregierung  
dieser Grundlagen bedient, zeigt sich doch, daß die 
politische Praxis auch den Konservativen im Bun-
destag die Qualität, Wirklichkeitsnähe und Effekti-
vität der Grundlinien erschlossen hat und daß die 
derzeitige Koalition entgegen dem Getöse aus der 
Zeit vor Oktober 1982 und entgegen dem Gelärme 
von der Erblast nichts Gleichwertiges oder gar Bes-
seres zustande zu bringen in der Lage war. Stich-
proben haben ergeben, daß auch die Projekte, die 
die Bundesregierung zum Beweis ihrer auf Schutz 
der natürlichen Ressourcen angelegten Entwick-
lungspolitik anführt, in ihrer großen Mehrzahl noch 
aus der Zeit stammen, als Rainer Offergeld das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit geleitet hat. Auch hier begrüßen wir, daß 
diese Projekte fortgeführt worden sind. Neue sind 
ohnehin selten genug dazugekommen. 

Die Anwort zeigt auch, wie leicht durch Zahlen-
spielereien ein falsches Bild gezeichnet werden 
kann. Auch der Sechste Entwicklungspolitische Be-
richt, den die Bundesregierung kürzlich vorgelegt 
hat, bringt nicht mehr Klarheit. 

Der Bundestag hat zwar schon in seinem Be-
schluß vom 5. März 1982 ansatzweise Forderungen 
nach mehr Aufschluß in diesem Bereich erhoben, 
aber offensichtlich konnten die beiden ihm folgen-
den Berichte darauf nicht so eingehen, als daß die 
Große Anfrage der Koalition überflüssig geworden 
wäre. 

Schöne Worte genügen nicht, meine Damen und 
Herren. Was not tut, ist beispielsweise eine erheb-
lich bessere finanzielle Ausstattung des für Um-
weltschutz zuständigen Referates im Bundesmini-
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, das 
zwar von Minister Warnke neu eingerichtet worden 
ist, aber dieses Jahr mit erbärmlichen knappen 
4 Millionen DM auskommen muß. 

Was not tut, meine Damen und Herren, ist Um-
weltschutzpraxis in allen Bereichen der Entwick-
lungspolitik. Was wir brauchen, sind auch Aktivitä-
ten zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
in der Dritten Welt, die über die Entwicklungszu-
sammenarbeit hinausgreifen. Die Bundesregierung 
lenkt von der Tatsache ab, daß zwischen den von 
der sozialdemokratisch geführten Bundesregierung 
übernommenen Grundlinien und der entwicklungs-
politischen Praxis eine immer größere Lücke klafft. 
Eine rigoros gehandhabte Lieferbindung und eine 
erschreckende Zunahme der Mischfinanzierung, 

die sogar das Mißfallen der OECD erregt hat, füh-
ren zur Auswahl von Projekten, die nichts mehr mit 
dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen zu 
tun haben. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Richtig!) 

Allein die Lektüre des Soll-Ist-Vergleiches der 
Jahre 1980 bis 1983 zeigt, was ursprünglich geplant 
war und was tatsächlich verwirklicht worden ist. 
Das weist auf einen Trend hin, der genau gegenläu-
fig zu dem verläuft, was die Bundesregierung in 
ihrer Antwort auf die Große Anfrage behauptet. 

Vor Wochen, meine Damen und Herren, haben 
alle Fraktionen in diesem Hause wegen des Gift-
gasunglücks in Bhopal ihre Sorgen, Ängste und Be-
denken vor der Zukunft zum Ausdruck gebracht. 
Schon das Unglück in Seveso hätte uns alle zum 
Nachdenken bringen müssen. Das Lamentieren, 
das Beweinen eines Unglücks in Indien hat noch 
nichts bewirkt. Wenn es konkret wird, drücken Sie 
sich, meine Damen und Herren von der Koalition. 
Die Regierung weicht ins Unverbindliche aus. Noch 
am Mittwoch dieser Woche haben Sie einen Antrag 
meiner Fraktion im Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit genau in seinem konkreten Teil 
abgelehnt. 

Die Zeit für Schaukämpfe und Scheinargumente 
ist vorbei. Es ist fünf vor zwölf. Auch unsere Zu-
kunft hängt  wie jeder weiß — von der Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen ab, nicht nur 
von denen in der Dritten Welt. Hüten wir uns also, 
mit dem erhobenen Zeigefinger die armen Länder 
zu ermahnen. Die eigene Vergangenheit sollte uns 
bewußt machen: 150 Jahre Industrialisierung sind 
auch 150 Jahre Raubbau an der Natur gewesen. 
Auch dies ist Verwüstung. Wir sollten aus diesem 
Grunde mit gutem Beispiel vorangehen. Mein Kol-
lege Brück hat am 13. Dezember 1984 ausgeführt, 
daß es nicht reicht, wenn wir hier nur Betroffenheit 
und Mitgefühl ausdrücken. Er sagte wörtlich: 

Wir tragen hier Verantwortung. Wir sind ver-
pflichtet, die Erfahrungen, die wir in unserer 
industriellen Entwicklung gemacht haben, wei-
terzugeben. 

Wir haben mit unserem Programm „Arbeit und 
Umwelt" den Weg zu einer Alternative gewiesen. 
Unseren Antrag „Friede mit der Natur Für eine 
umweltverträgliche Industriegesellschaft" haben 
Sie im Ausschuß abgelehnt. Das ist Ihre Politik. Die 
Verwüstung — ich sage nicht mehr: Desertifikation, 
weil das kein Mensch auf der Straße versteht — 
immer größerer Zonen Afrikas, Südamerikas und 
Asiens, Folge von Überbevölkerung, Überweidung 
und falscher Politikansätze, nimmt bedrohliche 
Ausmaße an. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Man soll die 
Verwüstung bei uns nicht vergessen!) 

Die gelegentlichen Hungerbilder sind nur Augen

-

blicksaufnahmen und erinnern uns nur sporadisch. 

Vorbeugende und konkrete Politik ist gefordert. 
Wir müssen den Menschen in der Dritten Welt mit 
gutem Beispiel vorangehen, ihnen aber auch sagen, 
daß sie aus unseren Fehlern lernen können. Wir 
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können helfen, die Wüsten zurückzudrängen, den 
Menschen eine Existenz zu geben und unseren Kin-
dern eine Zukunft zu garantieren. Statt Milliarden 
und Millionen in die Rüstung zu stecken, 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Berger [CDU/CSU]: Das mußte kom

-

men! — Gegenruf des Abg. Bindig [SPD]: 
Selbstverständlich muß es kommen!) 

— j a sicher —, den Sternenkrieg denkbar zu ma-
chen, sollten diese Unsummen zur Entwicklung der 
armen Länder, zum Zurückdrängen der Wüsten zur 
Verfügung gestellt werden. Statt den Bauern über 
zweifelhafte Marktgesetzmäßigkeiten zu zwingen, 
den Boden erst zu vergiften, um ihn dann auszu-
powern, Überschüsse zu produzieren, welche dann 
zur Vernichtung der bäuerlichen Kleinstrukturen 
in der Dritten Welteingesetzt werden, wäre es sinn-
voller, die Bauern und Landwirte weltweit als Öko-
logen existensfähig zu machen. 

Meine Damen und Herren, wir haben mit dem 
Zukunftsprogramm „Dritte Welt — Weltentwick-
lung statt Weltrüstung" aufgezeigt, wie es anders 
gehen könnte. Da sind die finanziellen Ressourcen, 
die nötig wären, das ist konkrete Politik. Meine Da-
men und Herren, Sie brauchen dem nur zu folgen. 

Ohne weltweite Abrüstung gibt es keine Entwick-
lung, keine Wende des Hungers und kein Ende des 
Raubbaus an der Natur. Ohne Ende des Hungers 
und des Raubbaus an der Natur gibt es keinen Frie-
den. Ohne Frieden zwischen den Völkern droht die 
Vernichtung unserer Erde. Der hohe Verbrauch der 
Industrieländer, ein durch Armut bedingter Raub-
bau an der Natur und die aus den Industrieländern 
für den Pflanzenschutz importierten Chemikalien 
haben unübersehbare Umweltschäden hervorgeru-
fen, heißt es in unserem Programm. 

Meine Damen und Herren, wir haben heute einen 
Antrag eingebracht, der Ihnen vorliegt. Dieser An-
trag ist konkret. Er nimmt Bezug auf gemeinsame 
Beschlüsse dieses Hauses vom 5. März 1982, 19. Ja-
nuar 1984 und 18. Oktober 1984. Dieser Antrag for-
dert umweltpolitische Kriterien für alle Bereiche 
der Entwicklungszusammenarbeit bis spätestens 
Ende 1985. Der Handlungsbedarf ist gegeben. Mit 
der Annahme dieses Antrages würde die Regierung 
einen Handlungsauftrag erhalten: Statt weniger 
Geld für das Umweltreferat im BMZ mehr Geld, 
Taten statt Worte. Wir brauchen eine Politik, die bei 
allen wichtigen politischen Entscheidungen mitbe-
stimmt und nicht auf die Rolle einer isolierten und 
reagierenden Politik verkürzt wird. 

Umweltverträglichkeitsprüfungen sind für alle 
staatlichen und nichtstaatlichen Vorhaben durchzu-
führen. Bei der Bewertung und Entscheidung über 
die betreffenden Vorhaben bzw. Projekte muß den 
ökologischen Gesichtspunkten der gleiche Rang 
eingeräumt werden wie den ökonomischen. 

Wir fordern Sie auf, zuzustimmen, daß die Bun-
desregierung auf die Notwendigkeit der Erhaltung 
und Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen 
in der Dritten Welt auch bei jenen Aktivitäten 
Rücksicht zu nehmen hat, die über die Entwick-
lungszusammenarbeit hinausgehen. Ich meine da

-

bei deutsche Privatinvestitionen und den Handel 
mit Pharmaka und Pflanzenschutzmitteln, und ich 
meine die Züchtung von und den Handel mit Saat-
gut. 

Wir bitten Sie, sich unseren Antrag genau anzu-
sehen, ihn nicht pauschal abzulehnen, sondern mit 
uns darüber zu diskutieren. Wir würden einer Ober-
weisung an den Ausschuß natürlich auch zustim-
men. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß kommend zusammenfassen: Wir Parlamen-
tarier in diesem Hause müssen zusammenarbeiten 
und nicht nur mit dem Finger auf die Dritte Welt 
zeigen; wir müssen bei uns anfangen. Wir müssen 
dieser Regierung so viel Konkretes vorgeben, daß 
sie gezwungen wird, zu handeln. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Professor Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Seit der Bericht zu 
GLOBAL 2 000 vorgelegt wurde, nämlich seit 1980, 
sind auf der Welt nahezu 100 Millionen Hektar Ur-
wald abgeholzt worden. Seit wir also diesen Bericht 
kennen und darüber diskutieren, ist weltweit eine 
Waldfläche vernichtet worden, die etwa der gesam-
ten Fläche von Westeuropa entspricht. 

Diese Waldfläche als natürliches und intaktes 
Ökosystem ist unwiederbringlich verloren. Man 
kann es nur durch künstliche Waldkulturen erset-
zen, die zwar die Erosion des Bodens verhindern, 
nicht aber annähernd dieselben ökologischen Wir-
kungen bringen können, wie der Urwald sie liefert. 
Der Urwald mit seiner riesigen inneren und äuße-
ren Oberfläche ist in der Lage, eine große Menge 
von Kohlendioxid zu verarbeiten, indem er den 
Kohlenstoff bindet und Sauerstoff dafür abgibt. Ein 
einziger Baum kann auf diese Weise durch seine 
innere Oberfläche etwa für 60 Menschen Sauerstoff 
liefern. 

Diese Sauerstoffabriken werden nun, wie ich ein-
gangs sagte, nicht nur einzeln, sondern auf Millio-
nen von Hektar vernichtet. Dadurch wird die Sauer-
stoff-Kohlendioxid-Bilanz der Erde empfindlich ge-
stört. Infolge der vielen Verbrennungsprozesse auf 
der Welt — Fabriken, Haushalte, Verkehr und nicht 
zuletzt auch die Holzverbrennung der Dritten Welt 
— wird zusätzlich viel mehr Sauerstoff verbraucht, 
als nachproduziert werden kann. Dadurch wächst 
die Gefahr der Käseglockenwirkung in der Atmo-
sphäre, die auch klimatische Auswirkungen hat wie 
langdauernde Dürreperioden. So ist die Wüste in 
den letzten fünf Jahren, seit GLOBAL 2 000 vorliegt, 
mindestens in doppelter Fläche gewachsen wie die 
Waldvernichtung. 

Für die FDP-Fraktion darf ich feststellen, daß es 
gegen diesen Trend nur ein einziges Mittel gibt, das 
helfen kann: Es ist die integrierte ländliche Ent-
wicklung, die sowohl in der nationalen Entwick- 
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lungspolitik als auch in den internationalen Pro-
grammen — etwa in den von der Weltbank, von der 
UN-Umweltbehörde oder von der FAO geförderten 
Programmen — absolute Priorität erhalten muß. 
Ich glaube, darin bind sich die Fraktionen einig. 

Zu dem, was Herr Repnik, der sich jetzt gerade 
sehr eingehend mit dem Staatssekretär unterhält 
— was j a auch wichtig ist —, gesagt hat: 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Die mauscheln 
wieder!) 

Herr Repnik, ich wollte Ihnen sagen: Es befriedigt 
mich innerlich sehr, daß durch die vielen Gesprä-
che, die wir hatten — bei gemeinsamen Konferen-
zen und auch auf Reisen —, die Überzeugung, daß 
die ländliche Entwicklung für die Entwicklungspoli-
tik das A und das O ist, bei Ihrem Vortrag so deut-
lich herausgekommen ist. 

Herr Schanz wollte mit den Tönen, die er hier 
einbrachte, offensichtlich die Gegensätze herausar-
beiten. Aber die gibt es j a eigentlich gar nicht, denn 
auch Ihre Fraktion, Herr Schanz, ist der Meinung, 
daß diese Vernichtung der ökologischen Grundla-
gen verhindert werden muß. 

Nun zu den GRÜNEN: Meine liebe Frau Gottwald 
und mein lieber Herr Schwenninger, Sie sind ja 
heute zum letztenmal da. Ich werde nachher sagen: 
Adieu, Frau Gottwald, adieu, Herr Schwenninger. 
Aber vorher sage ich noch: Sie haben ja sehr oft die 
richtigen Fragen gestellt, aber immer die falschen 
Antworten gegeben. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, was ist nun zu tun, 
wenn wir die Herausforderungen, die uns der Be-
richt „GLOBAL 2 000" aufzeigt, ernst nehmen, wenn 
wir sie annehmen und handeln wollen? Für die 
FDP-Fraktion darf ich drei Schwerpunkte heraus-
arbeiten: 

Erstens. Wir müssen noch viel mehr und noch viel 
konsequenter von dem Prinzip, von Anträgen der 
betroffenen Entwicklungsländer auszugehen, weg-
kommen und müssen zu einem Programmprinzip 
kommen, 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

d. h. zur Unterstützung von integrierten Pro-
grammen z. B. der ländlichen Entwicklung, die nach 
übergeordneter wissenschaftlicher und wirtschaftli-
cher Erkenntnis richtig und notwendig ist. 

Zweitens. Wir müssen, Herr Staatssekretär, noch 
viel mehr und noch viel konsequenter als bisher 
von sektoralen oder Einzelprojekten wegkommen 
und müssen zu überregionalen Programmen kom-
men, die zur Entwicklung ganzer Regionen und 
Erdteile wie z. B. der Sahelzone notwendig sind. 

Drittens. Die Programme müssen in gleichgerich-
tete Eigenanstrengungen der Partnerländer einge-
fügt sein oder eingepaßt werden. Es geht nicht an, 
daß in bestimmten Ländern ganz entgegengesetzte 
Politiken betrieben werden, die völlig kontrapro-
duktiv wirken. Ja, ich gehe sogar so weit, zu verlan

-

gen, daß bilaterale und multilaterale Programmhil-
fen die entsprechenden Eigenanstrengungen zur 
Voraussetzung und Bedingung haben müssen. Dies 
war doch der eigentliche Sinn des Politikdialoges, 
den der EG-Kommissar Edgar Pisani im Vorfeld 
der Verhandlungen zum Lomé-Abkommen gefor-
dert hat. Solche Politikdialoge müssen fortgesetzt 
werden. 

Meine Damen und Herren, viele Ursachen der 
weltweiten Krise erscheinen mehr oder weniger na-
turgegeben, z. B. die Explosion der Erdölpreise 1973 
und 1979, langanhaltende Dürrekatastrophen, da-
durch verstärkter Raubbau an der Natur, hohe Zin-
sen, rezessionsbedingter Rückgang der Rohstoff-
preise und vor allem das dramatische Wachstum 
der Bevölkerung. Aber zur Resignation vor der Not 
besteht kein Anlaß und auch kein Recht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zu viele Ursachen sind durch wirtschaftspolitische 
Fehlleistungen ausgelöst worden und könnten 
durch entschlossene Korrekturen vermieden oder 
doch gemildert werden. Ich nenne die Überbela-
stung vieler Staatshaushalte in der Dritten Welt 
durch unrentable öffentliche Unternehmen, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

die Benachteiligung der heimischen Wirtschaft 
durch überhöhte Wechselkurse, eine verfehlte Han-
delspolitik, den Ruin der heimischen Landwirt-
schaft durch künstlich niedrig gehaltene und staat-
lich verordnete Agrarpreise 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und eine zu große Anzahl entwicklungspolitisch 
zweifelhafter Prestigeobjekte; schlimmstes Beispiel 
ist der in jüngster Zeit vorerst stillgelegte Manan-
tali-Staudamm. Damals hat schon die Vorprüfung 
der Hermes-Bürgschaft davon abgeraten, daß man 
sich an diesem Staudamm beteiligt. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Wo liegt der 
denn?) 

— In Mali; er soll den Senegal aufstauen. Dieser 
Manantali-Staudamm wäre nicht gebaut worden, 
wenn echte Umweltverträglichkeitsprüfungen 
durchgeführt worden wären. Jetzt müssen wir se-
hen, wie wir aus dieser Situation herauskommen. 

Meine Damen und Herren, die positive Entwick-
lung zweier noch vor 20 Jahren als hoffnungslos 
geltender Fälle, nämlich Indiens und Bangladeshs, 
zeigt, daß kein Anlaß besteht, den Mut zu verlieren, 
und daß sich entschlossenes Handeln immer aus-
zahlt. Dazu muß aber die Eigenverantwortlichkeit 
der Empfängerländer gestärkt werden. Unsere 
Hilfe muß immer zur Selbsthilfe führen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die Regierungen sind für bestimmte Reformen, 
für Strukturanpassungen, für Familienplanung 
usw. selbst verantwortlich. Die eigene Landwirt-
schaft, die häufig genug auf hervorragende Böden 
zurückgreifen kann und ein phantastisches Klima 
vorfindet, muß durch angemessene Erzeugerpreise 
gestützt werden. 
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Ich möchte noch einen Aspekt der Hoffnung ein-

führen. Meine Damen und Herren, wir müssen weg-
kommen von dieser Weltuntergangsstimmung und 
von der Schwarzmalerei. Wir können das Raum-
schiff Welt nicht weiter ökologisch zerstören. Wir 
haben doch aber auch, wie Herr Repnik in einem 
kleinen Beispiel mit dieser Samen-Matte gezeigt 
hat, die Möglichkeiten, über Biotechnologie etwas 
zu erreichen. Mein Kollege Kohn wird darauf noch 
eingehen. Man kann durch biotechnologische Ver-
fahren Pflanzen zur Ernährung züchten, die trok-
kenresistent sind, die weniger Düngung oder über-
haupt keine Düngung brauchen, die besser lage-
rungsfähig sind und die ertragreicher sind. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schwenninger? 

Dr. Rumpf (FDP): Ja, selbstverständlich. 

Schwenninger (GRÜNE): Das ist sehr nett, danke 
schön. 

Lieber Herr Rumpf, könnten Sie nicht auch ein-
mal etwas sagen, was wir im Hinblick auf den Auf-
bau in der Dritten Welt tun müssen? Sie haben bis 
jetzt noch kein Wort über das gesagt, was wir an 
Tropenhölzern aus der Dritten Welt bei uns ver-
brauchen, und Sie haben noch kein Wort dazu ge-
sagt, was wir tun können, damit Konzerne von uns, 
mit denen wir zu tun haben — ich sage nur stich-
wortartig MacDonalds, Rodungen im Amazonasbe

-

reich —, diesen Raubbau nicht mehr betreiben. 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Schwenninger, ich bin ge-
rade dabei zu sagen, daß die Umweltverträglich-
keitsprüfungen wesentlich verstärkt werden müs-
sen. Ich bin dabei zu sagen, daß diese Konzerne, von 
denen Sie reden, auch der Kontrolle bedürfen, etwa 
beim Manantali-Staudamm. Sie müssen sich das 
anhören. Die Biotechnologie, die ich jetzt gerade 
anführen wollte, ist doch auch eine Chance, in die-
ser Angelegenheit weiterzukommen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Der Export von 
Tropenhölzern zu uns, da müssen wir doch 

mal anfangen!) 
— Herr Schwenninger, der Export von Tropenhöl-
zern an sich ist doch noch nichts Schlechtes. Es 
kommt doch nur darauf an, wie es dort gemanagt 
wird. Da können wir nichts anderes tun, als forst-
wissenschaftliche Grundlagen zu liefern. Auch hier 
gibt uns die Biotechnologie und die Mikroelektro-
nik die Möglichkeit, durch Fernerkundung wesent-
lich bessere Urwaldforschung zu betreiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Schwenninger [GRÜNE]: Ihr Glaube hat 

Ihnen geholfen!) 
Mikroelektronik und Satellitenkommunikation er-
öffnen außerdem die Möglichkeiten, Katastrophen 
eher vorauszusehen und Kontakte zu Bevölke-
rungsgruppen weitab in entlegenen Gebieten zu fin-
den und, wie gesagt, Ökosysteme wie Urwälder 
durch Fernerkundung besser zu erfassen und rich-
tig zu bewirtschaften. 

Ein letztes Wort möchte ich noch zu dem sagen, 
was die ehemalige SPD-Abgeordnete Brigitte Erler 
unter der Überschrift „Tödliche Hilfe" in vielen Me-
dien verbreitet hat. Da muß ich nun wirklich einmal 
fragen, ob von der SPD nachher noch jemand in der 
Lage ist, dazu etwas zu sagen, eine Antwort zu 
geben. Warum hat die ehemalige Mitarbeiterin des 
Entwicklungsministers Eppler die Flinte ins Korn 
geworfen? Warum tut sie das so laut? Welche Alter-
native bietet sie an? Welche Hoffnungen spricht sie 
aus? 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das ist einmal 
eine ganze Debatte wert!) 

Meine Damen und Herren, mein Prinzip lautet da 
anders: Im Zweifel ziehe ich es vor, etwas getan und 
mich — rückblickend — geirrt zu haben, jedoch 
nicht geschadet zu haben, als daß ich abwarte und 
gar nichts tue oder resigniere und damit etwas We-
sentliches verpasse. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Schwenninger [GRÜNE]: Man sollte sie 
mal in den Ausschuß einladen! — Frau 
Gottwald [GRÜNE]: Das kann man der 
Frau aber nicht vorwerfen, Herr Rumpf!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Gottwald. 

Frau Gottwald (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir vorab ein 
Wort zu dem, was Herr Rumpf zum Schluß gesagt 
hat. — Herr Rumpf, Sie können eines Frau Erler 
nicht vorwerfen, nämlich daß sie nicht immer aktiv 
persönlich das bekämpft hat, was sie an der Ent-
wicklungshilfe kritisiert hat. Herr Rumpf, wenn in 
Ihrer Fraktion oder in diesen Reihen so viel Enga-
gement vorhanden wäre, wie Frau Erler es auf-
bringt, dann sähe die Entwicklungshilfe heute an-
ders aus. Das nur vorweg. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Die Große Anfrage der Koalitionsfraktionen zum 
Thema „Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla-
gen in der Dritten Welt" ist ein Beispiel dafür, wie 
man das richtige Thema falsch anpacken kann. Die 
Bundesregierung wird sich gefreut haben, denn 
wenn nach Initiativen zur Sicherung der Umwelt 
lediglich im Rahmen der Entwicklungshilfe gefragt 
wird, so kann sie einen Warenhauskatalog von ein-
schlägigen Modellprojekten, Fachseminaren, ob-
jektbegleitenden Forschungsinitiativen usw. vorle-
gen, über deren Wirksamkeit man dann hier strei-
ten kann. 

Herr Repnik, Sie haben zum Teil sehr gute Vor-
schläge gemacht. Ich glaube, das ist nicht der ei-
gentliche Streitpunkt. Die Frage ist, ob die wesentli-
che Fragestellung, wie Sie sie z. B. in Ihrer Anfrage 
haben, sich darauf bezieht, wie man eine ökologisch 
orientierte Entwicklungshilfe macht, oder ob die ei-
gentliche Frage nicht ist, inwieweit die Bundesre-
gierung dafür Sorge tragen kann, daß die Umwelt-
zerstörung gar nicht erst stattfindet. Ich denke, 
man kann nicht den zweiten Schritt vor dem ersten 
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tun, den ersten Schritt nicht tun und sich dann mit 
dem zweiten profilieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. 
Bindig [SPD]) 

Wenn man sich mit dem Verursacherproblem 
hinsichtlich der Umweltzerstörung einmal näher 
befassen würde, was die CDU/CSU sinnigerweise 
kaum getan hat — sie hat auch in ihrer Anfrage 
nicht danach gefragt —, so stellt sich folgendes Pro-
blem. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Genau! Da liegt 
der Hase im Pfeffer!) 

Was sollen Projekte zur Verbesserung von Rahmen-
bedingungen für die Forstwirtschaft und die Schu-
lung von Forstpersonal, wenn beispielsweise der 
immerhin zu 40 % in öffentlicher Hand befindliche 
VW-Konzern in Brasilien einfach eine ganze Region 
von 300 000 Hektar erwirbt, eine Fläche, die erheb-
lich größer als das Saarland ist, und sich daran-
macht, den Urwald zu roden und sinnigerweise eine 
Rinderfarm anzulegen? Was werden die VW-Herren 
den betroffenen Indianern gesagt haben? Daß die 
Regierung in der Bundesrepublik schon dafür sorgt, 
daß genügend Forstbeamte ausgebildet und besse-
re, fortschrittliche Rahmenbedingungen in der Ent-
wicklungshilfe geschaffen werden? 

(Schwenninger [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Bleiben wir bei Brasilien, bleiben wir bei VW. Die-
ser Konzern zeichnet auch dafür verantwortlich, 
daß das Wahnsinnsprogramm durchgeführt wird, in 
einem Hungerland riesige Agrarflächen für die Pro-
duktion von Automobilsprit zur Aufrechterhaltung 
der freien Mobilität der Begüterten und der hohen 
Rentabilität der beteiligten Konzerne zu nutzen. 
Dafür baut VW spezielle Autos in Brasilien. Dafür 
wurde allein im Süden des Bundesstaates Mato 
Grosso eine Fläche von 170 000 Hektar wertvollen 
Savannenwaldes vernichtet, die immerhin drei- bis 
viermal so groß wie West-Berlin ist. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Wie viele Fami

-

lien könnten davon leben!) 

Das sind die Größenordnungen, bei denen die Axt 
an die Umwelt in den Entwicklungsländern gelegt 
wird, und zwar durch bundesdeutsche Konzerne. 
Das ist das, was Sie im Rahmen Ihrer Entwick-
lungshilfe dann angeblich wieder rückgängig ma-
chen wollen. Dabei ist die Vernichtung des Waldes 
nur der erste Schritt in der Kette von Verbrechen 
an der Umwelt. 

Wir fragen die Bundesregierung — ich meine, es 
geht bei der Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume um andere Dimensionen als bei Fragen von 
Bodenbearbeitungs- und Sanitätsentsorgungsver-
fahren im Rahmen der Entwicklungshilfe —: Was 
gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, da-
mit bundesdeutsche Firmen keine Exportgeschäfte 
oder Direktinvestitionen mehr tätigen, die auf ab-
sehbare Zeit ganze Regionen unbewohnbar ma-
chen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was gedenkt die Bundesregierung im Rahmen ih-
rer Mitwirkung im Weltwährungsfonds und bei der 
Weltbank zu unternehmen, damit diese Institutio-
nen die verschuldeten Länder der Dritten Welt 
nicht immer stärker zum Export landwirtschaftli-
cher Rohstoffe zwingen, was zur Bewirtschaftung 
immer größerer monokultureller Flächen führt? 
Warum hat die Bundesregierung bislang noch keine 
Verhaltensmaßregeln für ihre Vertreter in den Auf-
sichtsräten verabschiedet, damit solche Fälle wie 
bei VW do Brasil ausgeschlossen werden? 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie verstehen von 
der Sache nichts!) 

— Ich kann, wie man mir eben bestätigt hat, wenig-
stens die Fragen stellen. Sie haben diese Fragen in 
Ihrer Großen Anfrage vermieden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie stellen keine 
Fragen, sondern Sie behaupten!) 

— Ich möchte Ihnen nur folgendes vorlesen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Lesen Sie ruhig 
weiter!) 

Sie können dann sagen, was Sie davon halten. 

Im Antrag der SPD heißt es, das Instrumenta-
rium zur Förderung deutscher Privatinvestitionen 
in der Dritten Welt sei dadurch zu ergänzen und zu 
verbessern, daß es Mindestanforderungen an ent-
wicklungspolitische und umweltschutzpolitische 
Maßstäbe sowie an die Sicherheit der Arbeitsplätze 
enthält. — Jetzt möchte ich von Ihrer Seite gern 
einmal wissen, was gegen eine solche Forderung 
einzuwenden ist. Man sollte vielleicht anmerken, 
daß damit nur der Antrag der GRÜNEN betreffend 
Bhopal abgeändert wurde. Das ist der Hintergrund. 
Diese Idee kommt also ursprünglich nicht von der 
SPD. Trotzdem: Dieser Satz kann so unterstützt 
werden. Jetzt möchte ich einmal wissen, warum die 
CDU/CSU diesen Satz abgelehnt hat. Ich möchte 
von Ihnen einmal hören, warum Sie sich dagegen-
gestellt haben, daß umweltpolitische und entwick-
lungspolitische Auflagen gemacht werden. Auf der 
anderen Seite stellen Sie sich hier hin und sagen: 
Wir müssen bei unserer Entwicklungshilfe die Öko-
logie usw. vielmehr berücksichtigen. 

(Beifall des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 

Es geht um das Verursacherproblem, Herr Repnik. 
Das wissen Sie natürlich auch genau. Das Problem 
ist, daß Sie als Fraktion der CDU/CSU mehr oder 
weniger dazu angehalten sind, ganz konkret und 
gezielt Lobbypolitik zu machen. Das ist das Pro-
blem. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. 
Bindig [SPD] — Schwenninger [GRÜNE]: 

Export-Lobbypolitik!) 

Das hat man auch bei der Diskussion über Bhopal 
— dies wurde hier schon erwähnt — gesehen: Sie 
sind nicht in der Lage, die Menschen in der Dritten 
Welt vor einem Export von Produkten zu schützen, 
die tödlich sind, die sozusagen todsicher irgend-
wann in die Luft fliegen. Sie sind nicht dazu in der 
Lage, weil Sie es nicht wollen, weil Sie es sich poli- 
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tisch nicht leisten können, weil Sie Lobbypolitik 
machen müssen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Schwenninger 
[GRÜNE]: Weil der Profit im Vordergrund 

steht!) 

Dieses Problem ist in Ihrer Anfrage leider über-
haupt nicht aufgetaucht. Sie machen ein Scheinge-
fecht, wo es bei uns wahrscheinlich wenig Kontro-
versen gibt, aber zu dem eigentlichen Problem, wo 
die Kontroverse auftaucht, haben Sie überhaupt 
nicht Stellung genommen. Ich finde das sehr 
schade. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe natürlich von den Koalitionsfraktionen 
nicht erwartet, daß sie eine Große Anfrage mit die-
ser Frage an die Bundesregierung stellen; das ist 
völlig klar. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Probst 
[CDU/CSU]: Es lebe ein rundes Weltbild!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Herkenrath. 

Herkenrath (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Verehrte Frau 
Gottwald, ich glaube, eigentlich hat der Kollege 
Repnik in seinen Ausführungen schon sehr ein-
drucksvoll dargelegt, daß die Lobbypolitik, die wir 
machen, die Politik für den Menschen in der Drit-
ten Welt ist. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Lachhaft!) 

Das ist von Herrn Repnik eigentlich schon so ein-
drücklich klargelegt worden, daß er da keine Unter-
stützung mehr von mir braucht. 

Ich möchte eines sagen. Uns wird immer unter-
stellt, daß wir eine Politik für Konzerne machen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sehr komisch! 
— Schwenninger [GRÜNE]: Das ist an den 

Haaren herbeigezogen!) 

Dabei wird verschwiegen, daß wir überhaupt nicht 
bestreiten, daß in der Dritten Welt Konzerne auch 
manche Fehler machen. Ich könnte aber auch aus 
jeder Art von Staaten staatliche Projekte auffüh-
ren, die in der Welt auch fehlerhaft angelegt worden 
sind. Was nützt es, daß wir uns da gegenseitig Vor-
würfe machen? Die wichtige Frage ist, welche Kon-
sequenzen wir daraus ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Gott

-

wald [GRÜNE]: Das ist das Problem! Sie 
ziehen überhaupt keine Konsequenz!) 

Darauf möchte ich ein bißchen eingehen. 

Wir haben eine verbundene Debatte zu einem 
weltweiten Thema. In drei Stunden kann man nur 
Streiflichter behandeln. Es ist meine Aufgabe, dies 
einmal aus der Sicht des Agrarausschusses zu be-
leuchten, und ich persönlich freue mich darüber, 
daß die Agrarier mir das übergeben haben. Ich tue 
das in einer Zeit, wo in der Presse heute diese Aus-
schnitte zu finden sind: „Baumhecken halten die 

Wüste auf", es wird uns berichtet, daß die Hub-
schrauber zur Zeit die Schildkröten auf den Galápa-
gosinseln retten, die dort zur Zeit durch eine Brand-
katastrophe bedroht sind, und Herr Matthiesen hat 
verkündet, daß der Rhein besser als sein Ruf ist. 
Die heutige Presse zeigt also deutlich, was vorhin 
schon eindrucksvoll gesagt worden ist: daß dies 
keine Zeit ist und kein Anlaß besteht, um hier in 
Panik zu machen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sehr richtig! — 
Schwenninger [GRÜNE]: Technologisch al-

les im Griff! Wunderbar!) 

Wir werden diese Thematik in fünf verschiedenen 
Ausschüssen behandeln, und ich meine, man sollte 
der Öffentlichkeit in dieser Debatte auch mitteilen, 
daß sich der Deutsche Bundestag in den Ausschüs-
sen sehr gründlich damit befaßt und daß es ein 
Mehrjahresprogramm darstellt, wenn wir uns heute 
wieder mit „GLOBAL 2000" befassen müssen. Um 
Ihnen das auch mal in Erinnerung zu bringen: Der 
Bericht „GLOBAL 2000", der noch von Präsident 
Carter im Jahre 1977 in Auftrag gegeben wurde und 
der 1980 erschienen ist, ist im Deutschen Bundestag 
bereits im Dezember 1981 auf Grund einer Großen 
Anfrage der CDU/CSU behandelt worden. Dann gab 
es einen Bericht der Bundesregierung im März 1982 
dazu, dann gab es eine Antwort der Bundesregie-
rung auf die Große Anfrage am 23. April, und dann 
gab es Beschlußempfehlungen. Wenn ich die Zeit 
von 1981 bis heute verfolge, habe ich den Eindruck, 
daß wir diesen Bericht sehr ernst genommen ha-
ben. Wir können mit einer gewissen Befriedigung 
feststellen, daß die, die von Anfang an bereit waren, 
diesen Bericht sehr differenziert zu betrachten, be-
stätigt wurden; denn vieles ist schon aus der Fach-
welt beantwortet. Überhaupt ist dieses ein Thema, 
das weniger politische Parteien auseinanderdivi-
diert, sondern das von der Sach- und Fachwelt be-
handelt werden muß. Letztlich müssen von den Po-
litikern Entscheidungen getroffen werden, die nur 
dann richtig sind, wenn alle Aspekte dabei betrach-
tet werden, die die Fachwelt uns liefert. 

Deshalb möchte ich noch ein paar grundsätzliche 
Anmerkungen in dieser kurzen Zeit machen. 

(Bindig [SPD]: Das ist substanzloses Ge-
rede!) 

Der Glaube, meine verehrten Kollegen, an eine gute 
Zukunft ist ja nicht illusionär, sondern er steht auf 
dem Boden der Wirklichkeit. Aber illusionär ist z. B. 
die Sehnsucht nach einer Vergangenheit, die es nie 
gegeben hat. Ich meine, Nostalgie — wir glauben, 
dies heute wieder festzustellen — ist die Trauer 
darüber, daß es heute nicht mehr so ist, wie es frü-
her eigentlich nie gewesen ist. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Tendenz — unsere heutige Welt, die natürlich 
kein Paradies ist, aber auch keine Hölle —, 
schlechtzumachen. 

(Bindig [SPD]: Kein einziger Gedanke, der 
vernünftig ist!) 

als ob früher die Menschen vor lauter Freude mit 
30 Jahren gestorben sind, während sie heute aus 
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Verärgerung offensichtlich im Durchschnitt über 70 
Jahre alt werden, läßt mich doch manchmal an dem 
Verstand zweifeln, mit dem die Dinge hier behan-
delt werden. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Es gibt Tau

-

sende von Überschwemmungstoten in der 
Welt! Er geht auf kein Problem ein!) 

Wenn wir jetzt in die Ausschußberatungen gehen, 
ist es, glaube ich, wichtig, daran zu denken, daß die 
Sehnsucht nach einer Zukunft, die es nie geben 
kann, illusionär ist, nämlich die Sehnsucht nach 
dem Zustand völliger Wunscherfüllung, also nach 
dem Schlaraffenland. Das wird es nie geben, und 
das sollten wir wissen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Bei Kohl viel

-

leicht!) 

Es ist sicher so, daß das Bild der Welt einfacher 
wird, wenn sie durch eine Brille betrachtet wird, die 
nur eine Farbe durchläßt. Aber dann wird das Bild 
eben immer falsch sein, egal welche Farbe es ist. 
Deshalb sollten wir die Probleme nicht nur durch 
die Brille der Wirtschaft, nicht nur durch die Brille 
des Kraftverkehrs, nicht nur durch die Brille der 
Industrie, aber auch nicht nur durch die Brille der 
Wunschvorstellungen für die Dritte Welt und auch 
nicht nur durch die Brille der sozialen Aufgaben 
und eben auch nicht nur durch die Brille der Natur 
sehen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Durch die Brille 
des Menschen in der Dritten Welt, wenn er 
überhaupt eine Brille hat. Dazu hat er gar 

kein Geld!) 

Denn beispielsweise nur durch die Brille der Natur 
betrachtet bleibt von den Städten — die haben wir 
in der Dritten Welt ja auch in erstaunlichem Maße 
— nichts Erfreuliches übrig, weil die Stadt geradezu 
der Widerspruch zur Natur ist, was nicht zu bestrei-
ten ist. 

Deshalb bin ich immer wieder erstaunt, wenn ich 
die Diskussionen verfolge. Wir von der Union — ich 
glaube, das darf ich für alle meine Kollegen sagen 
— wollen wenigstens daran festhalten, daß auch der 
Mensch zur Umwelt gehört. Wir wollen uns nicht 
der Einsicht verschließen, daß die Behauptung — 
das sage ich einmal als Agrarier —, die Natur sei 
stets freundlich zu den Menschen, manchmal auch 
eine sehr bedenkliche These ist; denn nicht nur 
Amsel, Drossel, Fink und Star, sondern auch die 
Erreger von Pest, Cholera, Malaria und Schlaf-
krankheit sind Naturprodukte, 

(Bindig [SPD]: Kohl ist auch ein Naturpro

-

dukt!) 

die die Menschheit fast zwei Jahrtausende lang auf 
nur 300 Millionen Exemplare begrenzt haben; aller-
dings auf ökologisch einwandfreiem Wege. 

(Bindig [SPD]: „Es kommt darauf an, was 
hinten rauskommt"!) 

Man kann sich nur wundern, in welchem Maße der 
moderne Mensch trotz seines hohen Bildungsgra-
des zu Unsinn fähig ist. Das beweist ja auch manch-
mal die Art — wir erleben das auch in den Aus

-

schüssen —, wie über Umweltprobleme diskutiert 
wird. 

Die Lebenserwartung der Menschen in den Indu-
striebändern steigt nach wie vor — ein Beweis da-
für, daß die modernen Verhältnisse in der Summe 
so ungesund nicht sein können. Und doch wird ein 
Geschrei ausgestoßen, als ob die Menschen täglich 
und stündlich mit dem Vergiftungstode rechnen 
müßten. Aus tausenden Stoffen, die in gewissen 
Mengen für den Menschen schädlich sein könnten 
— denn Gift ist bekanntlich immer eine Frage der 
Dosierung —, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Nein!) 

wird weithin dem Zufallsprinzip folgend dieser oder 
jener herausgegriffen und zu einer tödlichen Ge-
fahr für alle hochstilisiert. Dabei wird dann jeder 
Versuch, der Beunruhigung durch Hinweise auf 
noch nicht abgeschlossene Forschungen oder auf 
die geringen Mengen des Schadstoffvorkommens 
entgegenzuwirken, gleich als verantwortungslose 
Beschwichtigung und Bagatellisierung zurückge-
wiesen. 

(Bindig [SPD]: Das ist doch keine Rede, das 
ist eine Aneinanderreihung von Worthül

-

sen, Platitüden! — Schwenninger [GRÜ

-

NE]: Unverantwortlich hinsichtlich des 
Themas!) 

Deshalb sollten wir auch einmal feststellen, daß wir 
dank großer Fortschritte der Meßtechnik seit eini-
gen Jahren über die Möglichkeit verfügen, in Luft 
und Wasser ganz geringe Mengen von Schadstoffen 
sicher und präzise zu ermitteln. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Und auf dem 
Land?) 

Das ist vor 20 Jahren eben noch nicht der Fall gewe-
sen. 

Dank der neuen Meßmethoden können wir nun-
mehr diese Schadstoffe angehen und Schritt für 
Schritt zurückdrängen. Das geschieht in der Bun-
desrepublik Deutschland in einem erheblichen 
Maße. Die Frage ist, wieweit es uns möglich ge-
macht werden kann, das auch international zu för-
dern. Deshalb ist für die Zukunft, also auch für 
„GLOBAL 2000", entscheidend, daß es genug Politi-
ker gibt, die die oft hysterische Panikmache nicht 
mitmachen, sondern mit Beharrlichkeit auf das Ziel 
hinarbeiten, bei Sicherung eines hohen Lebensstan-
dards, eines hohen Beschäftigungsgrades und des 
sozialen Besitzstandes Schritt für Schritt die Quali-
tät von Luft und Wasser so zu verbessern, daß wie-
der die Qualität erreicht wird, die es vor der Indu-
strialisierung gegeben hat. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Der Herrgott 
wird es schon richten!) 

Nur, wir kennen diese Daten aus der Zeit vor der 
Industrialisierung nicht genau. Denn wir hatten da-
mals noch nicht die Methoden, solche Daten zu er-
fassen. Wer weiß eigentlich, ob die Menschen vor 
der Industrialisierung nicht mit mehr Gift und mit 
mehr Umweltgefahren gelebt haben als wir heute? 
Ich finde, daß man sich durchaus auch auf interna-
tionalen Konferenzen, z. B. sogar auf dem Weltwirt- 
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schaftsgipfel, mit diesen Fragen befassen sollte, 
aber unter wertender Berücksichtigung der ökono-
mischen Fakten und nicht gegen die Technik. Nur 
Technik und Ökonomie sind die Mittel, mit denen 
wir unsere Ziele erreichen können. 

Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Vosen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Herr Vosen, jetzt 
bleiben Sie bitte realistisch!) 

Vosen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Vorredner, Herr Herkenrath, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: War gut!) 

hat davon gesprochen, Politiker sollten keine Pa-
nikmache in die Öffentlichkeit tragen und statt des-
sen auf Lösungen hinarbeiten. Aber ich meine, der 
Politiker darf auch nicht einschläfernd wirken und 
die Dinge so verharmlosen 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Zwischen Pa
-

nikmache und Einschläfern gibt es eine 
große Spanne!) 

— richtig —, daß uns die Probleme, die ja nun ein-
mal real vorhanden sind, letztendlich über den Kopf 
wachsen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Wir hatten ja 
schon den Regierungswechsel; das hat sich 

also geändert!) 

— Seitdem der Regierungswechsel, Herr Staatsse-
kretär, stattgefunden hat, müssen wir feststellen, 
daß bei wichtigen Themen keine Minister mehr auf 
der Ministerbank sitzen und daß Forschungspoliti-
ker leider kaum anwesend sind, wenn es um 
„GLOBAL 2000" geht, obwohl das ein Thema wäre, 
bei dem Forschungspolitiker federführend sein soll-
ten. 

(Schneider [Idar-Oberstein] [CDU/CSU]: 
Bei uns macht das die Qualität!) 

— Na, hören Sie mal. — 

Mit unserem Antrag zu den Konsequenzen aus 
dem Bericht „GLOBAL 2000" verfolgen wir Sozial-
demokraten das Ziel, die Bundesregierung dazu zu 
bringen, ihre gesamte Politik als einen wichtigen 
Beitrag zu einer Weltinnenpolitik aufzufassen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Aha!) 

Wir haben in unserem Antrag dargelegt — dies ist 
eindeutig zu sehen —, daß es der Bundesregierung 
an diesem Verständnis in ihrer Rolle in einer im-
mer kleiner und immer verwundbarer werdenden 
Welt mangelt. Es werden Weltraumabenteuer ge-
plant, anstatt sich um die Dinge hier auf Erden zu 
kümmern. Also, wenn Sie so wollen: alles Geld in 
die Luft. 
Für meine Fraktion greife ich die forschungs- 

und technologiepolitischen Aspekte dieser grund-
sätzlich falschen Haltung der Bundesregierung auf 
Der Bericht zu „GLOBAL 2000" ist namens der Bun-
desregierung vom Forschungsminister erstattet 
worden. Dieser täuscht — im Gegensatz zur Bun

-

desregierung — in Sachen „GLOBAL 2000" eine be-
sondere Kompetenz vor, und dementsprechend ist 
sein Beitrag in der übergreifenden Frage des Ein-
satzes von Forschung und Technologie zur Lösung 
globaler Probleme leider ganz außergewöhnlich 
ärmlich. 

Ich frage: Was hat der Forschungsminister unter-
nommen, um unser Wissen über die Zusammen-
hänge von industrieller Entwicklung, Hochrüstung, 
Umweltzerstörung und Hunger in der Dritten Welt 
durch gezielte und umfangreiche Forschungsarbei-
ten in den Instituten, die in seinem Geschäftsbe-
reich hieran arbeiten könnten, zu verbessern? Die 
Antwort lautet: Nichts, aber auch gar nichts! 

Ich frage: Was hat die Bundesregierung unter-
nommen, um die interdisziplinäre und internatio-
nale Zusammenarbeit durch neue, konkrete und an 
die Fragestellung des Berichts „GLOBAL 2000" an-
schließende Projekte auf diesem Gebiet voranzu-
bringen? Auch hier lautet die Antwort: Nichts! 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Früher!) 

Ich frage: Was hat der Bundesforschungsminister 
unternommen, 

(Zuruf von der SPD: Nichts!) 

um angepaßte und spezifisch verwertbare Techno-
logien für Entwicklungsländer in dem notwendigen 
Ausmaß voranzubringen? Die Antwort lautet: Er 
hat die lächerliche Summe — in einem Haushalt 
von 7 Milliarden DM — von 100 Millionen DM pro 
Jahr für Projekte zur Verfügung gestellt, die über-
wiegend im Interesse der deutschen Partner begon-
nen wurden. Das sind übrigens — ich habe es ein-
mal nachgerechnet — 0,00014 Promille. Das ist also 
ein kaum meßbarer Betrag im Forschungshaus-
halt. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Also, da haben Sie 
sich verrechnet, deutlich verrechnet! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich würde es an Ihrer Stelle einmal nachrechnen. 
Die Milliarden verwirren die Union schon mal. Des-
wegen verspricht die auch so viel. Hinterher muß 
sie dann feststellen, daß das Geld dafür nicht vor-
handen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich frage: Was hat der Forschungsminister unter-
nommen, um den Aspekt der Umwelt- und Ressour-
cenbelastung in der Friedens- und Konfliktfor-
schung verstärkt einzubringen? Wir wissen um 
Kriege in der Dritten Welt um Ressourcen. Was ist 
da geschehen? Die Antwort lautet: Die Deutsche 
Gesellschaft für Friedens- und Konfliktforschung 
mußte auf Druck der CDU/CSU aufgelöst werden. 
Auch Projektreste fristen ihr kümmerliches Dasein 
bei der allgemeinen Hochschulforschung. Friedens- 
und Konfliktforschung durch den Bund ist also fast 
verschwunden. 

Ich frage: Hat der Forschungsminister auf sei-
nem ureigensten Gebiet eine produktive Rolle für 
den Dialog mit der Dritten Welt geleistet? Auch hier 
lautet die Antwort: Nein, er hat kaum etwas gelei-
stet. 
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Auf den technologiebezogenen Feldern der ande-

ren Ressorts sieht es ebenfalls im wahrsten Sinne. 
des Wortes kohlenrabenschwarz aus. Der For-
schungsminister ist Technikminister. Sein Beitrag 
ist leider, mathematisch ausgedrückt, als minus zu 
bezeichnen und damit negativ vor die Klammer zu 
ziehen. Den Klammerinhalt hat er zudem — um im 
mathematischen Bild zu bleiben — leider verges-
sen. Es ist also ein Minus vor einer leeren Klam-
mer. 

Durch die Nichtunterzeichnung der Seerechts-
konvention hat die Bundesregierung der Dritten 
Welt eine Bekundung des Goodwill versagt. Wir So-
zialdemokraten bedauern sehr, daß die ganze mee-
restechnische und Off-shore-Industrie, auf die ein 
riesiges Betätigungsfeld wartet, zum Schaden unse-
rer norddeutschen Industriestruktur abgemeldet 
worden ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Durch die Anlegung eines Kupferbergwerks für 
die Fernsehverteilung in der Bundesrepublik scha-
den Forschungs- und Postminister wiederum uns 
und der übrigen, besonders der Dritten Welt, und 
zwar nicht nur durch einen übermäßigen Kupfer-
verbrauch. Weder können sie die energiesparenden 
und wartungsarmen neuen Technologien auf Glas-
faserbasis zur Hilfe in der internationalen Kommu-
nikation einsetzen, noch kann der bei uns nötige 
technologische Schub hervorgerufen werden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das glauben Sie 
selber nicht, was man Ihnen da aufge

-

schrieben hat!) 

-- Herr Staatssekretär, ich gebe Ihnen gern Nach-
hilfeunterricht. 

Durch das Unterlassen der Setzung von hohen 
Umweltnormen wie in den USA und Japan, zu de-
nen der Forschungsminister durch seine Umwelt-
forschungsergebnisse beitragen könnte, versäumt 
die Bundesregierung der internationalen Gemein-
schaft zu zeigen, daß die Umwelt für sie besonders 
schätzenswert ist. 

Diese wenigen Beispiele, die ich beliebig fortset-
zen könnte, zeigen sowohl, daß es die Bundesregie-
rung falsch macht, als auch, wie es geschehen müß-
te, wenn wir in der Völkergemeinschaft glaubwür-
dig erscheinen wollen. 

Die Umweltpolitik und -problematik wird im we-
sentlichen durch die Energienutzung und 
-umwandlung bestimmt. Seit dem Ende der sozialli-
beralen Koalition 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Geht es besser!) 

sind die Aufwendungen des Forschungsministers 
für die Forschung auf dem Gebiet der nichtnuklea-
ren Energie drastisch gesunken. Auf den Gebieten 
der Gesundheitsforschung und der Umweltfor-
schung könnte wesentlich mehr getan werden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: So ein Satz stimmt 
immer!) 

Daß das insbesondere auch auf dem Gebiet der 
Technologie für Entwicklungsländer geschehen 
müßte, habe ich bereits ausgeführt. Diese für den 

Weg der Versöhnung mit der Dritten Welt notwen-
digen Bereiche der Forschungspolitik werden sträf-
lich vernachlässigt. 

Was macht statt dessen der Forschungsminister? 
Er verpulvert Milliarden in den Weltraum oder in 
eine ebenso suspekte Tiefbohrungsaktivität. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das ver

-

stehen Sie j a nicht!) 

Diese Aktivitäten, die Milliarden verschlingen wer-
den, werden dem Lande keine technologischen und 
sozialen Fortschritte bringen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das mei

-

nen Sie!) 

Vor allem werden sie dem Land bei dem Versuch, 
das ökologische Gleichgewicht wiederherzustellen, 
sogar noch schaden. Sie werden mit Sicherheit 
nicht dazu beitragen — wie es der Forschungsmini-
ster glaubt —, daß der ökologische Fortschritt ein-
treten wird. 

Ich komme zum Schluß. 

(Sehr gut! und Beifall des Abg. Dr. Göhner 
[CDU/CSU]) 

Wie soll man dem, der nichts für den sozialen Fort-
schritt durch die Technik in unserem Lande unter-
nimmt, der, schon im eigenen Land die Sozialver-
träglichkeit des Fortschritts nicht ernst nimmt, 

(Schwenninger [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

glauben, daß er etwas für das Verhältnis zur Dritten 
Welt tun wird? Die Unglaubwürdigkeit der Bemü-
hungen der Bundesregierung in diesem Zusammen-
hang wird durch den unglaublichen Vorgang ge-
krönt, der in Presseorganen mit dem „Krieg der 
Sterne" beschrieben wird. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Ach, 
Krampf!) 

Wir Sozialdemokraten verurteilen aufs schärfste 
die von der amerikanischen Regierung ins Auge 
gefaßte Entwicklung von Weltraumwaffen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Probst [CDU/ 
CSU]: Herr Vosen, Sie sollten Ihre Reden 

selber machen!) 

Wir halten es für grotesk, daß die amerikanische 
Seite uns Europäer mit einer Frist von 60 Tagen in 
diese für solche Weltraumwaffen geplanten For-
schungsanstrengungen hineinzwingen will. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Was haben Sie ge

-

gen Verteidigung?) 

— Das sind Angriffswaffen. Wir Sozialdemokraten 
halten es für eine Illusion, daß wir forschungspoliti-
schen Nutzen ohne verteidigungspolitische Lasten 
erzielen können. Wir werden noch Milliarden dafür 
zu zahlen haben. 

Wir Sozialdemokraten halten eine uneinge-
schränkte vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
den Vereinigten Staaten auf dem Gebiet der For- 
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schung und Entwicklung vor allem schon deshalb 
für ausgeschlossen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Kunz [Weiden] [CDU/ 
CSU]) 

weil die Bemühungen der USA, uns vom technologi-
schen Transfer auszuschließen, ständig zunehmen 
und die Bundesregierung hiergegen völlig untätig 
bleibt. Wir haben ja ein Nickemännchen als Bun-
deskanzler, wie wir seit Jahren feststellen können, 
wenn es um Amerika geht. 

Daß der Forschungshaushalt für diesen „Krieg 
der Sterne" solche Mittel in keiner Weise bereitstel-
len kann, nachdem er bereits von der Weltraumsta-
tion „Columbus" gesprengt wird, ist völlig logisch. 
Riesenhuber ist durch seine vielen vollmundigen 
Versprechungen ja längst Pleite. Er ist nicht mehr 
zahlungsfähig, um solche Projekte auf den Weg zu 
bringen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren, die Richtung einer 
Politik der Bundesregierung auf eine verantwortli-
che Weltinnenpolitik unter dem Gesichtspunkt von 
„GLOBAL 2000" stimmt nicht. Wir rufen die Bun-
desregierung auf, im Sinne unseres Antrags umzu-
kehren. 

Besten Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kohn. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Herr Kohn, seien 
Sie milde mit dem Kollegen!) 

Kohn (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich habe die Absicht, zum 
Thema zu sprechen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Bericht „GLOBAL 2000" aus dem Jahre 1980, 
auf dessen Vorgeschichte ich hier nicht eingehen 
muß, hat eine ganz wichtige Rolle für die öffentliche 
Diskussion in unserem Land gespielt. Er hat näm-
lich deutlich gemacht, welche zentralen Zukunfts-
probleme bestehen. Ich nenne hier beispielsweise 
die Probleme der Bevölkerungsentwicklung, die 
Probleme der mangelhaften Nahrungsversorgung, 
die Probleme der Bodenerosion. Ich nenne die Pro-
bleme des Ressourcenmangels und der Ressourcen-
vergeudung, und ich nenne die Probleme der Um-
weltschädigung. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Und der Rü

-

stung!) 

Alle diese Probleme haben natürlich globale, als 
weltweite Konsequenzen. Weil es sich um weltweite 
Konsequenzen handelt, glaube ich, daß der Begriff 
der Weltinnenpolitik, der vor einigen Jahren einmal 
geprägt wurde, den Sachverhalt, um den es hier 
geht, ganz präzise trifft. 

Wir Liberalen sind der Überzeugung, daß es sich 
bei den Problemen, die in dem Bericht „GLOBAL 
2000" beschrieben werden, um die größte Heraus

-

forderung der Politik der Gegenwart und in den 
nächsten Jahrzehnten handelt. Man muß ein biß-
chen daran zweifeln, ob alle Industriestaaten — die 
Betonung liegt hier auf „alle" — die volle Bedeu-
tung dieser Problematik erkannt haben. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sehr richtig!) 

— Herr Kollege Stahl, danke für den Beifall. Ich 
darf in diesem Zusammenhang insbesondere an 
diejenigen Länder erinnern, die geographisch wei-
ter östlich angesiedelt sind. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Aber alle, nicht 
nur östlich!) 

Ich möchte aus dem Bericht der Bundesregierung 
auf Drucksache 10/362 ein Zitat vorlesen, weil es im 
Grunde den Schlüssel zur Lösung der Probleme 
beinhaltet: Es heißt dort — ich zitiere —: 

Dabei verfügen die entwickelten Länder über 
die erforderlichen Technologien, die in dem 
Maße, wie sie sachgerecht und verantwortungs-
bewußt eingesetzt werden, die Chance bieten, 
den in der Studie „GLOBAL 2000" aufgezeigten 
Trends entgegenzuwirken. 

Soweit das Zitat. 

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ist in der Tat der zentrale Ansatz, mit dem wir Libe-
ralen an das Problem herangehen. Wir glauben, daß 
die Probleme, die in „GLOBAL 2000" aufgezeigt 
wurden, nur lösbar sind durch einen sinnvollen, 
durch einen sachgerechten und verantwortungsbe-
wußten Einsatz von Forschung und Technologie. 
Forschung und Entwicklung, Innovation, Technolo-
gie sind also die Problemlöser. Das heißt, nicht 
durch die simple Übertragung von technologischen 
Entwicklungslinien, die wir bei uns ausgebildet ha-
ben, auf die Länder der Dritten Welt, sondern nur 
durch die Entwicklung angepaßter Technologien, 
von Technologien, die auf die ganz spezifischen Be-
dingungen der Entwicklungsländer zugeschnitten 
sind, haben wir eine Chance, die Probleme zu lösen. 
Dabei sind Aspekte des Klimas zu berücksichtigen, 
die Probleme der Infrastruktur, des Ausbildungs-
stands, der vorhandenen natürlichen Ressourcen 
usw. 

Lassen Sie mich an einigen Beispielen verdeutli-
chen, welchen Beitrag Forschung und Technologie 
zur Lösung dieser Probleme leisten können. Ein An-
wendungsbereich ist der optimale Einsatz von 
Energien. Hier müssen wir einfache Solarsysteme 
unterstützen. Hier müssen wir Windenergieanlagen 
unterstützen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sehr wahr!) 

Hier müssen wir Einfachstanlagen zur Vergasung 
von Biomasse unterstützen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das müssen wir 
aber auch tun!) 

Hier müssen wir die Entwicklung und Ausgestal-
tung holzsparender Öfen und Herde unterstützen. 
Hier müssen wir die Herstellung von Holzkohle aus 
Holzabfällen unterstützen. Kurz, es geht um die in- 
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tegrierte Nutzung regenerativer Energiequellen in 
dezentralen Systemen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dabei ist besonders darauf zu achten, daß wir mit 
solchen Maßnahmen einen Beitrag zur Reduzie-
rung der Abhängigkeit vom Einsatz von Holz — mit 
all den Konsequenzen in bezug auf die Abholzung 
in den Ländern der Dritten Welt für das globale 
System — leisten können. 

Da Herr Kollege Vosen den Versuch gemacht hat, 
der Bundesregierung oder sogar der Bundesrepu-
blik insgesamt ein gewisses Maß an Untätigkeit in 
diesen Bereichen vorzuhalten, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Da hat er ja auch 
recht!) 

möchte ich in diesem Zusammenhang darauf hin-
weisen, daß die Bundesrepublik Deutschland seit 
Anfang dieses Jahrzehnts also unabhängig von der 
koalitionspolitischen Konstellation in Bonn, ihre fi-
nanziellen Leistungen für die Entwicklungsländer 
auf dem Gebiet neuer und erneuerbarer Energie-
quellen verfünffacht hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich glaube, das ist ein Anzeichen dafür, daß über 
Partei- und Fraktionsgrenzen hinweg, die Bedeu-
tung des Themas erkannt wurde. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Nennen Sie doch 
mal die Summe!) 

Der zweite Bereich, den ich ansprechen möchte, 
ist die Umweltpolitik. Hier geht es um die natürli-
chen Lebensgrundlagen und ihre Erhaltung. Ich 
denke, hierbei müssen wir uns schwerpunktmäßig 
auf die Förderung abfallarmer Technologien, auf 
die Entwicklung ressourcen- und umweltschonen-
der Produktionsweisen konzentrieren. Ich denke 
daran, daß wir beispielsweise zur Bekämpfung der 
Luftverschmutzung an der Quelle nach dem neue-
sten Stand der Technik — Entstaubungseinrichtun-
gen bei Zementfabriken, Rauchgasentschwefe-
lungs- und Ascheentsorgungsanlagen bei Kraftwer-
ken — einen wirkungsvollen Beitrag leisten kön-
nen. 

Ich denke daran, daß wir uns mit den Problemen 
des ökologischen Gleichgewichts der Gewässer aus-
einandersetzen müssen. Ich nenne etwa die Vermei-
dung von kieselsäurehaltigen Ablaugen bei der 
Zellstoffherstellung aus Reisstroh, um nur ein Bei-
spiel zu nennen. Auch geht es darum, daß wir sinn-
voll eingepaßte Bewässungssysteme entwickeln. 

Lassen Sie mich noch den Bereich der Ernäh-
rung, der besonders bedeutungsvoll ist, erwähnen. 
Hier nimmt die Bundesregierung j a an den Pro-
grammen der internationalen Agrarforschung teil. 
Erwähnt sei etwa das International Board for Plant 
Genetic Ressources, wo es um die Erhaltung von 
Wild-, Primitiv- und Landsorten der wichtigsten 
Kulturpflanzen geht, eine unverzichtbare Voraus-
setzung zur Pflanzenzüchtung und zur Verbesse-
rung der Welternährung, aber auch zur Sicherung 
der Rohstoffversorgung auf pflanzlicher Grundla-
ge. 

Man müßte auch hervorheben — die Zeit läuft 
mir leider davon — die Einrichtung von Gen- und 
Samenbanken sowie Banken für tierische Embryo-
nen zur Erhaltung des Genpools von Wildformen. 
Man müßte die Beiträge der grünen Gentechnologie 
— was aber nichts mit der GRÜNEN-Fraktion zu 
tun hat — erwähnen. Ich denke beispielsweise an 
die Entwicklung herbizidresistenter Kulturpflan-
zen, aber nicht, um mehr Pflanzenschutzmittel an-
wenden zu können, sondern umgekehrt, um durch 
bessere Kenntnisse und Erfahrungen der gezielten 
Anwendung, des gezielten Einsatzes zu einer Ver-
ringerung kommen zu können. Man müßte bei-
spielsweise auf die Möglichkeiten der gentechni-
schen Herstellung eines Impfstoffes gegen die 
Maul- und Klauenseuche hinweisen — alles sub-
stantiell wichtige Problemlösungsbeiträge für die 
Länder der Dritten Welt. 

Man müßte auch hervorheben, was Forschung 
und Technologie zur Erhaltung und Schonung von 
Ressourcen beitragen können, beispielsweise im 
Bereich mineralischer Rohstoffe, wo es möglich 
sein wird, durch eine Weiterentwicklung der Tech-
nologien der Exploration, beim Bergbau und bei der 
Aufbereitung zu verhindern, daß es hier zu einer 
Verknappung kommt. Und man müßte darauf hin-
weisen, daß die Forcierung von Explorationspro-
grammen in Entwicklungsländern auch dazu bei-
tragen kann, daß das Explorations-Know-how die-
sen Entwicklungsländern zur Verfügung steht. 

Wenn wir alle diese Beiträge zusammenfassen, 
müssen wir sehen, daß es nicht mehr darum gehen 
kann, einzelne mosaiksteinartige Lösungen zu ent-
wickeln, sondern daß wir integrierte Gesamtlösun-
gen brauchen, die allein geeignet sein werden, zu 
einer Lösung der Probleme der Länder in der Drit-
ten Welt und der Umweltprobleme, die damit zu-
sammenhängen, beizutragen. Voraussetzung dafür 
ist aber natürlich auch, daß wir den Menschen in 
den Entwicklungsländern einen angemessenen na-
turwissenschaftlichen und technischen Ausbil-
dungsstand verschaffen, damit sie in der Lage sind, 
die angepaßten Technologien, die wir ihnen zur 
Verfügung stellen, auch sinnvoll zu nutzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Richtig! Richtig!) 

Meine Damen und Herren, ich habe eingangs 
darauf hingewiesen, daß die Probleme, die in dem 
Bericht „GLOBAL 2000" beschrieben werden, zu 
den größten Herausforderungen der Politik in unse-
rer Zeit gehören. Ich denke, wir müssen verstehen, 
daß diese Probleme nur noch in historischer Per-
spektive zu betrachten sind. Ich darf hier ganz deut-
lich sagen: Meine Überzeugung ist, daß die Politiker 
unserer Generation nicht daran gemessen werden, 
ob sie bei Kommunal-, Landtags- oder Bundestags-
wahlen, die bevorstehen mögen, ein Prozent mehr 
oder weniger für ihre Parteien erzielen, sondern 
daran, ob sie in der Lage waren, einen Beitrag zur 
Lösung dieser Probleme zu leisten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sehr richtig!) 

Wenn wir dies verstanden haben, meine Damen 
und Herren, wird es vielleicht möglich sein, daß wir 
uns über Partei- und Fraktionsgrenzen hinweg an 
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die tatsächliche Lösung dieser Aufgaben machen. 
Dazu möchte ich uns alle auffordern. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 

Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Drabiniok. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Auf in den 
Kampf!) 

Drabiniok (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mit dem im Juli 1980 erschiene-
nen „GLOBAL 2000", dem Bericht an den Präsiden-
ten der USA, wurde zum erstenmal eine regierungs-
amtliche Studie bekannt, die die Situation und die 
Zukunftsaussichten dieses Planeten beschreibt. 
„GLOBAL 2000" endete mit der beängstigenden 
Perspektive, daß bis zum Jahre 2000 ein Potential 
globaler Probleme von alarmierendem Ausmaß er-
reicht sein wird und eine Veränderung der Politik 
erforderlich ist, bevor sich die Probleme verschlim-
mern und die Möglichkeiten für wirkungsvolles 
Handeln immer stärker eingeschränkt werden. 

Der Bericht der Bundesregierung zu den Konse-
quenzen aus dem Bericht „GLOBAL 2000" ist ein 
Beleg dafür, daß die Bundesregierung nicht begrif-
fen hat oder nicht begreifen wollte, was in Zukunft 
auf uns zukommen wird. Wärme und Optimismus 
verbreitende Worte in dem Bericht, meine Damen 
und Herren, reichen nicht aus, um langfristig ein 
menschenwürdiges Leben auf unserem Planeten zu 
sichern. Sie haben jahrelang den Eindruck zu ver-
mitteln versucht, daß es so, wie wir leben, immer 
und ewig weitergehen könne. In Ihrem Bericht wird 
dies nur unwesentlich abgeschwächt. Es ist darin 
Ihr Bemühen festzustellen, die Problematik herun-
terzuspielen und lobend hervorzuheben, was Sie 
schon alles getan haben wollten. 
Es ist für jedermann erkennbar, welche Haupt-

sorge die Bundesregierung bei ihrer Politik um-
treibt. Es ist die Sorge, nicht durch unbequeme poli-
tische Entscheidungen ihre Wähler und die Wirt-
schaft zu verprellen. Es ist der Machtwille, der ein 
konsequentes Eintreten zur Sicherung der Lebens-
grundlagen auch für künftige Generationen verhin-
dert. Sie betreiben eine Politik, die sich am näch-
sten Wahltermin orientiert und an keinem Tag dar-
über hinaus. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Unsinn!) 

Diese Art von Politik, die verantwortungslos drin-
gende Maßnahmen den wirtschaftlichen Interessen 
unterordnet, ist nicht unsere Politik. Die Politik, die 
hier im Hause ebenso wie in Ländern, Kreisen und 
Gemeinden betrieben wird, ist der Wirtschafts-
wachstumslogik verfallen. Das gilt auch für die 
SPD. 
Nicht Sparen, sondern Verbrauchen ist für das 

Wirtschaftswachstum notwendig und das, obwohl 
Sie eigentlich wissen müßten, daß in einem be-
grenzten System kein unbegrenztes Wachstum 
möglich ist. Der Verbrauch von unwiderbringlichen 
Rohstoffen, die nur in begrenztem Umfang vorhan

-

den sind, und zwar nicht nur für uns, sondern auch 
— und dafür fühlen sich die GRÜNEN verantwort-
lich — für unsere Kinder und Kindeskinder, muß 
drastisch eingeschränkt werden. 

Strengen Sie mal Ihre Phantasie an und stellen 
Sie sich vor, Sie würden erst in 50 oder 100 Jahren 
geboren werden. Sie würden dann, wenn dann über-
haupt noch ein Leben möglich wäre, in Geschichts-
büchern lesen, daß 1985 schon 50 % des Waldes un-
rettbar verloren gewesen seien, der Boden, die Luft 
und das Wasser mit Giften belastet, 10 bis 20 Millio-
nen Menschen jährlich auf der Erde verhungert sei-
en, nicht Rohstoffsparen, sondern Rohstoffver-
brauch und damit Umweltzerstörung die Devise von 
Wirtschaft und Politik gewesen seien. Sie müßten in 
der Zukunft ohne einen Großteil der Rohstoffe aus-
kommen, die heute für uns selbstverständlich sind, 
und mit der zerstörten Umwelt, die wir geschaffen 
haben, leben. 

Ich kann mir vorstellen, daß Sie die verantwor-
tungslosen Wirtschaftsmarionetten von 1985 verflu-
chen werden. Aber Sie sind ja phantasielos. Was 
kümmert Sie, daß der Wald heute schon vom Tod 
bedroht ist und weite Teile schon abgestorben sind? 
Selbst in dieser Situation bieten Sie dem Wald kei-
nen Schutz, sondern leisten ihm aktive Sterbehilfe 
durch Unterlassung von Sofortmaßnahmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ihre Doppelzüngigkeit wird nahezu unerträglich, 
wenn Sie sich hier hinstellen und gleichzeitig zu 
dem Waldsterben hier das Abholzen der Tropenwäl-
der anklagen. 

Sie sind, nachdem Ihnen die EG beim Katalysator 
einen Strich durch die Rechnung gemacht hat, noch 
nicht einmal bereit, sofort das Tempolimit zu be-
schließen. Noch nicht einmal die vorbereitenden Ar-
beiten veranlassen Sie, um für den Fall, daß der 
Tempolimit-Großversuch die Ergebnisse des Um-
weltbundesamtes bestätigen sollte, dafür Sorge zu 
tragen, daß das Tempolimit sofort in Kraft treten 
kann. Aber so etwas kommt bei Ihnen j a nicht in 
Frage. Neben der Reduzierung der Stickoxidbela-
stung des Waldes durch das Tempolimit würden 
nämlich zusätzlich 3 Millionen Tonnen Kraftstoff 
gespart. 

Die vielen Initiativen, die wir im Bundestag ein-
gebracht haben, sind nur ein kleiner Teil dessen, 
was politisch geändert werden müßte. Die Giftklit-
sche auf der grünen Wiese in Buschhaus muß unbe-
dingt gestoppt werden. Deshalb haben wir auch 
heute wieder einen entsprechenden Entschlie-
ßungsantrag eingebracht. 

Der Einsatz „sanfter", angepaßter Technologien 
ist menschengerechter und arbeitsintensiver als 
„harte" Großtechnologien wie Atomkraftwerke, de-
ren Abfälle und Ruinen noch in Jahrtausenden töd-
liche Strahlen freisetzen können. Der Bau des 
Schnellen Brüters und des Hochtemperaturreak-
tors in Nordrhein-Westfalen wird die Beschäfti-
gungslage im Bergbau und in der Bauindustrie 
noch weiter verschärfen. Die schon heute existie-
renden Stromüberkapazitäten — Hamburg ist das 
beste Beispiel dafür; Sie finden es heute in der FR 
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— werden noch weiter erhöht, wodurch die sinn-
volle und arbeitsintensive Gebäudeisolierung für 
die Bauindustrie überflüssig wird. 

(Zurufe von der SPD) 

— Das trifft zu. 

Meine Damen und Herren, im niederrheinischen 
Braunkohlegebiet lassen Sie ein Loch buddeln, in 
das das ganze Saarland hineingelegt werden könn-
te. Die Folgen der Vernichtung von fruchtbarem 
Ackerboden und des Grundwassergebietes sind den 
Wirtschaftsinteressen nachgeordnet. Bei Ihrer land-
schaftsfressenden Politik ist die Frage erlaubt: Ge-
hen Sie eigentlich davon aus, daß der Boden ver

-

mehrbar ist? Wir brauchen den Ackerboden an-
scheinend nicht, weil wir unsere Lebensmittel aus 
den Dritte-Welt-Ländern importieren, die diese Le-
bensmittel mit den hier verbotenen Pestiziden DDT 
und anderen behandeln. Unser Wasser wird durch 
immer neue Kläranlagen aufbereitet. Das schafft 
Arbeitsplätze, und die Chemieindustrie kann ihr 
Gift weiter einleiten. 

Meine Damen und Herren, ich habe häufig ge-
hört: Was wollen die GRÜNEN eigentlich, denn uns 
geht es doch gut? Letzteres stimmt ja auch, zumin-
dest materiell und im Moment. Auf wessen Kosten 
das geht, kann man in der Dritten Welt ablesen. Ich 
bin der Überzeugung, daß der materielle Wohlstand 
und der Konsum, die für uns eine Selbstverständ-
lichkeit ist, mit schuld daran sind, daß die Zukunft 
keine Chance hat, wenn wir so weitermachen. Die 
Schuld der einzelnen Bürger durch ihr Konsumver-
halten ist dabei begrenzt. Hauptschuld tragen die 
Politik und die Wirtschaft, hier insbesondere die 
Werbung. Diese weckt in uns materielle Bedürf-
nisse und begründet die Notwendigkeit bestimmter 
Produkte durch einen enormen finanziellen Werbe-
aufwand, um die Dinge überhaupt verkaufen zu 
können. Wir brauchen keine elektrische Zahnbür-
ste, und wir brauchen auch keinen Videorecorder. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Und keinen 
elektrischen Rasierapparat, wie man dir 

ansieht! — Heiterkeit) 

— Das ist richtig, Walter. Du brauchst auch kei-
nen. 

(Erneute Heiterkeit) 

Wir sind zu Konsumenten manipuliert worden, 
ohne daß wir nach dem Sinn fragen. Der alte 
Spruch „Hast Du was, dann bist Du was" zählt im-
mer noch. Kaum jemand fragt nach dem Unter-
schied zwischen Haben und Sein. Der Konsum 
dient vielen als Ersatzbefriedigung für die eigene 
Unzufriedenheit am Arbeitsplatz oder in der Ar-
beitslosigkeit, in der Familie oder sogar schon in 
der Schule. 

Sogar die Freizeit wird konsumiert. Daß sich 
mittlerweile eine gut florierende Freizeitindustrie 
entwickeln konnte, ist ein deutlicher Hinweis dar-
auf, daß unsere Kreativität verkümmert. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Richtig!) 

Statt der Freude am Leben gibt es die Freude am 
Konsum. Daß das nur eine oberflächliche Freude 

ist, die die Menschen kaputtmachen kann, zeigt sich 
u. a. auch an der Zunahme der Zahl von Alkohol- 
und Drogenkranken, Selbstmördern und der Zu-
nahme von Kriminalität. 

Es müssen grundlegende Änderungen in dieser 
Gesellschaft stattfinden, um zu einem menschliche-
ren Miteinander und zu einem sinnvolleren Um-
gang mit den Rohstoffen und der Natur zu gelan-
gen. 

Meine Damen und Herren, nach der Dekadenz 
folgt der Untergang. Nehmen Sie „GLOBAL 2000" 
ernst, und handeln Sie. Noch haben Sie die Möglich-
keit. Warten Sie nicht auf andere Staaten. Wir ha-
ben keine Erde in Reserve, auf die wir zurückgrei-
fen könnten. 

Ich möchte aus diesem Grunde dieses Exemplar 
von „GLOBAL 2000" dem Bundeskanzler überge-
ben. Das Buch hat eine Geschichte. Es wurde der 
Umweltbewegung von einem 80jährigen Bürger ge-
stiftet, der an der Startbahn West Umweltzerstö-
rung aus nächster Nähe miterleben mußte, verbun-
den mit der Bitte, daß der Kanzler dieses Buch zur 
Kenntnis nimmt, damit sein Lächeln vielleicht ein-
mal ein bißchen gebrochen wird. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Abg. Drabi

-

niok [GRÜNE] übergibt Parl. Staatssekre

-

tär Dr. Köhler an der Regierungsbank den 
genannten Bericht. — Schäfer [Offenburg] 

[SPD]: Kohl, Köhler — jawohl!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Köhler. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich fühle micht außerordentlich erfrischt dadurch, 
daß mir von Ihnen, verehrter Herr Kollege, die 
Witze erzählt werden, die zum erstenmal Egon Bahr 
1979 auf dem entwicklungspolitischen Kongreß der 
Kirchen gemacht hat. Nach sechs Jahren kann man 
schon wieder darüber lachen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wie ist denn der 
Witz, Herr Köhler?) 

— Da müssen Sie halt zuhören. Dann hätten Sie es 
mitgekriegt. Es ist nicht meine Aufgabe, zwischen 
der SPD-Fraktion und Ihnen die Relaisstation zu 
bilden. Das können Sie doch selber. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß sich kein 
Parlament, das ich kenne, so umfassend und ernst-
haft mit der Thematik befaßt hat, die hier heute auf 
der Tagesordnung steht. Ich glaube, daß die Bun-
desregierung in allen Phasen mit großer Offenheit 
auf diese Thematik eingegangen ist. Im Laufe der 
Debatten, die wir zu diesem Thema hatten, hat je-
der verantwortliche Minister, der mit diesen Fragen 
zu tun hat, hier in großem Umfang Rede und Ant-
wort gestanden. Ich glaube, das war gut und richtig 
so. 
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Wenn heute Herr Vosen darüber enttäuscht ist, 

daß wir Ihnen mit ausdrücklicher Zustimmung sei-
ner Fraktion nur Parlamentarische Staatssekretäre 
anzubieten haben, ist das, das muß ich sagen, ein-
fach ein bißchen unfair. 

Aber es muß Sie ja sehr betrübt haben; denn es 
ist Ihnen in diesem Zustand der Betrübnis gelun-
gen, sich bei der Prozentangabe über den Aufwand 
von Forschungsmitteln für Entwicklungsländer um 
nicht weniger als fünf Nullen zu verrechnen und 
damit einen denkwürdigen Rekord auf dem Felde 
der Prozentrechnung aufzustellen. Wenn Sie frei-
lich meinen, daß Nullen vernachlässigt werden kön-
nen, haben Sie recht. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Es sind ja genug 
da!) 

Ich möchte Sie nur bitten, das nicht auf Finanzfra-
gen auszudehnen. Dann hätte ich wieder große 
Angst. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Zur Sache, 
Schätzchen!) 

— Ich werde mir erlauben, verehrter Herr Kollege, 
auch auf das einzugehen, was hier gesagt worden 
ist; denn es ist es zum Teil sehr wohl wert. 

Um den Beweis zu führen, daß diese Erde ein 
Jammertal ist, wurde sogar Frau Erler zitiert. Ich 
hätte es sehr begrüßt, wenn ich ihre Sorgen einmal 
in ihrer Parlamentsarbeit von diesem Pult hier ge-
hört hätte. Das wäre eine Tat gewesen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Inhaltlich kön

-

nen Sie die Sache nicht angehen?) 

— Liebe Frau Kollegin, da kann man eine ganze 
Menge tun. Nur: Da Sie eine Welt des Schreckens 
zu malen belieben, bei der Ihnen gar nichts anderes 
übrigbleibt, als alle anderen Menschen zu Agenten 
finsterer Mächte zu erklären, gebe ich nach zwei 
Jahren der Bemühung, mit Ihnen argumentativ zu 
reden, den letzten fünf Minuten keine große Chance 
mehr. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Dieses Thema, das wir hier heute haben, wäre 
weiß Gott unserer gemeinsamen Sorge und unseres 
gemeinsamen Nachdenkens wert. Das hätte recht 
gut zu Debatten über den parlamentarischen Stil 
gepaßt, die wir hier geführt haben. Aber ich habe 
heute morgen schon im sozialdemokratischen Pres-
sedienst feststellen müssen, daß wir uns doch mehr 
im konfrontativen Reden würden üben müssen. 

Dem Kollegen Schanz macht es ja nicht viel aus, 
daß es 21 Jahre lang kein Umweltreferat im Mini-
sterium gegeben hat. Die Chance ist ja viel zu gut, 
seit es eines gibt, zu beklagen, daß es offenbar nicht 
genug Millionen zur Verfügung hat, was ihn in den 
Haushaltsberatungen übrigens nicht weiter gestört 
hat. Daß es seit zwei Jahren für jedes Projekt eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung gibt, ist offenbar 
nicht weiter wichtig und von Interesse. Es ist offen-
bar besser, wahrheitswidrige Behauptungen zur 
Lieferbindung aufzustellen. 

Bei der Frage des Tadels der OECD an der Misch-
finanzierung wird für mich die Sache endgültig ei-
gentümlich. Jeder, der diese OECD-Debatte kennt, 
weiß, wie stark die amerikanischen Vertreter dieser 
Kritik an der Mischfinanzierung, die uns j a übri-
gens vom Bundestag in einem einstimmigen Be-
schluß empfohlen worden ist, mit amerikanischen 
Handelsinteressen begründen. Ich stelle also heute 
morgen mit dem größten Erstaunen fest, daß sich 
Herr Schanz hier offenbar in einem Kontext betä-
tigt, den ich sonst von SPD-Kollegen nicht gewohnt 
bin. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Nun, ich hatte noch nie gehört, daß Sie amerika-
nische Handelsinteressen auf Kosten der deutschen 
Entwicklungspolitik vertreten; aber das ist heute 
geschehen. 

Daß in diesem Zusammenhang auch noch gesagt 
wird, es gebe kaum noch Projekte im Bereich der 
Forstwirtschaft, bedeutet, daß man Projekte in 
nicht weniger als zehn Ländern aus 1983/84 einfach 
nicht zur Kenntnis nimmt und daß man die Planun-
gen in weiteren acht Ländern der Dritten Welt 
ebenfalls nicht zur Kenntnis nimmt. Für ein Mit-
glied des Ausschusses für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit, das alle entsprechenden Unterlagen zur 
Hand hat, ist das schlicht und einfach fahrlässig, 
wenn nicht sogar eine absichtsvolle Verdrehung der 
Tatsachen. 

Wir können uns, wenn Sie das gerne wollen, dar-
über unterhalten, wie viel Riesenstaudämme noch 
im Stock sind, bei denen nicht einmal die Frage 
geklärt worden ist, ob die Wälder, die dort stehen, 
wo die Staudämme hinkommen, abgeholzt werden, 
wo nichts anderes übrigbleibt, als daß das Holz ver-
fault, wo keine Maßregel getroffen ist, daß dieses 
Holz als Brennholz oder als Nutzholz verwendet 
werden kann. Wir haben dies bisher nicht gemacht, 
weil wir auch unseren Vorgängern den Irrtum und 
die Möglichkeit, im Laufe der Zeit klüger zu wer-
den, zugestehen; aber dann seien bitte auch Sie ein 
bißchen vorsichtiger. Hier ließen sich einige Hor-
rorgeschichten erzählen. 

Ein weiterer Vorwurf wird erhoben, weil die Bun-
desregierung sagt, sie bemühe sich, sie wolle entge-
genwirken, sie wolle ihren Anteil leisten. Diesen 
Vorwurf, den Frau Hartenstein heute im Presse-
dienst ihrer Partei erhoben hat, kann man natürlich 
dann erheben, wenn man auf der einen Seite sagt, 
die Länder der Dritten Welt seien souverän und 
hätten eine eigene Verantwortung, auf der anderen 
Seite aber meint, wir müßten sie in jeder Weise 
bevormunden. Nur finde ich, man muß sich jetzt 
einmal für eines entscheiden. Man kann nicht auf 
der einen Seite Antikolonialist sein und auf der 
anderen Seite dem Paternalismus das Wort reden. 
Eine Regierung, die sich hier hinstellte und behaup-
tete, daß sie mehr tun könne als sich redlich bemü-
hen, würde ein Machertum vorgeben, für das es kei-
nerlei reale Grundlage gibt, und das werden wir 
nicht tun. 

Wir haben drei große Themen: den Bericht „GLO-
BAL 2000", die Fragen des Umweltschutzes und die 
Sicherung der Ernährung in der Dritten Welt. Diese 
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Themen stehen in einem engen Zusammenhang. 
Die Studie „GLOBAL 2000" ist mittlerweile beinahe 
fünf Jahre alt, aber die Probleme haben an Aktuali-
tät nicht verloren, eher gewonnen. Umweltschutz, 
Bevölkerungsentwicklung, Energieversorgung und 
Ernährungssicherung sind mehr denn je Existenz-
fragen, und zwar insbesondere für die Menschen in 
der Dritten Welt. Der Wert der Studien liegt auch 
heute noch in ihrer Wirkung auf die politische Dis-
kussion und in der Vertiefung des Problembewußt-
seins, das durch sie ausgelöst worden ist. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht zu den 
Konsequenzen aus „GLOBAL 2000" im September 
1983 dargelegt, welche Folgerungen sie zieht. Dazu 
liegen heute eine Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Forschung und Technologie und ein 
Antrag der SPD-Fraktion vor. In beiden Dokumen-
ten wird interessanterweise die Frage des Nutzens 
globaler Prognosemodelle, wie sie im Bericht 
„GLOBAL 2000" verwendet werden, angesprochen. 
Solche Modelle erlauben keine genaue Vorhersage 
der Zukunft. Die vor uns liegenden Ereignisse las-
sen sich auch mit den modernsten Computern nicht 
vorherbestimmen. 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] 
[SPD]) 

— Verehrter Herr Kollege, Sie müssen jemandem, 
der seit Jahren im „Club of Rome" an diesen Dingen 
mitarbeitet, nicht noch eine Vorlesung darüber hal-
ten wollen, wo die Grenzen der Prognosefähigkeit 
liegen. Da lade ich Sie gerne zu einem gesonderten 
Gespräch ein. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ich habe 
Ihnen zugestimmt!) 

— Oh, dann verzeihen Sie bitte; 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Da sind Sie 
völlig überrascht!) 

dann bin ich voller Reue, daß meine Ohren schlecht 
sind. 

Diese Prognosemodelle können aber ein wesentli-
ches Mittel zum rechtzeitigen Frühwarnen sein und 
können damit natürlich auch ein Stimulans für eine 
vorausschauende Politik sein. Wir werden deshalb 
entsprechend der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Forschung und Technologie diese Ent-
wicklungen weiter verfolgen und den Bundestag 
darüber informieren. 

Eines der großen Probleme, das in „GLOBAL 
2000" zu Recht herausgestellt ist, ist die Bevölke-
rungsentwicklung. 1960 waren es noch 3 Milliarden 
Menschen, im Jahr 2000 werden es voraussichtlich 
6,1 Milliarden Menschen auf der Welt sein. In den 
Entwicklungsländern wird es 40 Ballungsgebiete 
mit jeweils über 5 Millionen Bewohnern geben. 
Noch in unserer Lebenszeit werden die riesigen 
städtischen Agglomerationen nicht mehr vorrangig 
in den Industrieländern zu finden sein, sondern 
überwiegend in der Dritten Welt. Bevölkerungsent-
wicklung und Verstädterung werden zu fast unlös-
baren Problemen, und die Folgen für Umwelterhal-
tung und die Fragen der Energieversorgung, die 
sich hier stellen, sind wahrhaft gigantisch. 

Eine Begrenzung des Bevölkerungswachstums 
ist dringlich geboten. Erfolge können in diesem Be-
reich auf lange Sicht nur durch eine Verknüpfung 
von Familienplanungsprogrammen mit Maßnah-
men erzielt werden, die zu einer Verbesserung des 
sozialen und wirtschaftlichen Umfeldes und beson-
ders auch der Lage der Frauen führen. 

Die Bundesregierung leistet ihren Beitrag zur Be-
völkerungspolitik der Entwicklungsländer in erster 
Linie durch die Unterstützung der multilateralen 
Einrichtungen wie des Fonds der Vereinten Natio-
nen für Bevölkerungsfragen. Sie bietet aber inter-
essierten Entwicklungsländern auch bilaterale Zu-
sammenarbeit auf diesem Gebiet an. 

Ein wichtiger und oft der wichtigste Schritt zu 
einer Verbesserung der sozialen und wirtschaftli-
chen Lage ist in vielen Ländern der Dritten Welt die 
Bekämpfung der absoluten Armut. Dies sieht die 
Bundesregierung als die moralische Herausforde-
rung unserer Zeit genauso an wie auch als ein Ge-
bot politischer und wirtschaftlicher Weitsicht. Ent-
sprechend der Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses für Forschung und Technologie wird sie deshalb 
weiterhin alles tun, was sie tun kann, um den Men-
schen zu helfen, die bemüht sind, ein ihrer Würde 
gemäßes Leben zu entwickeln und zu führen. Die 
Ausbildung breiter Bevölkerungsschichten, wie sie 
im Antrag der SPD-Fraktion gefordert wird, hat da-
bei einen sehr hohen Rang. Darüber sind wir ei-
nig. 

Eng verbunden mit der Bevölkerungszunahme in 
den Entwicklungsländern ist die kritische Ernäh-
rungslage in vielen Ländern der Dritten Welt. Über 
den Katastrophenmeldungen aus Afrika dürfen wir 
nicht vergessen, daß auf der ganzen Welt 400 bis 600 
Millionen Menschen ständig unter- oder fehler-
nährt sind. Die Ursache liegt nur in den wenigsten 
Fällen in den natürlichen Gegebenheiten des jewei-
ligen Landes. Selbst in den meisten afrikanischen 
Dürregebieten gibt es Wasser für die Nahrungsmit-
telproduktion. Es gibt grundsätzlich genügend ar-
beitsfähige und arbeitswillige Menschen, um eine 
Ernährung aus eigener Kraft sicherzustellen. Das, 
woran es aber sehr oft gefehlt hat, sind die richtigen 
Rahmenbedingungen. Der äthiopische, überhaupt 
der afrikanische Bauer muß ebenso wie der deut-
sche oder der europäische ein Mindestmaß an ma-
teriellem Anreiz haben, wenn er nicht nur für die 
eigene Existenzerhaltung, sondern auch für den 
Rest der Bevölkerung Nahrungsmittel produzieren 
soll. Deshalb sprechen wir mit vielen Entwicklungs-
ländern vor allem in Afrika über die Rahmenbedin-
gungen ihrer Entwicklung. 

Welche Wirkungen günstige Rahmenbedingun-
gen haben, zeigt das Beispiel China sehr deutlich. 
In diesem Land wurden schon 1983 die Ziele der 
landwirtschaftlichen Produktion für 1985 erreicht, 
nachdem man den Bauern mehr wirtschaftlichen 
Freiraum gegeben hatte. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Dafür sind 
auch wir!) 

— Das ist schön. 
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Gestatten Sie mir nur noch ein paar Bemerkun-

gen zum Antrag der SPD zum Bericht der Bundes-
regierung zu den Konsequenzen aus dem Bericht 
„GLOBAL 2000". Dieser Antrag enthält interes-
sante und konstruktive Elemente. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Danke!) 

— Ich bin verpflichtet, Ihnen wahrheitsgemäß zu 
antworten, Herr Kollege. Ob ich dabei Lust empfin-
de, ist eine zweite Frage. 

Hervorzuheben ist z. B. das Gewicht, das der Aus-
bildung breiter Bevölkerungsschichten in den Ent-
wicklungsländern beigemessen wird. Das ist in der 
Tat einer der Bereiche, in denen das Schlagwort 
von der Hilfe zur Selbsthilfe in praktische Politik 
umgesetzt werden muß. 

Besondere Bedeutung hat in diesem Zusammen-
hang die Technische Zusammenarbeit. Die Bundes-
regierung hat, seit sie von Helmut Kohl geführt 
wird, den Anteil der Technischen Zusammenarbeit 
deshalb von 32,4% im Jahre 1982 auf 37,4 % im Jahr 
1985 gesteigert. 

Leider enthält der SPD-Antrag neben einer Reihe 
von konstruktiven Vorschlägen, wie ich sagte, aber 
auch Vorschläge, mit deren Umsetzung den Ent-
wicklungsländern ein schlechter Dienst erwiesen 
würde, und bei deren Formulierung scheinen mir 
nicht so sehr die Interessen der Entwicklungslän-
der, sondern ideologische Grundsatzpositionen im 
Vordergrund gestanden zu haben. Dies gilt z. B. für 
die Aufforderung, zum Schutz der natürlichen Le-
bensgrundlagen in der Dritten Welt Importbe-
schränkungen zu erwägen. Ich sagte schon: Es ist 
für mich sehr schwer verständlich, daß notorische 
Feinde des Paternalismus an diesen Stellen pater-
nalistisch werden. In Ausnahmefällen — ich denke 
an das Washingtoner Artenschutzabkommen — 
kann so etwas übrigens der richtige Weg sein. Aber 
in der Regel stehen Importbeschränkungen zum 
Ressourcenschutz im Widerspruch zu der Forde-
rung der Entwicklungsländer, die Einfuhr von Roh-
stoffen und tropischen Produkten zu erleichtern. 
Diese Forderung ist doch nur zu verständlich, wenn 
man sich vor Augen hält, daß nach wie vor für viele 
Entwicklungsländer der Erlös aus dem Verkauf von 
Rohstoffen die wichtigste Devisenquelle ist. Das 
läßt sich auch nicht über Nacht ändern, selbst wenn 
sie das gern wollten. 

(Bindig [SPD]: Niemand muß Schildkröten 
importieren!) 

Nicht dirigistische Importbeschränkungen, sondern 
eine Umgestaltung der Produktionsstruktur in den 
Erzeugerländern ist deshalb der richtige Weg zum 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in der 
Dritten Welt. 

Meine Damen und Herren, ich habe hier nun 
noch ein Wort zu dem Thema von Handel und Um-
welt in Verbindung mit Entwicklungsländern zu sa-
gen. Ich meine den Export von Pflanzenschutzmit-
teln in diese Länder, den Sie von der SPD in Ihrem 
Antrag mit dem sehr schönen Titel „Friede mit der 
Natur" ganz und gar unterbinden wollen, wenn 
darin bei uns verbotene Wirkstoffe enthalten sind. 
Alle Fachleute sind sich darin einig: Exportbe

-

schränkungen für im tropischen Pflanzenbau drin-
gend erforderliche Pflanzenbehandlungsmittel sind 
aus entwicklungspolitischen Gründen nicht vertret-
bar. Unter tropischen und subtropischen Umweltbe-
dingungen reagieren chemische Substanzen teil-
weise anders als in Zonen gemäßigten Klimas. Die 
deutschen Vorschriften sind deshalb keineswegs 
für den Einsatzort geeignet. Wir sind uns der Ge-
fahr einer unkontrollierten Anwendung dieser Mit-
tel bewußt. Deswegen hat die Bundesregierung den 
Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Kultur-
pflanzen vorgelegt, dessen Kern ein wirksamer 
Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier sowie 
des Naturhaushalts vor den Gefahren einer unsach-
gemäßen Anwendung chemischer Pflanzenschutz-
mittel ist. Wir haben darüber in den Ausschüssen 
ausführlich gesprochen. Diese Bestimmungen wer-
den die Anstrengungen der Agrarhilfe wirkungsvoll 
bei der Durchsetzung eines verantwortungsbewuß-
ten Pflanzenschutzes in den Partnerländern im 
Rahmen unserer Entwicklungszusammenarbeit un-
terstützen. 

Ich bin damit zu dem Thema der Erhaltung und 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen über-
gegangen. Das Waldsterben, das unsere Bürger 
stärker als die Menschen in anderen Ländern als 
Zeichen einer bedrohten Umwelt verstehen, hat auf 
den ersten Blick wenig mit der in zahlreichen Län-
dern Afrikas sich abspielenden Hungerkatastrophe 
gemein, die Millionen von Menschen trifft und um 
ihre Heimat und ihre Lebensgrundlagen bringt. 
Und doch zeigen beide Ereignisse eines ganz deut-
lich: Die Erhaltung einer gesunden Umwelt und die 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen sind 
unabdingbare Voraussetzung für jegliche Form ei-
ner dauerhaften wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In Extremsituationen wie in den afrikanischen Not-
standsgebieten sind sie sogar unabdingbare Vor-
aussetzung für das nackte Überleben. 

Sicher sind die konkreten Erscheinungsformen 
und Auswirkungen dieses wechselseitigen Zusam-
menhanges in Industrieländern und in den Ländern 
der Dritten Welt unterschiedlich und oft nicht un-
mittelbar vergleichbar. Stehen bei uns die Belastun-
gen von Luft, Wasser, Böden und Wäldern durch 
Rückstände und Abfallprodukte aus Industrie, Ver-
kehr und Haushalten und deren Auswirkungen auf 
die menschliche Gesundheit als Probleme im Vor-
dergrund, so ist in weiten Teilen der Dritten Welt 
die Umwelt mehr durch den hohen Bevölkerungs-
druck und damit zusammenhängende Entwicklun-
gen wie Landverknappung, Raubbau und Urbani-
sierung bedroht. Daß auch in Entwicklungsländern 
von der Industrialisierung und Technisierung gra-
vierende Umweltgefahren ausgehen können, hat 
uns besonders die Katastrophe von Bhopal dra-
stisch vor Augen geführt. 

Die Waldzerstörung in den Tropen und die Aus-
breitung der Wüsten — zwei zentrale Umweltpro-
bleme der Dritten Welt, denen jährlich rund 11 bzw. 
6 Millionen Hektar, das entspricht zusammenge-
nommen zwei Dritteln des Bundesgebietes, zum 
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Opfer fallen — sind hauptsächlich Folge des Ver-
suchs, die benötigten Nahrungsmittel durch Er-
schließung immer neuer, vielfach jedoch ungeeigne-
ter Nutzflächen für Ackerbau und Beweidung zu 
erzeugen. Die damit verbundene Bodenerosion, die 
Eingriffe in den Wasserhaushalt, das Klima und die 
natürliche Artenvielfalt schmälern die verbleibende 
Produktionsbasis und führen zu unwiederbringli-
chen Verlusten an Lebensraum. Desertifikation und 
Hunger — das zeigt sich heute in Afrika dramati-
scher denn je — sind zwei Seiten derselben Medail-
le. Auch wenn Klimaeinflüsse zweifellos eine Rolle 
spielen, ist der Mensch doch der entscheidende Ur-
sachenfaktor. 

Daraus ergibt sich für uns eine klare Schlußfolge-
rung: So entschlossen, wie der Umweltschutz als 
prioritäre Aufgabe der Politik der Bundesregierung 
im nationalen und europäischen Rahmen angegan-
gen wird, so unzweideutig ist die Auffassung der 
Bundesregierung, daß auch in der Entwicklungspo-
litik dem Umweltschutz der Rang einer Schwer-
punktaufgabe zukommt. 

In der Antwort auf die Große Anfrage der Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP zur Frage der 
„Erhaltung und Sicherung der natürlichen Lebens-
grundlagen in der Dritten Welt" haben wir näher 
dargelegt, was dies in der Praxis bedeutet. Umwelt-
schäden nicht tolerierbaren Ausmaßes, wie sie bei 
einer systematischen Überprüfung aller laufenden 
Vorhaben der bilateralen Entwicklungszusammen-
arbeit bei rund 1 % der Projekte — das sind über-
wiegend alte Industrievorhaben — festgestellt wur-
den, wollen wir in Zukunft von vornherein verhin-
dern. 

(Repnik [CDU/CSU]: Alles aus der Erb

-

last!) 

Um dies zu gewährleisten, wird derzeit unter Feder-
führung des Ministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit von einer Sachverständigengruppe 
ein neues und systematisch auf alle Entwicklungs-
vorhaben der Technischen und der Finanziellen Zu-
sammenarbeit anwendbares Instrumentarium der 
Umweltverträglichkeitsprüfung erarbeitet, das bis 
Ende dieses Jahres voraussichtlich fertiggestellt 
sein wird. 

Das ist ein ambitiöses und schwieriges Unterfan-
gen; es müssen Prüfkriterien und -standards für so 
unterschiedliche Sektorbereiche wie Land- und 
Forstwirtschaft, Industrie, Infrastruktur oder Ener-
giewirtschaft festgelegt werden, wobei zu berück-
sichtigen ist, daß auf die hiesigen Erfahrungen an-
derer Geberländer oder internationaler Organisa-
tionen zurückgegriffen werden kann. 

Über die Sicherstellung der Umweltverträglich-
keit aller Entwicklungsvorhaben hinaus leistet die 
Bundesregierung einen direkten Beitrag zur Ver-
hinderung bzw. Beseitigung von Umweltproblemen 
in der Dritten Welt, indem sie eine Vielzahl von Pro-
jekten fördert, die vorhandene Umweltschäden aus-
gleichen, ökologisch angepaßte Verfahren der Bo-
den- und Ressourcennutzung sicherstellen sollen. 
Beispiele für solche Vorhaben, die rund 15 % aller 
bilateral geförderten Projekte umfassen, betreffen 

z. B. die Bereiche Erosions- und Wüstenbekämp-
fung, Schutz von Wassereinzugsgebieten, Waldbe-
wirtschaftung und Aufforstung, standortgerechte 
Landnutzung und biologischer Pflanzenschutz so-
wie die Abfall- und Abwasserentsorgung. Auch die 
Unterstützung im Bereich Umweltgesetzgebung 
und -verwaltung und die Ausbildung von Fachper-
sonal gehören dazu. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Warum sind es 
nur 15 % und nicht mehr? Die Frage muß 

man mal stellen!) 

— Nach zwei Jahren, verehrter Herr Schwenninger, 
sollten Sie wissen, wieviel Zeit nötig ist, um vom 
Willen zur konkreten Planung und Durchführung 
von Projekten zu kommen. Nur in Ihrer Welt ist die 
Realität durch den Wunsch schon gegeben. 

Besonders die Unterstützung der Schaffung von 
gesetzlichen, verwaltungs- und personalmäßigen 
Voraussetzungen einer aktiven Umweltschutzpoli-
tik ist eine zunehmend wichtige entwicklungspoliti-
sche Aufgabe. Denn das muß hier klar gesagt wer-
den, Herr Schwenninger: Ohne das notwendige öko-
logische Bewußtsein bei den Regierungen der Ent-
wicklungsländer, ohne die Bereitschaft zur ressour-
censchonenden Gestaltung ihrer Entwicklungsvor-
haben, ohne aktive Mitwirkung bei entsprechenden 
Umweltverträglichkeitsprüfungen und besonders 
ohne den Willen und die Fähigkeit, die erforderli-
chen Vorkehrungen zur Vermeidung unvertretba-
rer Belastungen bei der Durchführung von Vorha-
ben konsequent in die Tat umzusetzen, ist unser 
ganzes Prüfungsinstrumentarium Papier. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Da rennen Sie 
bei uns offene Türen ein, Herr Köhler!) 

Die Realität im Entwicklungsland haben wir nur 
begrenzt in den Händen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Erst wenn die Empfängerregierung in diesem Gei-
ste voll mitarbeitet, kann der angestrebte Erfolg 
erreicht werden. 

Wir unterstützen den Prozeß des Umdenkens, der 
in der Dritten Welt begonnen hat, nach Kräften, 
und wir veranstalten dazu viele Fach- und Fortbil-
dungsveranstaltungen für Führungskräfte aus Ent-
wicklungsländern. Wir arbeiten aktiv mit regiona-
len und internationalen Umweltschutzeinrichtun-
gen zusammen, z. B. mit UNEP, der Internationalen 
Naturschutzunion, dem Internationalen Bergregio-
nenzentrum in Nepal und dem Zwischenstaatlichen 
Ausschuß zur Dürrebekämpfung im Sahel. Wir nut-
zen aber auch jede Möglichkeit des Politikdialogs 
zur Abstimmung mit den Partnerländern über diese 
Fragen, und wir beteiligen uns konstruktiv an den 
internationalen Bemühungen, für Industrie- und 
Entwicklungsländer gleichermaßen transparente 
Informationssysteme und Verhaltensgrundsätze 
zur Vermeidung von Umweltschäden aufzustellen. 
Ich nenne hier die im UN-Rahmen aufgestellte Äch-
tungsliste gefährlicher Güter und die bei der FAO 
laufenden Arbeiten zur Formulierung eines inter-
nationalen Verhaltenskodex für den Handel mit Pe-
stiziden und die Anwendung von Pestiziden. Auch 
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an den im OECD-Rahmen eingerichteten Gremien 
zur Verbesserung des Instrumentariums der Um-
weltverträglichkeitsprüfung von Entwicklungs- und 
Investitionsvorhaben ist die Bundesregierung aktiv 
beteiligt. 

Wir sehen in den Bereichen Umweltforschung 
und Umwelttechnologie konkrete Ansatzpunkte, 
um in den Entwicklungsländern bessere Vorausset-
zungen zur Erhaltung und Sicherung der natürli-
chen Lebensgrundlagen zu schaffen. Dem Deut-
schen Bundestag liegt das Programm „Umweltfor-
schung und Umwelttechnologie 1984-1987" vor. 
Darin ist die Bedeutung der Einbeziehung der be-
sonderen Probleme und Voraussetzungen von Ent-
wicklungsländern in die Forschungsarbeiten be-
tont, und es sind darin bilaterale Modellvorhaben, 
z. B. im Bereich der Abfall- und Abwasserwirt-
schaft, als Möglichkeiten genannt, um für Entwick-
lungsländer geeignete Umwelttechnologien zu ent-
wickeln und zu erproben. 

Das Ministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit unterstützt darüber hinaus die umweltbezo-
gene Forschung durch Vergabe entsprechender 
Aufträge und die Durchführung von Forschungs- 
und Pilotvorhaben im Rahmen der Technischen Zu-
sammenarbeit. Wir gewähren finanzielle Förderung 
den für die tropischen Länder besonders wichtigen 
Agrarforschungsinstituten, die sich mit der züchte-
rischen Verbesserung von Kulturpflanzen oder der 
Weiterentwicklung agrarischer Produktionssy-
steme befassen. 

Umweltschutz ist auch im Rahmen der Entwick-
lungspolitik keine isolierte Aufgabe. Sie muß stets 
als vorbeugende und begleitende Maßnahme der 
auf den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt 
gerichteten Bemühungen der Länder der Dritten 
Welt verstanden werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Daher sehen wir auch in bezug auf die Entwick-
lungsländer einen richtig verstandenen Umwelt-
schutz nicht als Gegensatz, sondern als notwendi-
ges und integratives Element eines langfristig abge-
sicherten Entwicklungsprozesses an. Es wäre übri-
gens bei den Gegebenheiten der Entwicklungslän-
der einfach unrealistisch, von ihnen Aufwendungen 
für den Umweltschutz zu erwarten, wenn damit 
nicht zugleich ein konkreter Nutzen für die betrof-
fene Bevölkerung sichtbar wird. Deswegen betrach-
ten wir z. B. Maßnahmen des Erosionsschutzes und 
der Aufforstung stets als Bestandteil eines umfas-
senden Konzeptes der ländlichen Entwicklung. 
Diese Vorhaben haben deswegen nicht nur ökologi-
sche Zielsetzungen, sondern verfolgen zugleich den 
Zweck der Erzeugung von Brenn- und Nutzholz, von 
Produkten für die menschliche Ernährung oder von 
Viehfutter und auch das Ziel, einen konkreten, 
kurzfristig verfügbaren Beitrag zur Verbesserung 
der Lebensbedingungen der Menschen, die im Pro-
jektgebiet leben, herbeizuführen. 

Ein Konzept der ländlichen Entwicklung ist bei 
der gegenwärtigen Lage in vielen Ländern der Drit-
ten Welt ohne den Einsatz von Nahrungsmittelhilfe 
nicht umsetzbar. Damit spreche ich den letzten 

Aspekt des Bündels der heutigen Thematik noch 
einmal kurz an. Hier geht es um einen integrativen 
Ansatz bei der Entwicklung der Landwirtschaft und 
des ländlichen Raums, der in Wahrheit die Haupt-
aufgabe ist. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einige 
grundsätzliche Bemerkungen zum Problembereich 
der Ernährungssicherung machen. Auf Grund der 
schrecklichen Ernährungssituation in vielen afrika-
nischen Ländern steht natürlich gegenwärtig die 
Katastrophenhilfe im Rampenlicht der Diskussion. 
Auch wir versuchen, wie die EG und andere Geber, 
durch massive Nahrungsmittelnothilfe das Überle-
ben der vom Hunger geplagten Menschen zu si-
chern. Das wird 1985 ebenso — wenn nicht noch 
mehr — wie 1984 nötig sein. Diese Hilfe muß 
schnell und unbürokratisch gewährt werden. 

Ich glaube, man darf hervorheben, daß es gelun-
gen ist, trotz des immer noch fehlenden EG-Haus-
haltes die Durchführungsverordnung zur EG-Nah-
rungsmittelhilfe am 19. Februar 1985 zu verabschie-
den. Auch die Bundesregierung hat sich für eine 
möglichst zügige Verabschiedung durch den Rat 
eingesetzt, weil wir einfach jede Verzögerung von 
Nahrungsmittelhilfelieferungen angesichts der Not 
in Afrika für unverantwortlich halten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die langfristigen Aspekte der Ernährungssiche-
rung dürfen aber neben der Nothilfe nicht in Ver-
gessenheit geraten, wenn das Ziel der eigenständi-
gen Nahrungsversorgung in den Entwicklungslän-
dern erreicht werden soll. Dabei sind zwei Aspekte 
von entscheidender Bedeutung. 

Die Nahrungsmittelnothilfe muß sobald wie mög-
lich übergeführt werden in Nahrungsmittelhilfe, die 
zur nachhaltigen Verbesserung der Produktionsba-
sis eingesetzt wird und in eine nationale Versor-
gungsplanung eingebunden ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Na, dann macht 
das doch einmal!) 

— Ich kann eine leidvolle Geschichte vom Mißlin-
gen auf diesem Gebiet in vergangenen Jahren und 
Jahrzehnten erzählen. Ich werde heute nachmittag 
Somalia aufsuchen, das Land, das ein Musterbei-
spiel dafür ist, wie mit gutem Willen geleistete Hilfe 
ein Land in immerwährende und totale Abhängig-
keit von ausländischer Hilfe geführt hat. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Richtig!) 

Wir sollten uns daranmachen, aus diesen Fehlern 
zu lernen und die Katastrophenhilfe und die länger-
fristige Entwicklungspolitik in einen brauchbaren 
Zusammenhang zu bringen. Dabei ist dann auch. 
Ihre Hilfe erforderlich. Dies ist nicht der Moment, 
in dem man den Pharisäer spielen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Das tun wir ja auch 

nicht!) 
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Ich ermutige Sie dabei, so vortrefflichen Wandel an 
den Tag zu legen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Sorgen Sie da

-

für. daß der Yuba-Staudamm nicht gebaut 
wird!) 

— Das ist — in anderen Worten und etwas verkürzt 
— mein Reiseziel, verehrter Freund. — Die Erhal-
tung der natürlichen Ressourcen, das Eindämmen 
der Erosion und das Eindämmen der von Nord nach 
Süd fortschreitenden Verwüstung sind notwendige 
Voraussetzungen für die Erhöhung der Eigenpro-
duktion. 

Vizepräsident Westphal: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Brück? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Prä-
sident, ich bin bei den letzten Sätzen. Herr Brück, 
ich bitte um Nachsicht, aber ich möchte meine Rede 
jetzt zu Ende führen; ich habe schon sehr viel Zeit 
in Anspruch genommen. — Food-for-Work-Projekte 
sind in diesem Zusammenhang ein wertvoller Bei-
trag. 
Wir ermutigen die Entwicklungsländer, umfas-

sende nationale Ernährungsstrategien zu entwik-
keln. Die Europäische Gemeinschaft unterstützt 
solche Strategien in Mali, Kenia, Ruanda und Sam-
bia. Obwohl der Fortschritt bei der Umsetzung die-
ser Strategien langsamer als erwartet ist, sind wir 
doch fest entschlossen, den als richtig erkannten 
Weg der Ernährungsstrategien weiterzuverfolgen. 
Wichtig ist, daß auch die Nahrungsmittelhilfe in 

dieses Konzept eingepaßt wird. Die wirksame Ver-
wendung von Gegenwertmitteln bei Verkauf der 
Nahrungsmittelhilfe in Projekten der ländlichen 
Entwicklung ist ebenso wichtig wie die Möglichkeit, 
Nahrungsmittelhilfe durch Finanzhilfe abzulösen, 
falls kein Nahrungsmittelhilfe-Bedarf mehr be-
steht, um so die Förderung der entsprechenden Ent-
wicklungsprojekte sicherzustellen. 

Die EG-Ablösungsverordnung ist zwar seit ihrem 
Inkrafttreten im Juni 1984 noch nicht angewendet 
worden, weil eben die Not den Bedarf an Nahrungs-
mitteln nach wie vor im Vordergrund stehen läßt. 
Trotzdem halte ich diese Verordnung für ein wichti-
ges Instrument der Entwicklungszusammenarbeit, 
weil sie den Anreiz für die Entwicklung der Eigen-
produktion enthält, ohne daß solche Anstrengungen 
sofort mit dem Entzug der Hilfe „bestraft" würden. 
Eine nationale Ernährungsstrategie muß alle 

Aspekte des Problems von Produktion und Ver-
marktung bis hin zur Verteilungsproblematik ein-
beziehen. Das geht weit über den Aspekt der Nah-
rungsmittelhilfe hinaus und erfordert den Einsatz 
technischer und finanzieller Hilfe sowie die ver-
stärkte Verknüpfung der Instrumente. In diesem 
Rahmen müssen die Landwirtschaft und die ländli-
che Entwicklung stärker als bisher gefördert wer-
den. 
Es ist deshalb konsequent, wenn sich die Bundes-

regierung der Forderung des Deutschen Bundesta-
ges in seinem Beschluß vom 6. Juni 1984 anschließt, 

das Instrument der Nahrungsmittelhilfe stärker als 
bisher an entwicklungspolitischen Zielsetzungen 
auszurichten. Ich habe im Ausschuß für wirtschaft-
l iche Zusammenarbeit am 21. September ausge-
führt, daß wir diese Forderung im Rahmen der EG 
nicht mit vollem Erfolg durchsetzen konnten. Eine 
solche Verordnung ist ein Kompromiß von objektiv 
sehr verschiedenen Positionen der Mitgliedstaaten, 
und die Bundesrepublik ist nur einer dieser Staa-
ten. Aber es muß hervorgehoben werden, daß sich 
die beiden EG-Direktionen für Landwirtschaft und 
Entwicklungshilfe erstmals auf einer stärker ent-
wicklungspolitischen Linie geeinigt haben. Ich darf 
darauf hinweisen, daß die deutsche Präsidentschaft 
in dieser Zeit zu diesem Ergebnis nicht unwesent-
lich beigetragen hat. 

Wir behalten die Durchsetzung dieser Forderung 
vor Augen und werden — wie vom Bundestag ge-
wünscht wird — erneut berichten, sobald der Vor-
schlag der Europäischen Gemeinschaft für die Nah-
rungsmittelhilfe-Durchführungsverordnung 1986 
vorgelegt ist. 

Ich danke für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In der Debatte über den Be-
richt „GLOBAL 2000" vor zweieinhalb Jahren wa-
ren sich alle Fraktionen dieses Hauses ausnahms-
los einig, daß schnellstens etwas geschehen müsse, 
um den fatalen Raubbau an den Ressourcen dieser 
Erde zu stoppen. Heute müssen wir feststellen: Es 
ist nichts Entscheidendes geschehen. Die Industrie-
länder, auch die Bundesrepublik, haben es ver-
säumt, ernsthafte Schritte zur Bewältigung der 
Krise zu tun. Offenbar hat die Bundesregierung bis 
heute noch nicht begriffen, was die Stunde geschla-
gen hat. Jedenfalls haben mich Ihre Ausführungen 
bis jetzt nicht überzeugt. Sie haben dazu ja noch 
Gelegenheit. 

(Beifall bei der SPD — Repnik [CDU/CSU]: 
Sie haben 13 Jahre gehabt!) 

Inzwischen geht die Plünderung der Erde unent-
wegt weiter. Jede Minute werden 24 Hektar tropi-
schen Regenwaldes vernichtet. Die Ausrottung 
zahlloser Tier- und Pflanzenarten schreitet rapide 
voran. Das sind nur zwei Beispiele. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das alles hat mit 
uns ja nichts zu tun!) 

Der Countdown läuft. Daran gibt es gar keinen 
Zweifel. Für Beschönigungen gibt es überhaupt kei-
nen Anlaß. Das empfinde ich eher als zynisch. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Vor diesem Hintergrund, meine Damen und Her-
ren, brauchen wir keine nichtssagenden Absichtser-
klärungen. Wir brauchen auch keine Rechtferti-
gungsreden. Gefragt ist einzig und allein ein politi- 
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sches Handlungskonzept, und zwar national und in-
ternational. 

(Repnik [CDU/CSU]: Das wurde vorgetra

-

gen!) 

Dazu sind zwei Voraussetzungen nötig, erstens 
der politische Wille und zweitens das nötige Pro-
blembewußtsein. An beidem fehlt es Ihnen. 

(Repnik [CDU/CSU]: Drittens das Geld, das 
Sie verbraucht haben!) 

Der Bericht der Bundesregierung zu „GLOBAL 
2000" ist ein erschreckendes Zeugnis dafür, wie 
man mit technokratischer Oberflächlichkeit Maß-
nahmen vorschlägt, die höchstens punktuell greifen 
können, die aber nichts Konzeptionelles bringen. 

(Beifall des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 

Er suggeriert, daß man die richtigen Ansätze schon 
gemacht habe, und er setzt im übrigen auf kräftiges 
Wachstum. So einfach werden die Lösungen nicht 
sein. 

In Ihrer Antwort auf die Große Anfrage wird 
zwar eine stattliche Reihe von Entwicklungsprojek-
ten aufgezählt, die der Umweltverbesserung dienen. 
Das ist anzuerkennen. Es wird auch nicht ver-
schwiegen, daß viele davon noch von der soziallibe-
ralen Regierung ins Werk gesetzt wurden. Aber 
wenn andererseits der Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit in bezug auf die Ent-
wicklungsländer erklärt: „Welchen Stellenwert sie 
dem Umweltschutz beimessen und wie sie ihn im 
Rahmen ihrer Entwicklung berücksichtigen, müs-
sen die Entwicklungsländer eigenverantwortlich 
entscheiden", dann wirkt ein solcher Satz auf mich 
beinahe schizophren, um nicht zu sagen: makaber. 
Denn schließlich waren es doch wir, die reichen 
Industrienationen, die den unterentwickelten Län-
dern ihr Wirtschaftsmodell als alleinseligmachen-
des Rezept angepriesen haben, die ihnen vorgaukel-
ten, man könne durch den Bau von Großkraftwer-
ken, von Stahlwerken, von Chemiefabriken rasch 
zu Wohlstand kommen, ohne im geringsten auf die 
jeweiligen ökologischen Vorbedingungen zu achten. 
Es waren und sind auch die multinationalen Groß-
konzerne, die heute die Rohstofflager der Dritten 
Welt ausbeuten. Es sind die gleichen Konzerne, die 
zunehmend Schmutzindustrien in die Entwick-
lungsländer verlagern, 

(Beifall der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

in erster Linie deshalb, weil dort die Arbeitskräfte 
billiger sind, der Boden billiger ist und die Steuern 
niedriger sind. Das Schlagwort von der Eigenver-
antwortlichkeit darf nicht zum Alibi werden. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Nur bei den Ko

-

sten!) 

Wenn man dies nämlich zu Ende denkt, dann würde 
es letztlich bedeuten, daß z. B. die Giftgaskatastro-
phe in Bhopal ausschließlich den Indern selbst zur 
Last gelegt werden muß und nicht dem amerikani-
schen Konzern Union Carbide. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Gott

-

wald [GRÜNE]: Selber schuld, wenn sie in 
die Luft fliegen!) 

Selbstverständlich, Herr Staatssekretär, muß die 
Souveränität der Entwicklungsländer respektiert 
werden. Wenn Ihr Satz so zu verstehen ist, bin ich 
mit Ihnen einig. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das ist 
schon ein Fortschritt!) 

Aber die reichen Länder dürfen nicht ihre Mitver-
antwortung an den drückenden Existenzproblemen 
der ärmeren Länder ableugnen. Hier sehe ich einen 
Dissens. 

Sie müssen — zweitens — aufhören, ihre eigenen 
Denkfehler auf die Dritte Welt zu übertragen, nach 
dem Schema: zuerst Industrialisierung, dann Um-
weltschutz. Herr Repnik, Ihre These ist absolut 
falsch. Solange Umweltschutz nämlich als Dekora-
tionsstück betrachtet wird, das man sich nur dann 
ans Jackett heftet, wenn ein gewisser Wohlstand 
erreicht ist, 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das hat er 
bestimmt nicht gesagt!) 

so lange werden wir den Raubbau an den Ressour-
cen und das ökologische Desaster nicht stoppen 
können. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-
NEN) 

Drittens: Die Industrieländer werden gegenüber 
den Entwicklungsländern nur dann glaubwürdig 
sein, wenn sie sich selbst als erste dazu entschlie-
ßen, ökologisch angepaßte Technologien zu verwen-
den und umweltverträgliche Wirtschaftsformen zu 
praktizieren. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Erst einmal im 
eigenen Land!) 

— Im eigenen Land. — 

Ein schlagendes Beispiel dafür, daß ein Entwick-
lungsmodell auch ökonomisch scheitern muß, wenn 
es die ökologische Dimension mißachtet, ist Brasi-
lien. Bis in die 70er Jahre hinein galt das Land als 
vorbildlich. Es hatte zweistellige Wachstumsraten 
aufzuweisen. Gigantische Projekte wurden in An-
griff genommen: der Staudamm von Itaipú, meh-
rere Atomkraftwerke, die „Transamazonica", die Er-
schließung riesiger Erzvorkommen. 

(Zuruf des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 

Diese Projekte verschlangen nicht nur gewaltiges 
Kapital, sondern sie hatten auch massive Eingriffe 
in die Ökosysteme des Landes zur Folge. Jährlich 
wird am Amazonas mehr Wald abgeholzt, als die 
Bundesrepublik überhaupt besitzt. 

Der Verbrauch an Agrarchemikalien ist in zehn 
Jahren um 420% angestiegen, der Verbrauch an 
Dünger übrigens um das Zwölffache. 

Heute steht das Land vor einer düsteren Bilanz. 
Die Auslandsverschuldung hat die Höhe von 100 
Milliarden Dollar erreicht, die Inflationsrate die 
Marke von 200% überschritten. Zwei Drittel der 
Brasilianer leben in absoluter Armut. Jedes Prozent 
Zinserhöhung, meine Damen und Herren, zwingt 
die Brasilianer, 1 Milliarde Dollar mehr an die Ka-
pitalgeber zurückzuzahlen. 
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Unter diesen Umständen, so fürchte ich, besteht 

kaum Hoffnung, auch nur einen geringen Teil der 
Sünden wiedergutzumachen, die im Gefolge des 
technokratischen  Größenwahns der Generale ange-
richtet worden sind. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Deswegen be

-

treiben wir Raketenzusammenarbeit mit 
diesem Land!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte eines klar-
zumachen versuchen: Wir müssen begreifen, daß 
die Umweltkrise der Dritten Welt auch unsere ei-
gene Krise ist. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schwen

-

ninger [GRÜNE]) 

Solange wir den Verbrauch von Naturgütern zum 
Nulltarif zulassen, solange wir selbst es nicht zu-
wege bringen, eine Produktion aufzubauen, die mit 
wenig Energieverbrauch auskommt, mit wenig 
Rohstoffverbrauch, die auf eine Minimierung des 
Abfalls, auf weniger Landschaftsverbrauch ausge-
richtet ist, kurz: solange wir den Wald opfern, statt 
den Katalysator einzubauen, so lange werden wir 
auch andere nicht davon überzeugen können, daß 
Wohlstand und Lebensqualität nur mit der Natur zu 
haben sind und nicht gegen sie. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schwen

-

ninger [GRÜNE]) 

Insofern ist die ökologische Reform der Wirt-
schaft eine globale Aufgabe. Nord und Süd sind in 
ihren zukünftigen Lebenschancen unauflöslich an-
einandergekoppelt. Die Fehler in der Dritten Welt 
schlagen früher oder später auch auf die Industrie-
länder zurück. Auch für Europa stirbt ein Stück 
Zukunft am Amazonas, wenn die Vernichtung der 
Wälder so anhält wie bisher; denn dort sind 40 % 
aller Tier- und Pflanzenarten beheimatet. Wenn 
diese riesigen Potentiale vernichtet werden, dann 
fehlen sie auch für die Entwicklung unserer Indu-
strie, unserer Landwirtschaft, unserer Medizin. 
Dessen müssen wir uns bewußt sein. 

Was folgt daraus für die Politik? Erstens: Die öko-
logische Dimension muß integraler Bestandteil 
nicht nur der Entwicklungspolitik, sondern auch 
der Außenpolitik und des Nord-Süd-Dialogs sein. 

Zweitens: Entwicklungshilfe darf nicht als bloßes 
Vehikel zur Exportförderung mißbraucht werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Drittens: Die Übernutzung der Ressourcen muß 
gestoppt werden. Der Befriedigung der Grundbe-
dürfnisse der Bevölkerung ist absoluter Vorrang 
einzuräumen. . 

Viertens: Umweltschädliche Technologien müs-
sen schnellstmöglich durch intelligentere — damit 
meine ich: angepaßte, umweltfreundlichere — Tech-
nologien ersetzt werden. 

Und fünftens: Finanzielle und technische Hilfe 
von seiten der reichen Länder muß auch da einge-
plant werden, wo es um die Erhaltung von Ökosy-
stemen geht, die für die ganze Völkergemeinschaft 
unverzichtbar und unersetzbar sind, z. B. die Welt-
meere, z. B. die tropischen Wälder. 

Je weiter eine Politik in die Zukunft blickt, meine 
Damen und Herren, desto klarer wird sie diese Zu-
sammenhänge erkennen. Es bleibt keine Zeit mehr 
zu verlieren. Hier ist die wahre Wende gefordert. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Göhner. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Alle Vorredner haben betont, 
daß die Umweltprobleme in der Dritten Welt wie in 
den Industrieländern zugenommen haben. Ich den-
ke, daß die historische umweltpolitische Entwick-
lung bei uns jedenfalls im Ansatz gewisse Paralle-
len zur Situation in den Entwicklungsländern auf-
weist. Wir haben heute eine generationsschwere 
Altlast an Versäumnissen in der Umweltpolitik, an 
bedenkenlosem Konsum von Natur und Rohstoffen, 
an Gleichgültigkeit und Schlamperei wettzuma-
chen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Klingt gut bis 
jetzt!) 

Mindestens eine ganze Generation hat sich, ohne 
sich der Gefahren bewußt zu sein, durch den Raub-
bau an der Natur auf Kosten der nachwachsenden 
Generation versündigt. Das ist die eigentliche um-
weltpolitische Erblast im wörtlichen Sinne, des 
Nachlasses einer Generation an die nachwachsen-
de. 

Niemand hat das Recht, die heutige ältere Gene-
ration etwa moralisch zu verurteilen, daß beim Wie-
deraufbau unseres Landes nach 1945 mit der Natur 
zum Teil in der Tat bedenkenlos umgegangen wor-
den ist. Wer kein Dach über dem Kopf hat, kann 
nicht die Frage nach der Zubetonierung unserer 
Landschaft stellen. Dennoch: Manche Altlast im 
wörtlichen Sinne rührt heute aus dieser Zeit des 
Wiederaufbaus. 

Schlimmer aber war die gesellschaftliche Gigan-
tomanie der 60er und 70er Jahre. Es mag eine mü-
ßige Frage sein, aber wäre damals nicht manche 
Fehlentwicklung erkennbar gewesen? Die Land-
schaftszerstörung beispielsweise hat noch Anfang 
der 70er Jahre fröhliche Urständ und Höhepunkte 
gezeigt. 

(Bindig [SPD]: Wird auch jetzt noch von 
Ihrer Verkehrspolitik fortgesetzt!) 

Ich erinnere nur an die Verkehrspolitik der Sozial-
demokraten, an den wahnsinnigen Leber-Plan: alle 
10 Minuten eine Autobahnauffahrt. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Dann.gab es eine dritte Phase in der Nachkriegs-
zeit — ich würde diese Phase in die Zeit von der 
Mitte der 70er Jahre bis 1982 einordnen —, in der es 
zwar die Erkenntnisse der existentiellen Notwen-
digkeit eines Umweltschutzes gab, in der aber 
kaum etwas geschah. Der SPD-Kongreß Arbeit und 
Umwelt in der vergangenen Woche hat als Grund 
für diesen umweltpolitischen Stillstand den damali- 
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gen Irrtum angeführt, Arbeit und Umwelt seien Ge-
gensätze. Der heutige SPD-Antrag, der Gegenstand 
dieser Debatte ist, mit dem Titel ,Friede mit der 
Natur` — ein Titel, der mir außerordentlich gut ge-
fällt — zeigt allerdings einen anderen, neuen und 
viel gravierenderen Irrtum. Mit diesem Antrag und 
der darin enthaltenen Forderung nach einem Son-
dervermögen Arbeit und Umwelt fordern Sie kon-
kret erstens eine Energiesteuer zur Finanzierung 
des Sondervermögens, zweitens einen Waldpfennig 
für die Umrüstung der Kohlekraftwerke, drittens 
eine Schwefeldioxidabgabe, viertens eine Stickoxid-
abgabe, fünftens eine Staubabgabe. Fünf neue Steu-
ern und Abgaben legen Sie uns mit Ihrem, Antrag 
für die heutige Debatte vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist absurd! 
— Schwenninger [GRÜNE]: Friede mit der 

Natur kostet halt Geld!) 

Umweltabgaben können durchaus ein marktwirt-
schaftliches Instrument der Umweltpolitik sein, um 
einen wirtschaftlichen Anreiz zur Vermeidung von 
Umweltbelastungen zu schaffen. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Brück? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Nein, kann ich wegen der 
begrenzten Redezeit nicht tun. 

(Brück [SPD]: Das wird doch nicht ange

-

rechnet, habe ich gehört!) 

Aber Ihre Abgaben und Steuervorschläge verlas-
sen das Verursacherprinzip, denn Energiesteuer 
und Waldpfennig knüpfen nicht daran an, 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

ob die Energie umweltschonend oder umweltbela-
stend erzeugt wird, sondern besteuern eben 
schlechthin. Mit dem eingenommenen Geld wollen 
Sie Umweltschutz nach dem Konzept des Sonder-
vermögens finanzieren, übrigens auch kontra Ver-
ursacherprinzip. Zumindest teilweise wollen Sie da-
mit beispielsweise Luftreinhalteinvestitionen fi-
nanzieren. Da sagen wir: Das muß der Verursacher 
machen. Deshalb ist die Alternative zu diesem Kon-
zept das, was Bennigsen-Foerder auf Ihrem Kon-
greß gefordert hat, nämlich daß der Staat Rahmen-
bedingungen vorgibt, was umweltpolitisch von der 
Wirtschaft beispielsweise zu beachten ist. Das ist 
z. B. die Politik der Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung oder der TA Luft. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Weil die Wirt

-

schaft so umweltbewußt ist!) 

Es müssen Rahmen und Werte vorgegeben werden, 
die dann eingehalten werden müssen. Dieses Kon-
zept schafft Arbeit und Umweltschutz. Allein durch 
die Großfeuerungsanlagen-Verordnung werden 
15 Milliarden DM für Luftreinhaltungsinvestitionen 
hervorgerufen. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Das schafft kaputte 
Wälder und den Konzernen dicke Ta

-

schen!) 

Das schafft Umweltschutz und Arbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich halte es für bemerkenswert, daß Sie in Ihrem 
Antrag ,Friede mit der Natur`, den Sie uns heute 
vorlegen, ausdrücklich das Verursacherprinzip auf-
geben, indem Sie feststellen, daß der Verursacher 
dann nicht die Kosten der Umweltlastenvermei-
dung tragen soll, wenn dies aus verteilungspoliti-
schen Gründen erforderlich sei. Das sind die eigent-
lichen Gegensätze zwischen Ihrem Antrag und un-
serer Position. Verteilungspolitik statt marktwirt-
schaftlicher Umweltpolitik ist Ihre Devise. Für uns 
bedeutet Umweltpolitik, Rahmen vorzugeben, die 
Wirtschaft damit einzufordern, um Umweltschutz 
effektiv zu betreiben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Drabiniok [GRÜNE]: Aber die Rahmen so 

groß wie möglich!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Schmedt. 

Frau Schmedt (Lengerich) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wie schon wiederholt 
heute morgen festgestellt wurde, hat die Beantwor-
tung der Großen Anfrage der Koalitionsfraktionen 
über die Erhaltung und Sicherung der natürlichen 
Grundlagen in der Dritten Welt der Bundesregie-
rung sehr großes Vergnügen bereitet; sonst wäre sie 
wohl kaum so schnell erfolgt. Ich kann das auch 
sehr gut verstehen. Wer ließe eine solche Gelegen-
heit ungenutzt, wohltönende Absichtserklärungen 
abzugeben? 
Mein Kollege Dieter Schanz hat schon deutlich 

gemacht, daß nun auch konkrete Schritte folgen 
müssen. Meine Fraktion hat solche konkreten 
Schritte in ihrem Zukunftsprogramm Dritte Welt 
bereits vorgestellt. 

In unserem Antrag fordern wir, daß auch über die 
Entwicklungspolitik im engeren Sinne hinaus die 
Interessen der Menschen in der Dritten Welt zum 
Zuge kommen müssen. Die Gelegenheit dazu haben 
die Bundesregierung und die sie tragenden Koali-
tionsfraktionen gerade in der letzten Zeit mehrfach 
verpaßt. Erst vor kurzem haben wir im Ausschuß 
die nord-süd-politischen Aspekte des Pflanzen-
schutzes, des Sortenschutzes und des Exports von 
Arzneimitteln diskutiert. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Aber nicht viel 
erreicht!) 

In ihrer Antwort ist die Bundesregierung auf diesen 
Bereich in einer Kürze eingegangen, die dem ent-
spricht, was sie zu bieten hat, nämlich so gut wie 
nichts. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Richtig!) 

Wir bedauern das sehr; denn dies sind Bereiche, 
in denen die Bundesrepublik Deutschland eine 
wichtige Rolle spielt. Wir dürfen doch nicht außer 
acht lassen, daß von den gesamten 150 000 t Pflan-
zenschutzmitteln, die jährlich bei uns hergestellt 
werden, 140 000 für den Export bestimmt sind. Das 
bedeutet: Nur ungefähr 7')/0 aller Pflanzenschutzmit-
tel, die unsere Fabriken verlassen, unterliegen hin-
sichtlich ihrer Verträglichkeit mit Umwelt und 
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menschlicher Gesundheit einer nationalen Kontrol-
le. Die Bundesregierung behauptet, dies sei harm-
los. Sie zeigt das jetzt auch wieder mit ihrem Ent-
wurf zum Pflanzenschutzgesetz. Der Export bei uns 
verbotener Pestizide wird weiterhin erlaubt. Ledig-
lich dem Landwirtschaftsminister soll in sehr ein-
geschränkten Ausnahmefällen ein Eingriffsrecht 
übertragen werden. Meine Damen und Herren, 
wird hier nicht der Bock zum Gärtner gemacht? 

Wir jedenfalls wollen es nicht zu jenem Punkt 
kommen lassen, wo die Geschichte zum Bumme-
rang wird. 

(Repnik [CDU/CSU]: Sie haben 13 Jahre 
versäumt, etwas zu unternehmen!) 

Wir wollen nicht, daß erst dann etwas unternom-
men wird, wenn wir nicht mehr bereit sind, die 
agrarischen Produkte der Entwicklungsländer zu 
kaufen, die mit unseren eigenen Pestiziden behan-
delt worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten sind der Überzeugung, daß 
beim Export von Pestiziden in die Dritte Welt fol-
gende Grundsätze gelten müssen: 

Erstens. Pflanzenschutzmittel, die bei uns verbo-
ten sind, dürfen nicht ausgeführt werden. Ausnah-
men sind sehr eng zu begrenzen. 
Zweitens. Die Importländer sollen eine Liste aller 

Pflanzenschutzmittel erhalten, die bei uns verboten 
sind. 
Drittens. Die Gebrauchsanweisungen exportier-

ter Pflanzenschutzmittel müssen in den Bestim-
mungsländern allgemein verständlich sein, auch für 
Analphabeten. 

Unseren entsprechenden Antrag haben die Mit-
glieder der Koalitionsfraktionen im Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit abgelehnt. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin Schmedt, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Gallus? 

Frau Schmedt (Lengerich) (SPD): Nein danke. 
(Heiterkeit bei der SPD) 

Die Zeit ist viel zu kurz. Ich möchte gern weiter-
sprechen. 

Vizepräsident Westpahl: Ich muß das nur noch ein-
mal für alle klarmachen: Wir verfolgen hier seit 
einigen Wochen eine Linie, die da heißt: Zwischen-
fragen bei Kurzbeiträgen werden nicht angerech-
net. — Wenn Sie unter diesem Gesichtspunkt Ihre 
Entscheidung treffen wollen, ob Sie eine Zwischen-
frage zulassen oder nicht? Es bleibt Ihre Entschei-
dung. 

Frau Schmedt (Lengerich) (SPD): Ich möchte es 
jetzt aber nicht. Ich möchte gern weitersprechen. 

Unseren entsprechenden Antrag haben also die 
Mitglieder der Koalitionsfraktionen im Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit abgelehnt. Mir 
scheint keine Erklärung einleuchtend, wie dies mit 

der wohltönenden Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage in Einklang zu bringen ist. 

Ein zweiter wichtiger Bereich ist der Export von 
Arzneimitteln in die Dritte Welt. Wir dürfen 
schließlich nicht vergessen, daß die Bundesrepublik 
der größte Arzneimittelexporteur der Welt ist. Man 
schaue sich doch einmal die Situation an. Die mei-
sten Entwicklungsländer sind dem Export von Arz-
neimitteln aus den Industriestaaten praktisch 
wehrlos ausgeliefert. Sie können sich bis heute we-
der mit selbstproduzierten Grundarzneimitteln ver-
sorgen, noch haben sie die Ausstattung, um impor-
tierte Arzneimittel auf ihre Wirksamkeit hin zu prü-
fen. 

Es fehlt im übrigen auch an der so wichtigen 
Kennzeichnung verschreibungspflichtiger Arznei-
mittel, die bei uns jedem Bürger vertraut ist. In den 
Entwicklungsländern kann häufig jedes hochwirk-
same Medikament in beliebiger Menge gekauft und 
auch eingenommen werden, ohne daß vorher ein 
Arzt konsultiert werden muß. Diese Möglichkeit, 
meine Damen und Herren, ist um so gefährlicher, 
wenn es sich um Medikamente handelt, deren Ver-
träglichkeit bei uns in der Bundesrepublik Deutsch-
land bezweifelt wird. 

Unser Antrag, die wegen erwiesener Gefahr oder 
Gesundheitsschädigung bei uns nicht zugelassenen 
Arzneimittel auch einer strengen Exportkontrolle 
zu unterwerfen, ist von Ihnen, meine Damen und 
Herren von den Koalitionsfraktionen, bisher ver-
worfen worden. Wer hier jetzt noch von Verantwor-
tungsbewußtsein spricht, kann meines Erachtens 
nur noch ein Zyniker sein. Wir sind aber — das 
möchte ich hier betonen — in dieser Frage auch in 
Zukunft gesprächsbereit. 

Allerdings müßte auch sichergestellt werden, daß 
sich die Bundesregierung erst einmal genau infor-
miert, wie es sich mit den Exportpraktiken verhält. 
Mehr als unbefriedigend ist das Ergebnis einer An-
frage beim Bundesgesundheitsamt. Ich habe jeden-
falls im Mai letzten Jahres auf meine Bitte um Aus-
kunft nach einem bei uns nicht zugelassenen Medi-
kament, von dem es hieß, daß es unter anderem 
Namen in Ländern der Dritten Welt verkauft werde, 
die lapidare Antwort erhalten, dies entziehe sich 
der Kenntnis des Bundesgesundheitsamtes. Auch 
die für die Überwachung des Arzneimittelverkehrs 
zuständigen Überwachungsbehörden haben in aller 
Regel keine Kenntnis darüber, welche Präparate 
von deutschen Firmen ins Ausland exportiert wer-
den. 

Wenn schon der Europarat 1983 festgestellt hat, 
daß der Handel mit Pharmaka kein gewöhnlicher 
Handel sei und deshalb auch nicht allein den Kräf-
ten des Marktes überlassen bleiben dürfe, so wird 
an den hier aufgezeigten Beispielen doch deutlich, 
daß dieser Bereich dringend regelungsbedürftig ist. 
Über Form und Inhalt einer Handelsregelung kann 
j a durchaus weiter nachgedacht werden. Wir haben 
unsere Gesprächsbereitschaft dazu oft genug er-
klärt. Leider hat die Bundesregierung bisher auch 
hier noch nicht reagiert. 
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Frau Schmedt (Lengerich) 
Meine Damen und Herren, ich muß noch einen 

dritten Bereich ansprechen, wo einige Maßnahmen 
etwas zur Sicherung der natürlichen Lebensgrund-
lagen beitragen könnten. Das betrifft die Züchtung 
und den Handel mit Saatgut. Zur Zeit liegt die 
Züchtung von Saatgut fast ausschließlich in den 
Händen großer Unternehmen in den Industriestaa-
ten. Gezüchtet werden vorwiegend wenig unter-
schiedliche, dafür aber sehr ertragreiche Sorten. 
Für die Entwicklungsländer erwachsen aus dieser 
Tatsache zwei Gefahren: Zum einen sind sie auf 
Saatgut angewiesen, das viel Wasser, teure Schäd-
lingsbekämpfungsmittel und Dünger braucht. Das 
indische Beispiel der 60er Jahre hat gezeigt, daß 
sich vor allem die kleinen Bauern dies nicht leisten 
können. Viele müßten sich zu Wucherzinsen hoch 
verschulden, andere müssen ihr Land verlassen 
und als Tagelöhner auf dem Lande oder in den 
Städten ihren Unterhalt verdienen. 

(Gallus [FDP]: Die Inder exportieren Wei

-

zen!) 

— Hören Sie doch einmal weiter zu. — Zum ande-
ren besteht die Gefahr, daß die Vielfalt und der 
Artenreichtum der Flora in den Entwicklungslän-
dern verlorengeht. Besonders gefährdet sind jene 
robusten einheimischen Pflanzen, die zwar weniger 
Erträge abwerfen, aber mit einfachen Mitteln billig 
anzubauen sind und — so meine ich jedenfalls — 
für den Eigenbedarf unentbehrlich sind. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Davon 
verstehen Sie wenig! — Gallus [FDP]: Ha

-

ben Sie schon was von der grünen Revolu

-

tion in Asien gehört?) 
— Das können Sie j a nachher erzählen. — Diese 
Probleme müssen in den Entwürfen des Saatgut-
verkehrsgesetzes und des Sortenschutzgesetzes be-
rücksichtigt werden, die die Bundesregierung schon 
1983 eingebracht hat. Sie müssen den Entwick-
lungsländern eigene, angepaßte Züchtungen ermög-
lichen. Auch dies ist ein Akt globaler Zusammenar-
beit, wie wir Sozialdemokraten ihn im Zukunfts-
programm Dritte Welt fordern. 

Meine Damen und Herren, aus allem, was aus der 
Antwort der Bundesregierung hervorgeht, ersieht 
man, daß der Moment der Wahrheit nicht gekom-
men ist, wenn man schöne entwicklungspolitische 
Absichten äußert. Der Moment der Wahrheit ist 
dann gekommen, wenn es um konkrete Schritte 
geht, um die Umsetzung in verbindliche Regelun-
gen und die Überwachung ihrer Ausführung. Ich 
wünsche mir, daß der ganze Bundestag diese Pflicht 
wahrnimmt. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schwen

-

ninger [GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Einige wenige Bemerkungen zu dem An-
trag der SPD „Friede mit der Natur", den Sie hier 
noch einmal zur Abstimmung stellen, obwohl Sie 
zur Kenntnis nehmen könnten, daß die umfassende 
Entschließung, die wir am 9. Februar 1984 gemein

-

sam verabschiedet haben, alle Aspekte enthält. Ich 
verstehe nicht ganz Ihren Autoren- oder Urheber-
stolz. Konzentrieren wir uns doch auf das, was um-
fassender und konkreter ist und wozu sich die Bun-
desregierung auch schon geäußert hat. 

Die gemeinsame Entschließung vom 9. Februar 
1984 muß umgesetzt werden. Es ist dazu eine 
Menge von der Bundesregierung geschehen, einiges 
noch nicht. Ich vermisse z. B. die konsequente An-
wendung der Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
umweltrelevanten Vorhaben der öffentlichen Hand 
und auch bei Waren. Projekte wie Verpackungs-
TÜV, Energiepaß für Häuser, Kennzeichnung um-
weltfreundlicher Produkte sollten noch stärker ge-
fördert und untersucht werden. Es fehlen auch Be-
richte der Bundesregierung und angekündigte Ge-
setzentwürfe. Wir warten auf die Entwürfe des Ab-
wasserabgabengesetzes und des Wasserhaushalts-
gesetzes. Aber dazu findet bereits eine Abstimmung 
mit den Ländern statt. Wir möchten auch ein Kon-
zept über die Altmüllasten sehen, eines der schwie-
rigsten Probleme, das wir zu lösen haben. 

Das Bodenschutzkonzept liegt vor. Meine Frak-
tion erwartet, daß dies nun konkretisiert wird in 
den einschlägigen Gesetzen. 

Das Parlament selbst, nicht nur die Bundesregie-
rung, muß seine Arbeiten erledigen. Das Bundes-
Immissionsschutzgesetz und die Abf allbeseiti-
gungsnovelle müssen verabschiedet werden. 

Zweite Bemerkung. Die Kollegen von der Sozial-
demokratischen Partei — das ist eben hier schon 
angeklungen — legen große Hoffnung in ihr Son-
dervermögen „Arbeit und Umwelt". Das klingt ver-
lockend. Aber, meine Damen und Herren, Sie wür-
den damit nicht den gewünschten Effekt erzielen, 
weder umweltpolitisch noch beschäftigungspoli-
tisch. Das ist eine Umwegfinanzierung, die dem 
wirklich fundamentalen Prinzip, dem Verursacher-
prinzip widerspricht und den qualitativen Wach-
stumsprozeß nicht in der Weise fördern würde wie 
die strengen Rahmenbedingungen, die wir setzen. 

Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung bewirkt 
einen Investitionsschub von etwa 18 Milliarden DM, 
bei den Rheinischen Braunkohlewerken alleine 
9 Milliarden. Das bewirkt eine Beschäftigungszahl 
von über 40 000. Die steuerliche Begünstigung nach 
§ 7 d hat im Jahre 1983 2,3 Milliarden DM an Investi-
tionen gebracht. 

Ich möchte Sie also wirklich auffordern, meine 
Damen und Herren von der SPD: Wirken Sie mit 
uns zusammen, um die Rahmenbedingungen in den 
Gesetzen, die jetzt hier auf dem Tisch des Hauses 
liegen, fortzuentwickeln. Dann werden Sie einen zu-
sätzlichen Investitionsschub erreichen. Bei den Ver-
ursachern! 

(Beifall bei der FDP) 

Was nützt es denn, eine weitere Stromabgabe de-
nen abzuverlangen, die jetzt durch die hohen Inve-
stitionen der Rheinischen Braunkohlewerke ohne-
hin einen Zuschlag zahlen müssen — nämlich uns, 
den Verbrauchern —, einen Zuschlag, der das Pro-
dukt in einen ehrlichen Preis bringt? Warum sollen 
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diese Bezieher von Strom denn noch zusätzliche 
Umweltmaßnahmen auf anderen Sektoren einer 
komplizierten Verteilungsbürokratie finanzieren? 

Mit diesem Konzept können wir nichts anfangen. 
Wir setzen uns aber dafür ein, daß die steuerlichen 
Abschreibungsmöglichkeiten nach § 7 d, wie dies 
die Umweltministerkonferenz beispielsweise vorge-
schlagen hat, ausgebaut werden. 

Eine dritte Bemerkung. Wir erwarten dringend 
Fortschritte auf dem Felde der umweltfreundlichen 
Energieversorgung: Anwendung regenerativer 
Energien, mehr Wettbewerb in der Elektrizitäts- 
und Gaswirtschaft, rationellere Energienutzung. 
Dazu werden wir Vorschläge machen. Das ist ein 
Feld, das bisher — jedenfalls aus unserer Sicht — 
nicht voll befriedigend bearbeitet worden ist. 

Ich möchte eine Abschlußbemerkung machen. 
Letztens habe ich ein Zitat gefunden, das auch auf 
vieles zutrifft, was hier in bezug auf die Entwick-
lungsländer gesagt wird: „Wer die Natur beherr-
schen will, muß ihr gehorchen." Das hat jemand aus 
der Zeit der Aufklärung gesagt. Wir haben diesen 
Grundsatz über viele Jahrzehnte hin nicht prakti-
ziert. Wir müssen, glaube ich, immer noch selbstkri-
tisch feststellen: Die Zukunft ist noch nicht durch-
gehender Maßstab für unsere Politik. Der „Club of 
Rome" hat sich mit einem Zitat auseinandergesetzt, 
das ich abschließend bringen möchte: „Die Zukunft 
ist auch nicht mehr, was sie war. Sollten wir uns da 
nicht auch ändern?" — Wir müssen uns ändern, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Martiny-Glotz. 

Frau Dr. Martiny -Glotz (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich muß sagen, bei 
dieser Debatte ist mir ausgesprochen unwohl. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Mir auch! — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Mir ist übel!) 

Denn zwar trifft das zu, was Sie, Herr Köhler, ge-
sagt haben, daß sich wahrscheinlich kein Parla-
ment und vielleicht auch keine Regierung der west-
lichen Welt so intensiv mit dem Bericht „GLOBAL 
2000" an den Präsidenten auseinandergesetzt hat, 
wie es bei uns geschehen ist; aber wenn ich mir 
noch einmal vergegenwärtige, was heute im Laufe 
des Vormittags gesagt worden ist, dann wird zwar 
offenbar, daß hier alle Abgeordneten ungeheuer 
fleißig sind — es hat niemand etwas Dummes ge-
sagt, 

(Bindig [SPD]: Na, na!) 

vieles war technologisch-technokratisch sehr gut 
überlegt und aufgesetzt —, aber, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Debatte spiegelt doch im Grunde 
genau wider, daß die Jugend und andere Gruppen 
in unserer Bevölkerung mit ihren Ängsten recht 
haben. 

Der Evangelische Kirchentag, der im Juni in Düs-
seldorf stattfinden wird, hat das Motto: Die Erde ist 

des Herrn. Dort werden sich Hunderttausende der 
jungen Menschen und anderer Gruppen unserer 
Bevölkerung versammeln, und es werden vielleicht 
auch einige von uns dort sein und werden diesen 
Hunderttausenden klarzumachen versuchen, daß 
ihre Anliegen bei uns in den besten Händen sind. 
Wenn wir uns aber vergegenwärtigen, was sich hier 
in den letzten zweieinhalb Stunden abgespielt hat, 
können wir das glaubwürdig nicht vertreten, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! 

(Schwenninger [GRÜNE]: Sehr gut! — Zu-
stimmung bei der SPD und den GRÜNEN 
— Schwenninger [GRÜNE]: Ich bin ge-
spannt, was die Christen im Parlament da 

sagen!) 

— Ja, sehr richtig. 

Weltmodelle zu entwickeln ist kostspielig, sie 
nicht zu entwickeln noch kostspieliger. Das schrieb 
Karl Deutsch, der 1977 im Internationalen Institut 
für vergleichende Gesellschaftsforschung im Wis-
senschaftszentrum Berlin mit der Entwicklung des 
dortigen Globus-Modells begonnen hat. Jetzt ist die-
ses Modell so weit entwickelt — Herr Köhler, das 
sollten Sie einmal nachlesen, und das tun Sie, sorg-
fältig wie Sie sind, sicherlich auch —, daß einige 
vorläufige Ergebnisse vorliegen, beispielsweise 
dazu, wie sich, unterschiedliche prozentuale Steige-
rungsraten der Rüstungskosten zugrunde gelegt, 
die nationalen Haushalte und die Bedrohungspo-
tentiale in der Welt entwickeln, beispielsweise aber 
auch dazu, wie sich unterschiedliche Raten des Pro-
tektionismus bzw. seiner Eindämmung auf den 
Welthandel und damit auf die Probleme, vor denen 
wir alle stehen, auswirken. Deutlich zeigt sich auf 
Grund dieser Berechnungen, daß kurzfristige Pro-
blemlösungen immer längerfristig und manchmal 
auch ganz unvorhergesehene Folgen nach sich zie-
hen. Das trifft beispielsweise auf die dortige Ana-
lyse der Auswirkungen des Protektionismus zu. 

Heute beschäftigen uns die Stichworte: Rohstoff-
versorgung, Belastung der natürlichen Lebens-
grundlagen durch ausbeuterische Praktiken — da-
von war schon viel die Rede —, Verschuldung der 
Dritten Welt und, damit zusammenhängend, die 
Perversion, daß der Dollarkurs durch die Dollar-
nachfrage der Dritten Welt hochgehalten wird, daß 
also die höchstverschuldeten Länder ihr Unheil sel-
ber mitfinanzieren, Rüstungskosten und, damit zu-
sammenhängend, die Perversion, daß aus Ländern, 
in denen Hunger herrscht, Nahrungsmittel expor-
tiert werden, um damit Rüstungsgüter zu bezah-
len. 

(Schwenninger [GRÜNE]: 1983 8,6 Milliar-
den Rüstungsexport!) 

Dies alles sind Dinge, mit denen wir uns intensiver 
beschäftigen müssen. Davon war auch schon die 
Rede. 

Noch wichtiger aber als alle Analysen ist das, was 
der frühere niedersächsische Wissenschaftsmini-
ster Pestel, der auch am Club of Rome mitgearbei-
tet hat und der der CDU angehört, so ausdrückte: Es 
würde noch Jahrzehnte dauern, bis Politiker ihre 
Entscheidungen auf wissenschaftliche Erkennt- 
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Frau Dr. Martiny-Glotz 
nisse gründen und bereit sind, Katastrophen, die 
bei entsprechendem Handeln oder Nichthandeln 
erst in ferner Zukunft drohen, schon jetzt in ihren 
Entscheidungen mit zu berücksichtigen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Auf welche Wis

-

senschaft, ist immer die Frage!) 

— Herr Probst, wir haben heute abend noch Gele-
genheit, uns in Freising miteinander zu streiten. 
Lassen wir es doch jetzt hier. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach der Methode „Aussitzen" jedenfalls wird 
man noch Jahrhunderte brauchen, und so viel Zeit 
haben wir erst recht nicht. 

Eines allerdings sollte hier heute auch gesagt 
werden: Bescheidene Fortschritte werden auch bei 
uns gemacht. Beispielsweise halte ich die Enquete

-

Kommission zur Technikfolgenabschätzung für ei-
nen entscheidenden Fortschritt. Aber damit ist 
noch kein Handeln erzeugt. Die zentrale Aussage in 
„GLOBAL 2000" lautet: 

Wenn sich die gegenwärtigen Entwicklungs-
trends fortsetzen, wird die Welt im Jahr 2000 
noch übervölkerter, verschmutzter, ökologisch 
noch weniger stabil und für Störungen anfälli-
ger sein als die Welt, in der wir heute leben, es 
sei denn, die Nationen der Welt arbeiteten ent-
schlossen darauf hin, die gegenwärtigen Ent-
wicklungstrends zu verändern. 

Genau daran fehlt es. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Machen Sie doch 
mal bitte Vorschläge, Frau Kollegin!) 

Das „Globus-Modell" stellt dem einen vorsichti-
gen Optimismus entgegen, indem es dort nämlich 
heißt: „Die Katastrophe läßt sich vermeiden. Es 
muß nicht unter allen Umständen so kommen, daß 
die Menschheit in den nächsten 40 bis 70 Jahren an 
Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum, an der 
Erschöpfung der Nahrungs-, Energie- und Rohstoff-
quellen, der Umweltverschmutzung zugrunde geht." 
Allerdings darf man nicht die Hände in den Schoß 
legen, Herr Pinger. Die Menschen müssen handeln, 
etwas verändern, verbessern. — Das ist das Fazit, 
das Deutsch und Bremer vom Wissenschaftszen-
trum erarbeitet haben. Sie berücksichtigen in ih-
rem Modell nämlich etwas, was die anderen Mo-
delle bisher vernachlässigten, die politisch handeln-
den Menschen. Auf sie werden Hoffnungen gesetzt. 
Wir also, meine Damen und Herren, sind aufgeru-
fen. Wir sind diejenigen, die die Erkenntnisse auf-
greifen und in die Praxis umsetzen müssen. Wir 
Sozialdemokraten tun alles dazu, dieser Erwartung 
gerecht zu werden. Wir lernen um — spät zwar, wie 
manche meinen, aber doch stetig und mit Engage-
ment in der Tradition unserer 120jährigen Ge-
schichte. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bericht „GLOBAL 2000" bietet für eine große 
Zahl von Politikfeldern Ausblick und Handlungs-
stränge. Ich will mich hier auf einige wirtschaftspo-
litische Aspekte beschränken. 

Erstens. Wir fordern die Bundesregierung auf, die 
Informationsknäuel, die ständig mehr werden, auf-
zugreifen, zu bündeln und zu nutzen, dabei Rech-
nerkapazitäten zu nutzen, dieses „Globus-Modell" 
weiterentwickeln zu helfen und schleunigst in poli-
tisches Handeln umzusetzen. Was Herr Baum hier 
eben ausgeführt hat, war zwar alles sehr redlich, 
aber es reicht natürlich bei weitem nicht aus. Insbe-
sondere auf dem internationalen Feld sieht man ja, 
wie schwierig das ist, etwa bei den Problemen, die 
uns der Katalysator neulich bereitet hat. 

Zweitens. Wir fordern die Bundesregierung auf, 
den Handlungsspielraum bei der Aufsicht über 
multinationale Unternehmen auszuschöpfen und 
kreativ zu nutzen. Was sich im Wirtschaftsausschuß 
letzte Woche abgespielt hat, daß es nämlich nicht 
dazu gekommen ist, die Pflanzenbehandlungsmittel 
und deren Export restriktiver zu behandeln, stimmt 
mich nicht hoffnungsvoll. Ich meine, wir müssen 
hier ernstere Anstrengungen unternehmen. Herr 
Köhler hat das kurz angesprochen, aber er wird 
sich mit seinem kritischen Ansatz bei den Wirt-
schaftspolitikern nicht durchsetzen. Ich wünsche 
ihm alles Gute dabei. 

Dritte Forderung: Bei dem Import von Rohstoffen 
müssen die Interessen des exportierenden Landes 
stärker berücksichtigt werden. Wir müssen eine 
Reihe von Gesetzen und Verordnungen daraufhin 
durchforsten, um hier deutlich zu machen: unsere 
Verantwortung hört nicht an unseren nationalen 
Grenzen auf. 

Viertens. Wir müssen ein Gespür dafür entwik-
keln, daß die Zeit für kurzfristige nationale Wettbe-
werbsvorteile endgültig vorbei sein muß. Wir müs-
sen den Protektionismus bekämpfen. Der Wirt-
schaftsgipfel im Mai wird dem Herrn Bundeskanz-
ler und seinen Mitstreitern hinreichend Gelegen-
heit geben, hier etwas deutlich zu machen. Ich hof-
fe, er geht etwas weiter als beim letzten Wirt-
schaftsgipfel, der so ausgegangen ist wie das meiste 
bei Ihnen: Außer Spesen nichts gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Fünftens fordern wir die Bundesregierung auf, 
darüber nachzudenken und zu berichten, wie der 
Zielkonflikt zwischen traditionellem Wachstum 
und Umweltschutz bereits heute die internationalen 
Beziehungen belastet und wie innerstaatlich und 
auch zwischenstaatlich die sich aus diesem Zielkon-
flikt ergebenden Spannungen abgebaut werden 
können. Daraus müssen aber Handlungen erwach-
sen, nicht bloß Reden. 

Eine letzte Forderung. Wir fordern die Bundesre-
gierung auf, erstmalig im Herbst 1986 und dann alle 
zwei Jahre einen Fortschreibungsbericht über ihre 
Handlungen vorzulegen. Darin soll über Erfolg und 
Mißerfolg bei der Umsetzung der Erkenntnisse aus 
„GLOBAL 2000" in die Praxis berichtet werden. Ich 
hoffe, dieser Bericht wird inhaltsstark und weiter-
weisend sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schwen-
ninger [GRÜNE]) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Pohlmeier. 

Dr. Pohlmeier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Zeit ist jetzt sehr weit fort-
geschritten. Mir stehen nur noch fünf Minuten zur 
Verfügung. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Im Hinblick auf 
die Dritte Welt auch!) 

Ich wollte hier eigentlich zu dem letzten Teil des 
Bündels von Tagesordnungspunkten, nämlich zu 
der Nahrungsmittelhilfe der EG etwas sagen. Ich 
werde mich mit der Darstellung von ein paar mar-
kierten Punkten begnügen müssen. 

Mit dem Katastrophengemälde, das SPD und 
GRÜNE hier heute morgen vereint weitgehend ent-
wickelt haben, müßten wir uns intensiver auseinan-
dersetzen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das ist völlig 
aus der Luft gegriffen!) 

Ich möchte etwas aufgreifen, was Frau Martiny

-

Glotz hier gesagt hat: daß es auf die Menschen 
ankommt, daß es auf politisches Handeln ankommt. 
Dem kann man nur zustimmen. Verehrte Frau Kol-
legin, diese Bundesregierung handelt aber seit 
zweieinhalb Jahren. Das Thema der Umweltpolitik, 
das Thema der Entwicklungspolitik und die Sorge 
um die Dritte Welt gehören zu den Schwerpunkten 
der Politik dieser Bundesregierung. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Sehr richtig! — 
Schwenninger [GRÜNE]: 8,6 Milliarden 
DM Rüstungsexport gehören auch dazu!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte auf ein 
paar Aspekte, die seitens der deutschen auswärti-
gen Politik und des Auswärtigen Ausschusses dar-
zustellen sind, hier eingehen. Daß die Umweltpoli-
tik ein wichtiger Gegenstand internationaler Politik 
geworden ist, haben wir, wie ich glaube, alle begrif-
fen. Daß sie in Europa täglicher Verhandlungsge-
genstand geworden ist, daß hier eine tägliche prak-
tische Bewegung der Politik stattfindet — gewiß 
nicht immer sofort mit einem durchschlagenden Er-
folg, aber doch mit festen Zielmarkierungen; es sind 
schon wichtige Schritte getan worden —, haben wir 
gerade in dieser Woche im Deutschen Bundestag 
zur Kenntnis nehmen können. Es gibt auch in den 
Verhandlungen mit unseren östlichen Nachbarn 
durchaus ermutigende Ansätze, was die gemein-
same Sorge und auch gemeinsame Maßnahmen 
hinsichtlich des Schutzes der Umwelt anlagt. Genau 
dies — das hat die Rede des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dr. Köhler hier, glaube ich, gezeigt 
— ist ein fundamentales Ziel und wesentlicher In-
halt unserer Dritte-Welt-Politik. 

Darüber hinaus ist aber natürlich zu fordern, daß 
das Thema „Umwelt" — durchaus anknüpfend an 
„GLOBAL 2000" — vermehrt Gegenstand von Re-
gierungsverhandlungen wird, daß es wichtigster 
Gegenstand des Politikdialoges insbesondere mit 
Ländern der Dritten Welt wird und daß es auch — 
darin ist Ihnen, Frau Martiny-Glotz, zuzustimmen; 

Sie haben es gesagt — mehr und mehr in Gipfel-
dialoge und Gipfelkonferenzen Eingang findet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, nun noch ein paar 
Anmerkungen zur Nahrungsmittelhilfe der Euro-
päischen Gemeinschaft und der Bundesrepublik. 
Die Bundesregierung führt die Beschlüsse des 
Deutschen Bundestages vom Juni des vergangenen 
Jahres mit Konsequenz aus. 

(Brück [SPD]: Tatsächlich?) 

— Gewiß haben wir das Ziel, verehrter Herr Kol-
lege Brück, noch nicht voll erreicht. 

(Brück [SPD]: Eben!) 

Die drei Bereiche bei der Ernährungssicherung in 
der Dritten Welt — nämlich die unmittelbare Kata-
strophenhilfe, die Nahrungsmittelhilfe im eigentli-
chen Sinne und die Bemühungen, die Eigenproduk-
tion der Länder der Dritten Welt zu steigern — 
müssen miteinander verzahnt werden. Die Umset-
zung des Beschlusses des Deutschen Bundestages, 
daß Mittel für die Nahrungsmittelhilfe in Mittel für 
die ländliche Entwicklung umgewandelt werden 
können, wird von dieser Bundesregierung mit 
Nachdruck betrieben. Wir fordern, daß dies Allge-
meingut in der EG wird und daß die Kommission in 
Brüssel entsprechend handelt. Daß auf diesem Weg 
Erfolge zu erzielen sind, zeigen die vier Beispiellän-
der, Modelländer, die die EG ausgewählt hat, um 
Ernährungsstrategien in die Tat umzusetzen. Daß 
Erfolge in der Ernährungssicherung zu erzielen 
sind, wird uns in diesen Tagen gerade durch Indien 
bewußt gemacht, eines der schwierigsten, der bevöl-
kerungsstärksten Länder der Welt, das im letzten 
Erntejahr für seine 700 Millionen Menschen nicht 
nur die Getreideversorgung sicherstellen konnte, 
sondern das darüber hinaus auch Exporte tätigen 
konnte. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Natürlich steht dem die katastrophale Entwicklung 
in Afrika entgegen; aber was in asiatischen Län-
dern möglich gewesen ist, muß uns auch für Afrika 
gelingen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: So toll ist der in-
dische Weg nicht! Das wird sich in fünf bis 

sechs Jahren zeigen!) 

Die Bundesregierung wird ihre Nahrungshilfepo-
litik und ihre Strategien zur Ernährungssicherung 
in der Dritten Welt in enger Abstimmung mit der 
Europäischen Gemeinschaft so auszurichten haben, 
daß wir natürlich die unmittelbaren Anforderung 
aus der Katastrophenhilfe erfüllen können, und 
dazu gehören natürlich auch Nahrungsmittelvorrä-
te. Deswegen dürfen wir sicher nicht in den Fehler 
verfallen, die Überproduktion der EG und anderer 
Geberländer im Westen zu verurteilen und zu ver-
dammen; aber wir müssen verstärkt dafür sorgen, 
daß die Eigenproduktion in den Ländern der Drit-
ten Welt in Gang kommt. Die Bundesregierung ist 
auf diesem Weg, wir sollten ihr dafür dankbar sein, 
und Sie, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, sollten es auch anerkennen. 
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Dr. Pohlmeier 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Meine Damen und 
Herren! Ich spreche zu dem Thema des SPD-An-
trags „Friede mit der Natur". Ich glaube, daß die 
umweltpolitische Entwicklung der letzten Jahre bei 
einer unvoreingenommenen Betrachtung zumin-
dest folgendes zeigt. Die Politik, auch die Umwelt-
schutzpolitik war unfähig, bestimmte Entwicklun-
gen frühzeitig genug zu erkennen — dies zeigte sich 
besonders beim Waldsterben —, und es ist zweifel-
haft, ob sie mit der bisherigen Politik diese Ent-
wicklung auch verhindert, und es ist ebenso zweifel-
haft, ob in anderen Umweltbereichen nicht ebensol-
che Entwicklungen eintreten. 

Wir sehen zum zweiten, daß zwar die Probleme 
des eher harmlosen Schmutzes und Dreckes abge-
nommen haben, daß wir sie besser in den Griff 
bekommen, daß aber andere, weit gefährlichere 
Stoffe, giftige, gesundheitsschädigende Stoffe und 
vor allem krebserzeugende Substanzen verschärft 
auftreten und Mensch und Umwelt gefährden. 

Wir sehen drittens eine kaum wahrnehmbare 
schleichende Umweltzerstörung, die zugenommen 
hat, beispielsweise im Verlust der Pufferfunktion 
der Böden, in dem Verlust an Reinigungswirkung 
durch Überdüngung, Zubetonierung und Versiege-
lung. Wir sehen aber auch Gefahren, über deren 
Konsequenzen wir heute noch gar nicht alles wis-
sen, durch die Veränderung der Ozonschicht, durch 
die Erwärmung der Erde oder durch die zuneh-
mende Bodenerosion. 

Meine Damen und Herren, wenn wir die Umwelt-
entwicklung der letzten Jahre genau sehen, müssen 
wir heute begreifen, daß wir grundlegende wirt-
schaftspolitische und gesellschaftspolitische Wei-
chenstellungen machen müssen, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: „Gesellschaftspoli

-

tische"!) 

und dies sowohl aus sozialen als auch aus ökologi-
schen Gründen. 

Wir stellen bei einer Bestandsaufnahme fest: Er-
stens. Die vorherrschende umweltpolitische Philo-
sophie, eingetretene Schäden nachträglich, d. h. erst 
am Ende der Prozesse, durch technische Maßnah-
men zu beseitigen bzw. durch Auflagen an Umwelt-
verschmutzer und Festlegung von Belastungsgrenz-
werten die Umweltzerstörung insgesamt in den 
Griff zu bekommen, reicht nicht aus. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie haben aber 
eine alte Philosophie!) 

— Wenn ich sage, wir stellen heute fest, heißt das 
auch, daß auch die SPD Lernprozesse gemacht hat. 
Nun fangen Sie doch hier nicht ständig mit Ihren 
Kindergartenspielen an! 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Das gilt auch für Sie. Ich kenne viele GRÜNE, die 
1970 beispielsweise Umweltpolitik noch als Spinne-
rei angesehen haben. So einfach ist das nicht. 

Wir müssen heute feststellen, daß wir trotz der 
Schwächen und trotz des Vollzugsdefizits der bishe-
rigen Umweltschutzgesetzgebung nicht weiter Um-
weltpolitik nur nachsorgend begreifen dürfen, 

(Zustimmung des Abg. Dr. Vogel [SPD] — 
Dr.  Probst [CDU/CSU]: Richtig!) 

sondern wir müssen begreifen: Wenn wir den Wett-
lauf mit der Umweltzerstörung nicht verlieren wol-
len, müssen wir zu einer vorsorgenden, einer vor-
ausschauenden, einer in den Wirtschaftsprozeß ein-
bezogenen Umweltpolitik kommen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Ganz neue Er-
kenntnis!) 

Zweitens. Wir stellen fest, daß wir Umwelt nicht 
mehr nur medial sehen können. Wir können die 
Umwelt nicht mehr in Wasser, Luft, Boden auftei-
len, sondern wir müssen die Natur endlich als ein 
ökologisch vernetztes Regelwerk begreifen, ein 
Kreislaufsystem, in das man nicht einfach eingrei-
fen kann oder, was wir heute sehr oft tun, in dem 
wir die Probleme nicht von heute auf die Zukunft 
verlagern können. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Sehr rich-
tig!) 

Das geht auch nicht. 

Wir müssen drittens begreifen, daß wir mit der 
weitgehenden Fixierung auf quantitatives Wachs

-turn durch unsere Wirtschaftspolitik weder die Sta-
bilisierung der Umwelt noch die Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit erreichen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Hier ist ein doppelter Ansatz: Sowohl aus sozialen 
als auch aus ökologischen Gründen sind wir ge-
zwungen umzudenken. Wir wissen auch, daß wir 
das nicht nur mit technischen Mitteln in den Griff 
bekommen können. Wir wissen, daß wir insgesamt 
umweltgerechter wirtschaften müssen, daß wir be-
wußter leben müssen und daß wir vor allem solida-
rischer mit uns, aber auch mit der Zukunft umge-
hen müssen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das bedeutet: Umwelt darf eben nicht mehr wie 
bisher sozusagen ein Teil neben anderen Teilen in 
der Politik sein, vielmehr muß Umweltpolitik zu 
einem zentralen Bereich der Gestaltung bei unse-
rem Handeln insgesamt werden. 

(Beifall bei der SPD — Schwenninger 
[GRÜNE]: Deswegen wollten wir einen 
Umweltausschuß! Aber er wurde vom Bun-

destag abgelehnt!) 

Umweltpolitik muß für die Sozialdemokraten den-
selben Zielwert haben wie beispielsweise Beschäfti-
gung, wie soziale Gerechtigkeit. Wenn man sich die 
heutige Politik der Bundesregierung anguckt, die 
auf dem Gebiet der sozialen Gerechtigkeit, auf dem 
Gebiet der Beschäftigungspolitik versagt, dann er-
scheint es auch logisch, daß sie auf dem Gebiet der 
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Umweltpolitik, der ökologischen Sicherung versa-
gen wird. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Wir wollen eine ganze Reihe von grundlegenden 
Änderungen. Das betrifft die Landwirtschaft, die 
die umweltpolitischen Ziele nicht in den Griff be-
kommt. Das betrifft die Verkehrspolitik; denn ei-
gentlich gehen wir immer noch nur von dem Gedan-
ken aus, den Zuwachs etwas zu minimieren. Nein, 
wir wollen den Verkehr mehr auf die Schiene verla-
gern, wir wollen mehr für den ÖPNV tun, und wir 
wollen auch mehr für das Fahrrad tun, auch wenn 
das von Ihnen verlacht wird. Das sind wichtige An-
sätze, um zur Stadtökologie zurückzufinden. 

Wir wollen beispielsweise ein anderes Energie-
wirtschaftsgesetz. Es darf eben nicht mehr nur der 
Stromzuwachs prämiert werden. Wir wollen viel-
mehr umweltbewußtes Verhalten fördern. Wir wol-
len insgesamt Wirtschaft mehr unter Kreislaufge-
sichtspunkten begreifen. 

Wenn wir umdrehen, wenn wir das Vorsorgeprin-
zip in der Zukunft in den Mittelpunkt stellen, be-
deutet das auch, daß wir die Beweislast für die Um-
weltunschädlichkeit von Produkten in den Mittel-
punkt stellen müssen. Das heißt dann auch, daß wir 
eine Abkehr vom Verdünnungsprinzip vornehmen 
müssen. Das bedeutet dann auch, daß wir die End-
lichkeit in unser politisches Denken und Handeln 
einbeziehen müssen. Das bedeutet heute beispiels-
weise, daß es uns wichtiger ist, den Wald zu retten 
als das Hochgeschwindigkeitsauto. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir wollen eine systematische, schrittweise und 
klar nachvollziehbare Zurückdrängung der Schad-
stoffe. Dazu brauchen wir beispielsweise auch For-
men ökologischer Buchhaltung. Es geht nicht 
mehr, daß wir unsere gesamten wirtschaftlichen 
Prozesse mehr oder weniger nur in quantitativen 
Preiszuwächsen sehen. Wir brauchen ökologische 
Buchhaltung auf Unternehmensebene. Wir brau-
chen vor allem eine Integration von Umweltaspek-
ten in die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung. 
Dazu gehören auch Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen. Dazu gehören auch Ökopässe und andere Vor-
schläge mehr, die in der letzten Zeit unterbreitet 
worden sind. 

Meine Damen und Herren, die SPD hat ein „Son-
dervermögen Arbeit und Umwelt" vorgeschlagen. 
Es ist richtig, daß dieses Sondervermögen in erster 
Linie auf die Reparatur eingetretener Schäden aus-
gerichtet ist. Aber es ist falsch, zu behaupten, das 
sei eine Abkehr vom Verursacherprinzip; denn bei 
einem Großteil der eingetretenen Schäden ist in der 
Tat nicht mehr feststellbar, wer sie verursacht hat. 
Um so wichtiger ist es aber, nicht nur über Umwelt-
schäden zu reden, sondern zu handeln. Dazu dient 
dieser Ansatzpunkt. 

Wir wissen aber auch, daß wir zukünftig sehr viel 
mehr für die Qualifizierung des Wachstumsziels tun 
müssen. Das bedeutet die Einbeziehung der Um-
weltstabilität in den Zielkatalog der Wirtschaftspo

-

litik. Das heißt aber auch, daß wir umweltgerechte 
Strukturen schaffen wollen. Wir stehen insoweit vor 
einer zentralen Jahrhundertaufgabe. Aber es wäre 
falsch, in Pessimismus zu verfallen. 

(Richtig! bei der SPD) 

Eine nüchterne Bestandsaufnahme ist keine 
Schwarzmalerei, sondern ist gerade die Vorausset-
zung, um die Kraft und die Kreativität zu entfalten, 
die erforderlich sind, um die Probleme lösen zu kön-
nen. Alles andere ist Verharmlosung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will in dem Zusammenhang auch ein paar 
Sätze zu dem Antrag der GRÜNEN sagen und die 
Haltung der SPD dazu begründen. 

Die GRÜNEN haben hier im Deutschen Bundes-
tag immer wieder zu Recht darauf hingewiesen, daß 
wir umdenken müssen, daß wir so, wie wir bisher 
miteinander umgehen, nicht mehr weitermachen 
dürfen, daß wir bewußter miteinander leben müs-
sen und in der Tat auch solidarischere Formen ent-
wickeln müssen. Ich will Ihnen aber klar sagen, daß 
zwischen diesem Anspruch und mancher Ihrer poli-
tischen Praktiken ein Mißverhältnis besteht. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
den GRÜNEN) 

Um es ganz klar zu sagen: Ich halte es für unmög-
lich, einen solchen Antrag den Fraktionen nur 18 
Stunden vorher zur Verfügung zu stellen. Dies ist 
ein unmöglicher politischer Stil, der wirklich nicht 
einreißen sollte. Denn er widerspricht genau dem 
Ziel eines sorgfältigeren und solidarischeren Um-
gangs miteinander. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es scheint uns, daß in 
dem Antrag der GRÜNEN eine Reihe von Wider-
sprüchen sind. Gleichwohl unterstreichen auch wir 
beispielsweise die Punkte München und Busch-
haus. Was heißt es beispielsweise, wenn die Bun-
desregierung aufgefordert wird, bei den Saarberg-
werken dafür zu sorgen, daß die Altkraftwerke Fen-
ne II und Barbara I und II umgehend stillgelegt 
werden? Das bedeutet doch, daß sie dann auf Atom-
energie aus Frankreich oder vom RWE angewiesen 
sind. Was bedeutet es sonst in der Konsequenz? 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das ist 
doch Quatsch! Das wissen Sie doch sel

-

ber!) 

Hier ist Ihr Antrag schlicht nicht durchdacht. Sehr 
viel sinnvoller ist es, den Ansatz, den auch die SPD 
im Saarland hat und der auch im Regierungspro-
gramm von Oskar Lafontaine enthalten sein wird, 
zu übernehmen, nämlich diese Kraftwerke ökolo-
gisch so schnell wie möglich nachzurüsten und zu 
modernisieren. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Müller [Bre

-

men] [GRÜNE]: Genau das wird von uns 
gefordert!) 

Das, aber nicht Aussteigerpolitik ist in dem Punkt 
der richtige Ansatz. 
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Meine Damen und Herren, dieser Antrag ist so-

wohl vom Stil als auch von der darin enthaltenen 
Widersprüchlichkeit her für uns nicht behandlungs-
fähig. Daher werden wir uns bei der Abstimmung 
über diesen Antrag der Stimme enthalten. 

Die SPD-Bundestagsfraktion gibt folgende Erklä-
rung zur Abstimmung ab: Erstens. Die SPD-Bun-
destagsfraktion bekräftigt den vom Deutschen Bun-
destag zum Kraftwerk Buschhaus in der Entschlie-
ßung vom 28. Juni 1984 einmütig eingenommenen 
Standpunkt. 

Zweitens. Die SPD-Bundestagsfraktion bedauert, 
daß die Mehrheit des Deutschen Bundestages diese 
Entschließung in der Sondersitzung vom 31. Juli 
1984 aufgehoben hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Leider!) 

Drittens. Die SPD-Bundestagsfraktion muß mit 
Bedauern feststellen, daß die niedersächsische Lan-
desregierung mit Unterstützung der Bundesregie-
rung nach der Mehrheitsentscheidung der Koali-
tion vom 31. Juli 1984 Tatsachen geschaffen hat, die 
durch eine neue Entschließung des Bundestages 
nicht mehr rückgängig gemacht werden können. 

An parlamentarischen Initiativen, die dies miß-
achten, wirkt die SPD-Bundestagsfraktion nicht mit 
und gibt dem durch Stimmenthaltung Ausdruck. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, dieser politische Stil 
— das will ich noch hinzufügen — ist allerdings 
noch schlimmer als der der GRÜNEN. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben in dieser Debatte, 
der nicht weniger als zwölf verschiedene Druck-
sachen zugrunde lagen, eine Reihe von sehr kom-
plexen Themen — wahrscheinlich unzulänglich — 
debattiert. Aber wir führen die Debatte über diese 
Themen heute ja nicht zum ersten Mal und mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit auch nicht zum letzten Mal. 
Die Frau Kollegin Martiny hat bestätigt, daß 
Staatssekretär Köhler wohl recht hatte mit seinem 
Hinweis, daß es vermutlich kein Parlament — und 
vielleicht auch keine Regierung — gibt, das sich mit 
den hier zur Debatte stehenden Themen ähnlich 
gründlich und ähnlich regelmäßig auseinandersetzt 
wie dieses. Das beweist im übrigen natürlich nicht, 
daß wir die zur Debatte stehenden Probleme auch 
gelöst oder daß wir genug getan hätten, was die 
Bewältigung dieser Probleme angeht. Aber ich den-
ke, es disqualifiziert immerhin den Vorwurf der Un-
tätigkeit, den wir uns im Sinne konkreter Problem-
bewältigung für die Zukunft wechselseitig ersparen 
sollten. 

(Zuruf von der SPD: Zwischen Reden und 
Tun ist ein Unterschied!) 

Der Kollege Schanz hat in seinem frühen Bei-
trag gegen halb zehn gemeint, die Zeit der Schau-
kämpfe sei nun vorbei. Zu diesem Zeitpunkt konnte 

er den weiteren Debattenverlauf noch nicht ken-
nen. Schön wär's ja gewesen! Aber vorbei ist inzwi-
schen längst — erfreulicherweise — die Zeit der 
Problemverdrängung, die Zeit der Verharmlosung. 
Deswegen müßte auch, so denke ich, die Zeit der 
Panikmache, die Zeit der leidenschaftlichen Re-
signation vorbei sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn die durchaus begründete Leidenschaft für 
diese Probleme rechtfertigt eben nicht die gelegent-
lich erschreckende Resignation, mit der mit missio-
narischem Eifer manchmal zu Protokoll gegeben 
wird, daß daran wohl auch gar nichts zu machen 
sei. 

Meine Damen und Herren, die von den GRÜNEN 
immer wieder vorgetragene Forderung nach Ab-
kehr von den Strukturen dieser Gesellschaftsord-
nung, der romantische Abschied von der Industrie-
gesellschaft, die dogmatische Absage an Wachstum 
und das grundsätzliche Mißtrauen gegen Wettbe-
werb lösen keines der noch ausstehenden und offe-
nen Probleme. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Dieser Indu-
striegesellschaft!) 

Sie macht vielmehr diese Probleme vollends unlös-
bar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Müller [Bremen] [GRÜNE]: Nun sagen 
Sie nicht, daß Sie der Aufklärung verpflich-

tet wären!) 

Wenn wir den höchst großzügigen, leider aber eben 
auch höchst experimentellen Vorschlägen der GRÜ-
NEN zur Reorganisation der Wirtschaft zunächst in 
unserer eigenen Volkswirtschaft folgen würden, 
dann wären wir schon in allerkürzester Zeit über-
haupt nicht mehr in der Lage, Entwicklungshilfe zu 
leisten, weil wir selber in der Kategorie der Länder 
wären, über deren Problembewältigung wir heute 
reden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Deswegen müssen Sie schon Verständnis für un-
sere zugegebenermaßen ausgeprägte Zurückhal-
tung aufbringen, das, was Sie für eine Konzeption 
halten, entwicklungsbedürftigen Ländern zum Im-
port anzubieten. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Da wird 
jedes Prozent Ihres illusionären Auf-
schwungs in Entwicklungshilfe umge-

münzt werden!) 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 
eine Anmerkung unterbringen. Angesichts des fun-
damentalen Mißtrauens, das die GRÜNEN gegen-
über jeder Art von Zahlen, Statistiken und Doku-
menten, die aus den Vereinigten Staaten zu uns 
kommen, üblicherweise an den Tag legen, wo die 
Zahlen in der Regel schon bestritten werden, bevor 
sie überhaupt vorgetragen werden konnten, ist doch 
besonders bemerkenswert, daß ausgerechnet eine 
Studie wie „GLOBAL 2000" als offizielles Dokument 
einer amerikanischen Regierung mit im übrigen 
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durchaus auch nicht unumstrittenen wissenschaft-
lichen Annahmen, Projektionen und Simulationen 
von den GRÜNEN geradezu zum ökologischen Ka-
techismus des ausgehenden 20. Jahrhunderts er-
klärt werden konnte. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Nicht von 
den GRÜNEN, sondern von den Käufern! 

Kennen Sie die Auflage?) 

Meine Damen und Herren, die CDU stimmt den 
Empfehlungen der federführenden Ausschüsse zu. 
Wir lehnen den Entschließungsantrag der GRÜ-
NEN ab. Wir sind bereit, der Bitte der SPD zu fol-
gen, ihren heute morgen vorgelegten neuen Ent-
schließungsantrag an die Ausschüsse für eine wei-
tere Beratung mit dem Ziel einer hoffentlich über-
einstimmenden Entscheidung zu überweisen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zu einer Reihe von Überweisungen 
und Abstimmungen. Für den Entschließungsantrag 
der SPD auf Drucksache 10/3089 zum Punkt 20a der 
Tagesordnung wird Überweisung an den Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit vorgeschlagen. 
Sind Sie damit einverstanden? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Zum Punkt 20b der Tagesordnung schlägt der Äl-
testenrat vor, den Antrag auf Drucksache 10/2359 
zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
Forschung und Technologie und zur Mitberatung 
an den Auswärtigen Ausschuß, den Innenausschuß, 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und den Ausschuß für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit zu überweisen. Gibt es anderweitige 
Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Punk-
te 20c bis 20e der Tagesordnung. 

Wer der Beschlußempfehlung des Innenaus-
schusses auf Drucksache 10/2526 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Dann ist die Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses bei einer Reihe von Enthaltungen mit Mehrheit 
angenommen. 

Zum Punkt 20d der Tagesordnung, der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Forschung und 
Technologie zu den Konsequenzen aus dem Bericht 
„GLOBAL 2000" liegt ein Änderungsantrag der 
Fraktion der GRÜNEN auf Drucksache 10/3106 vor. 
Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag ab-
stimmen. 

Die Fraktion der GRÜNEN wünscht eine ge-
trennte Abstimmung über die Abschnitte A und B 
ihres Änderungsanstrages. Die Fraktion der SPD 
hat mir mitgeteilt, daß sie eine gesonderte Abstim-
mung im Sinne unserer Geschäftsordnung über den 
letzten Absatz des Abschnitts A der Drucksache 
10/3106 wünscht, also über den Absatz, der beginnt 

mit: „Die Bundesregierung wird aufgefordert, im 
Rahmen ihrer Mehrheitsbeteiligung an der Saar-
berg Werke AG darauf hinzuwirken, ...". Ich stelle 
also zunächst den Abschnitt A des Änderungsan-
trags einschließlich des ersten Absatzes auf der 
Seite 3 oben zur Abstimmung, dann den zweiten 
Absatz auf Seite 3 „Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, ...", dann den Abschnitt B. Wir haben 
also drei Abstimmungen. 

Wer dem Abschnitt A bis Seite 3 oben, erster Ab-
satz seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Danke schön. Wer stimmt 
dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Dann 
ist dieser Teil des Antrags mit Mehrheit abgelehnt 
bei einer größeren Anzahl von Enthaltungen. 

Wir kommen zum zweiten Absatz auf Seite 3 — 
Stichwort: Saarberg Werke AG —. Wer diesem Ab-
satz des Änderungsantrags seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Dann ist dieser Absatz mit 
großer Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ab-
schnitt B des Änderungsantrags. Wer diesem Ab-
schnitt seine Zustimmung geben will, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann ist dieser Abschnitt B mit 
großer Mehrheit abgelehnt worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Forschung 
und Technologie auf Drucksache 10/2377. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen'? — Enthaltungen? — 
Dann  ist diese Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses mit Mehrheit angenommen worden. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 20e. 
Zur Abstimmung steht die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
auf Drucksache 10/2742. Wer ihr zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Dann ist diese Beschlußemp-
fehlung einstimmig angenommen worden. 

(Zurufe) 

— Entschuldigung, ich habe nicht nach den Enthal-
tungen gefragt. Wer will sich enthalten? — 

(Zurufe von der SPD [zu den GRÜNEN]: 
Zweimal abstimmen geht nicht!) 

— Meine Damen und Herren, es ist uns allen schon 
einmal passiert, daß man nicht genau aufgepaßt 
hat. Ich stelle fest, daß die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
auf Drucksache 10/2742 mit Mehrheit bei einer An-
zahl von Enthaltungen angenommen worden ist. 

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung der steuerlichen Förderung 
selbstgenutzten Wohneigentums 
— Drucksache 10/2404 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
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Ausschuß fur Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Aussprache 60 Mi-
nuten vorgesehen. Ich gestehe: Das ist ein bißchen 
lang, wenn ich den voraussichtlichen Schluß der 
Sitzung betrachte. Aber ich sehe bis jetzt keinen 
Widerspruch außer meinem eigenen, und der ist in 
dieser Frage leider nicht maßgebend. — Es ist also 
so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache. Das Wort hat der Abgeordnete Huon-
ker. 

(Unruhe) 

— Ich bitte diejenigen, die an dieser Debatte nicht 
teilzunehmen wünschen, den Raum in Ruhe zu ver-
lassen. 

Herr Huonker, bitte schön. 

(Anhaltende Unruhe) 

— Darf ich noch einmal bitten, daß diejenigen, die 
nicht an dieser Debatte teilzunehmen wünschen, 
nun den Saal in Ruhe verlassen. 

Huonker (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die För-
derung selbstgenutzten Wohneigentums zugunsten 
jener Bevölkerungskreise zu verbessern, die ohne 
eine verstärkte Förderung auf Grund ihrer kleine-
ren und mittleren Einkommen Wohneigentum nicht 
oder nur sehr schwer erwerben können. 

Einen ersten Erfolg haben wir mit unserem Ge-
setzentwurf bereits erzielt. Denn unter dem Druck 
der heutigen ersten Lesung dieses Gesetzentwurfs 
hat die Bundesregierung schließlich ihre neunmo-
natige Entscheidungsunfähigkeit überwunden und 
am letzten Mittwoch einen entsprechenden Kabi-
nettsbeschluß gefaßt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist ja lä

-

cherlich, was Sie da erzählen!) 

Der Bundesbauminister hat recht, wenn er selber 
zu dem Kabinettsbeschluß erklärt, daß nunmehr 
endlich — ich zitiere — „Klarheit für die Bauwilli-
gen" geschaffen worden ist. Das heißt, der Attentis-
mus, den die Bundesregierung monatelang erzeugt 
hat, ist damit zu Ende. Dies ist positiv. 

Die mit diesem Gesetzentwurf angestrebte 
grundlegende Verbesserung der staatlichen Förde-
rung entspricht in ihren grundlegenden Teilen For-
derungen, die wir Sozialdemokraten seit vielen Jah-
ren erhoben haben, die aber in der sozialliberalen 
Koalition am FDP-Koalitionspartner gescheitert 
sind, von der Mehrheit der CDU/CSU im Bundesrat 
ganz zu schweigen. 

Professor Tipke, ein gewiß gleichmacherischer 
Vorstellungen völlig unverdächtiger Finanzwissen-
schaftler, nennt das heutige Fördersystem des § 7b 
— ich zitiere — eine „Perversion der Gerechtigkeit". 
Und natürlich hat er recht, weil derjenige viel be-
kommt, der viel verdient und deswegen steuerliche 
Förderung beim Erwerb von Wohneigentum gar 

nicht bräuchte, und derjenige, der wenig verdient, 
also darauf angewiesen ist, wenig erhält. 

Der Gesetzentwurf sieht im einzelnen vor: 

Erstens: Die Nutzungswertbesteuerung wird ab-
geschafft. Wir sind also für die Privatgutlösung. 

Zweitens: Die mit steigendem Einkommen stär-
ker entlastende erhöhte Abschreibung nach § 7 b 
wird durch einen einkommensunabhängigen Ei-
genheimabzugsbetrag ersetzt. Dieser Eigenheimab-
zugsbetrag beträgt im Jahr der Herstellung 3 %, 
und zwar begrenzt auf Kosten, einschließlich 
Grundstückskosten, von 225 000 DM, in den näch-
sten vier Jahren 2,5 %, in den weiteren vier Jahren 
2 %. Durch den 3%igen Abzugbetrag im Jahr der 
Herstellung oder Anschaffung wird der Tatsache 
Rechnung getragen, daß in dieser Phase die Auf-
wendungen des Bauherrn besonders hoch sind. 
Durch die Einbeziehung der Grundstückskosten in 
die Bemessungsgrundlage wird der Tatsache Rech-
nung getragen, daß die Bodenpreise vielfach ein 
entscheidendes Hindernis beim Erwerb von Wohn-
eigentum sind. Da der Eigenheimabzugsbetrag jetzt 
natürlich kein Abschreibungstatbestand mehr ist, 
stehen der Einbeziehung der Grundstückskosten 
steuersystematische Gründe nicht entgegen. Das 
gilt im übrigen auch für die Lösung, die die Bundes-
regierung vorschlägt. 

Beim Erwerb aus dem Bestand beträgt die Förde-
rung zwei Drittel der Neubauförderung. 

Das Baukindergeld wird auf das erste Kind aus-
gedehnt und auf 1 200 DM verdoppelt. 

Übersteigt der Eigenheimabzugsbetrag zuzüglich 
des Baukindergelds die Steuerschuld, so wird der 
überschießende Betrag vom Finanzamt ausbezahlt. 
Übrigens: Ähnliches will die Bundesregierung jetzt 
mit ihrem Zusatzkindergeld im Rahmen der ange-
strebten Neuregelung des Familienlastenausgleichs 
machen. Die Polemik gegen unsere Lösung unter 
dem Stichwort „Negativsteuer" wird deshalb von 
der Bundesregierung durch ihr eigenes Vorhaben 
ad absurdum geführt. 

(Beifall bei der SPD) 

Mehrere Personen, die gemeinsam Wohneigen-
tum herstellen oder anschaffen und es selbst be-
wohnen, sollen in Zukunft ihre Eigenheimabzugs-
beträge kumulieren können. Die berücksichti-
gungsfähigen Kosten werden bei Ausnutzung die-
ses Wahlrechts entsprechend der oben dargestell-
ten Differenzierung der Förderung zwischen Neu-
bau und Erwerb beim Neubau um 50 000 DM je Per-
son und beim Bestandserwerb um 35 000 DM je 
Person ermäßigt. 

Mit dieser Kumulationsmöglichkeit wird das Ziel 
erreicht, vor allem Ehepaare, die erstmals Wohnei-
gentum erwerben, und Mehrgenerationenhaushalte 
gegenüber jenen Haushalten stärker zu fördern, die 
als sogenannte „Umsteiger" Wohneigentum schon 
haben und das zweite Wohneigentum in der Regel 
zumindest teilweise durch den Erlös aus dem Ver-
kauf des ersten — staatlich geförderten — Wohnei-
gentums finanzieren können oder die eine Zweit-
wohnung erwerben. Eine Übermaßförderung ist 
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ausgeschlossen, da die kumulierten begünstigungs-
fähigen Kosten die Gesamtkosten des Objekts na-
türlich nicht übersteigen dürfen. 

Mitglieder von Wohnungsbaugenossenschaften, 
die eine Genossenschaftswohnung selber bewohnen 
und hierfür Finanzaufwendungen von mehr als 
10 000 DM erbringen, sollen in die Förderung einbe-
zogen werden. 

Der Gesetzentwurf beruht auf der Erwägung, daß 
die Förderung selbstgenutzten Wohneigentums 
ganz unbestreitbar eine Subvention ist. Öffentliche 
Subventionen müssen sich ja bekanntlich daran 
messen lassen, ob sie das damit anvisierte Ziel er-
reichen. Ziel der Förderung selbstgenutzten Wohn-
eigentums ist es, den Bürgern, die Wohneigentum 
auf Grund ihrer Einkommensverhältnisse nicht 
oder nur sehr schwer erwerben können, zu helfen 
und damit zugleich die Wohneigentumsquote zu er-
höhen. Hinzu kommt natürlich eine Verbesserung 
der Verteilungsgerechtigkeit auf diesem Gebiet. 

Die Finanzierung dieses Gesetzentwurfs ist ge-
nau durchgerechnet. Ich nenne hier nur Stichworte: 
Kappung des besonders hohen Steuervorteils für 
Spitzenverdiener; Wegfall der Werbungskosten in 
der Bauphase, die ebenfalls die Bezieher hoher Ein-
kommen besonders begünstigen; Differenzierung 
zwischen Neubau und Erwerb; Einschränkung der 
Förderung der selbstgenutzten Wohnungen in Zwei- 
und Mehrfamilienhäusern. 

Natürlich werden alsbald die Redner der CDU/ 
CSU — und das haben die Diskussionen mit dem 
Bundesbauminister in den letzten Wochen ergeben 
— sagen, daß der Gesetzentwurf gegenüber dem 
geltenden Recht — mit und ohne Berücksichtigung 
des Sonderprogramms — Steuerausfälle in Milliar-
denhöhe zur Folge hätte. Hierzu jetzt nur so viel — 
die  Debatte werden wir sehr sorgfältig in den Aus-
schußberatungen führen —: Ganz ohne Zweifel hat 
sich beim Entwurf der Bundesregierung der Bun-
desfinanzminister reich- und den Bauminister arm-
gerechnet. Der Bauminister wurde übers Ohr hal-
biert. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies gilt z. B. für den gesamten Einsparungsbereich 
beim § 7 EStG. 

Das gilt natürlich auch bei der von der Bundesre-
gierung unterstellten Kostenhöhe, beim Neubau im 
Durchschnitt 240 000 DM, beim Erwerb aus dem Be-
stand 200 000 DM. Ich habe angesichts dieser Zah-
len, Herr Staatssekretär Häfele, den Eindruck, daß 
die Bundesregierung nicht einmal in der Lage ist, 
die Immobilienanzeigen in den Tageszeitungen zu 
lesen. Selbst wenn Sie nur den Bonner „General

-

Anzeiger" läsen und keine andere Zeitung, müßten 
Sie feststellen, daß auch im Bereich von Großstäd-
ten die Durchschnittswerte, die Sie unterstellen, mit 
der Realität auf dem heutigen Immobilienmarkt 
nichts zu tun haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Die hohe Treffgenauigkeit unseres Gesetzent-
wurfs, gemessen an den zwischen den Parteien zu-
mindest verbal unumstrittenen Zielen, wird deut

-

lich, wenn man den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung näher betrachtet. 

Erstens. Ich sagte schon: Der heutige § 7 b ist eine 
Perversion der Gerechtigkeit. Dieses Prinzip der 
Perversion der Gerechtigkeit wird im Gesetzent-
wurf der Bundesregierung voll übernommen. — 
Aber,  wie gesagt, über das Thema Verteilungsge-
rechtigkeit heute im Deutschen Bundestag mit der 
Bundesregierung und der Koalition zu diskutieren, 
lohnt sich nicht. Das werden wir bei anderen Gele-
genheiten wirksamer nachholen. 

Zweitens. Hauptpunkt des Regierungsentwurfs 
ist die Erhöhung der berücksichtigungsfähigen Ko-
sten, nämlich eine Erhöhung des Höchstbetrages 
der reinen Bau- und Anschaffungskosten, also ohne 
die Kosten für Grund und Boden, auf 300 000 DM. 
Das heißt, das heute geltende System, wonach der-
jenige viel Subventionen bekommt, der viel ver-
dient, sich also Wohneigentum ohne jedwede staat-
liche Förderung leisten kann, bleibt aufrechterhal-
ten. Und durch die Ausdehnung der berücksichti-
gungsfähigen Kosten wird natürlich die Perversion 
der Gerechtigkeit noch verstärkt; die Fehlleitung 
von Subventionsmitteln wird damit ebenfalls ver-
stärkt. 

Ich will das in Zahlen sagen: Heute erzielt ein 
Spitzenverdiener über den § 7 b eine maximale 
Steuerersparnis von 44 800 DM. Nach dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung soll er künftig 67 200 
DM erhalten, also 22 400 DM mehr. Die breite 
Schicht der Bezieher durchschnittlicher Einkom-
men — und rund 50 % aller Arbeitnehmer sind noch 
in der Proportionalzone mit einem Steuersatz von 
22 °A) — erhält heute einen Steuervorteil von 17 600 
DM. Künftig wäre das nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung ein Vorteil von 26 400 DM, aber 
das nur dann, wenn sie die neuen Höchstbeträge, 
Herr Staatssekretär Häfele, überhaupt ausschöpfen 
könnten. 

(Dr. Spöri [SPD]: Da liegt der Hund!) 

Aber dies können sie schon auf Grund ihrer Ein-
kommensverhältnisse nicht. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie verges

-

sen die 40 000 DM Direktförderung! — 
Dr.  Spöri [SPD]: Hören Sie zu. Da lernen 

Sie etwas, Herr Kansy!) 

— Darauf komme ich zurück. Werden Sie nicht ner-
vös. Diesen Trick werde ich gleich entlarven, geben 
Sie mir noch zwei Minuten Zeit, dann komme ich zu 
diesem Thema. 

Hinter der regierungsamtlichen Semantik, die da 
so schön lautet: Heute kann man acht Jahre lang 
10 000 DM bei der Steuer abschreiben, und in Zu-
kunft kann man dann 8 Jahre 15 000 DM absetzen, 
verbirgt sich die Tatsache — ich sage das noch ein-
mal — , daß nur derjenige von der Erhöhung der 
Höchstgrenze etwas hat, der an reinen Anschaf-
fungs- bzw. Herstellungskosten 300 000 DM finan-
zieren kann und dazu noch die Kosten für Grund 
und Boden und die weiteren Kosten im Zusammen-
hang mit dem Erwerb von Wohneigentum, die im 
Schnitt mit 30 000 DM zu berechnen sind. 
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Dies heißt im Klartext: Ausschöpfen kann also 

die im Regierungsentwurf vorgesehene Höchst-
grenze von 300 000 DM nur derjenige, der ein Wohn-
eigentumsobjekt im Werte von 400 000 DM finanzie-
ren kann. Dies sind natürlich nicht jene Bevölke-
rungskreise, die sich heute aus finanziellen Grün-
den Wohneigentum nicht leisten können. Wer sich 
mit dem Erwerb von Wohneigentum aus finanziel-
len Gründen heute schwertut und deshalb gar nicht 
daran denken kann, für sein Wohneigentum mehr 
als 200 000 DM an reinen Baukosten aufzuwenden, 
der hat nicht eine müde Mark an zusätzlicher Steu-
erersparnis aus der Erhöhung der Höchstgrenze 
und damit von der gesamten sogenannten Reform 
der Bundesregierung. Das Baukindergeld will ich 
hierbei einmal außen vorlassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Verband der Deutschen Hypothekenbanken 
hat auf Grund einer Umfrage ausgeführt, daß die 
Anschaffungs- und Herstellungskosten in den mei-
sten Fällen die Höchstgrenze von 300 000 DM nicht 
erreichen. Das ist — soweit ich weiß — die jüngste 
Umfrage, die es gibt. Abzüglich des in den ermittel-
ten Zahlen enthaltenen Grundstückspreises bleiben 
— so der Verband — die Werte deutlich unter der 
neuen Höchstgrenze. Es heißt weiter — ich zitiere 
diesen Verband —: 

Bauherren mit geringerem Einkommen und 
weniger aufwendigen Objekten wären also 
schlechtergestellt als heute. Dies widerspricht 
der Intention der Neuregelung. 

Deshalb regt dieser Verband — genau wie wir Sozi-
aldemokraten in unserem Gesetzentwurf — an, die 
Grundstückskosten in den Betrag der berücksichti-
gungsfähigen Kosten einzubeziehen. 

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung sieht eine Gleichbehandlung des 
Neubaues und des Erwerbs aus dem Bestand vor. 
Dabei ist ganz unbestritten, daß Gebrauchtimmobi-
lien weit billiger sind als neugebautes Wohneigen-
tum. Hinzu kommt, daß der Kaufpreisanteil für 
Grund und Boden bei Gebrauchtimmobilien in aller 
Regel höher ist als beim Neubau. Die Gründe hier-
für liegen auf der Hand. 

Die Gleichbehandlung neugebauten und ge-
brauchten Wohneigentums begünstigt also jene zu-
sätzlich, die auf Grund ihrer Einkommensverhält-
nisse besonders teures Wohneigentum erwerben 
können. Die vom Bundesbauminister so häufig be-
mühten Mieter, die durch die Gleichbehandlung 
von Neubau und Erwerb aus dem Bestand in die 
Lage versetzt werden sollen, ihre Mietwohnung zu 
erwerben, haben von der beabsichtigten Erhöhung 
der Höchstgrenze für die Anschaffungs- und Her-
stellungskosten — unter Ausschluß der Grund-
stückskosten — in aller Regel überhaupt nichts. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der 
Regierungserklärung vorn 4. Mai 1983 heißt es, daß 
in dem Bereich, über den wir heute reden, „famili-
enfreundliche Lösungen" angestrebt werden sollen. 
In den „Leitlinien" vom 3. Juli wird vollmundig an-
gekündigt, daß die steuerliche Entlastung von Bau-
herren und Erwerbern mit Kindern in besonderem 

Maße verbessert werden soll. Es soll z. B. geprüft 
werden, ob das Baukindergeld nicht auf 1 200 DM 
erhöht und ob nicht ein Elternbaugeld eingeführt 
werden soll. Von diesen vollmundigen Ankündigun-
gen und Prüfaufträgen ist — mit Ausnahme der 
Ausdehnung des Baukindergeldes auf das erste 
Kind — nichts übriggeblieben. 

Im Klartext bedeutet der Gesetzentwurf der Bun-
desregierung: Der Erwerber mit Kindern, der sich 
künftig Wohneigentum verschaffen will, erhält ge-
genüber dem heutigen Recht durch die Ausdeh-
nung des Baukindergeldes auf das erste Kind eine 
zusätzliche Förderung von 4 800 DM. Die Bezieher 
hoher Einkommen mit einem Steuersatz von 56% 
erhalten — ohne Rücksicht darauf, ob sie Kinder 
haben — eine zusätzliche Förderung von 22 400 DM. 
Das ist etwa fünfmal soviel wie die Verbesserung 
der Kinderkomponente, die die Bundesregierung 
der Öffentlichkeit als großen kinderfreundlichen 
Erfolg verkaufen will. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Der Bezieher eines durchschnittlichen Einkom-
mens mit einem Steuersatz von 22 % hat durch das 
neue Recht — wenn es denn so kommt — einen 
theoretischen Vorteil von 8 800 DM. Nur: Diesen 
theoretischen Vorteil kann er aus den von mir vor-
hin genannten Gründen gar nicht realisieren, weil 
er ein aufwendiges Objekt gar nicht erwerben 
kann. 

Daß sich der Bauminister nicht einmal bei der 
Erhöhung des Baukindergeldes durchsetzen konn-
te, ist für ihn und auch für den Familienminister 
eine schwere Niederlage. 

(Dr. Spöri [SPD]: Ja!) 

Der Bauminister und Herr Dr. Geißler werden zu 
begründen haben, warum man die Subvention für 
Spitzenverdiener massiv verbessert, aber kein Geld 
haben soll, um das Baukindergeld zu erhöhen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Spöri [SPD]: 
Eine Schweinerei ist das!) 

Der Bauminister hat offenbar inzwischen er-
kannt, daß mit Ausnahme der Ausdehnung des 
Baukindergeldes auf das erste Kind die Bezieher 
kleinerer und mittlerer Einkommen durch die Neu-
regelung leer ausgehen. Deshalb betont er neuer-
dings — jetzt, Herr Kansy, hören Sie mal bitte gut 
zu — das Thema Direktförderung im Bereich des 
sozialen Wohnungsbaus. Hier betreibt die Bundes-
regierung eine doppelte Irreführung. Mit den Fi-
nanzmitteln, die Bund und Länder gemeinsam in 
diesem Bereich zur Verfügung stellen, werden im 
ersten Förderweg etwa 5 % aller Objekte gefördert 
und im zweiten Förderungsweg 10%. Zweitens ver-
schweigt der Bauminister, daß beim Erwerb von 
Gebrauchtimmobilien — das sind ja bekanntlich ge-
nau jene Objekte, die für die einkommensschwä-
cheren Bevölkerungskreise besonders wichtig sind 
— eine Direktförderung überhaupt nur in ganz we-
nigen Ausnahmefällen gegeben ist. In NRW sind es 
etwa 1 bis 2% der Fälle. In den meisten der anderen 
Länder wird diese Förderung, soweit ich weiß, für 
Gebrauchtwohneigentum überhaupt nicht gewährt. 
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Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist also 

wohnungs-, eigentums- und vermögenspolitisch un-
verantwortlich, weil er im wesentlichen nur die Mit-
nehmereffekte stärkt. Dies ist subventionspolitisch 
ein Skandal. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Unsäg

-

lich!) 

Angesichts der dramatischen Lage der Bauwirt-
schaft ist dieser Gesetzentwurf auch unter arbeits-
marktpolitischen Gesichtspunkten unerträglich. 

Wir regen an, meine Damen und Herren von der 
Koalition, daß wir auf der Grundlage unseres Ge-
setzentwurfs gemeinsam nach einer Lösung su-
chen, die wohneigentumspolitisch sinnvoll ist und 
die von einem einsichtigen Finanzminister auch 
mitgetragen werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Sollte der Gesetzentwurf der Bundesregierung so, 
wie er jetzt eingebracht worden ist, ins Gesetzblatt 
kommen, dann allerdings hat der Bauminister mit 
seinem Appell recht, wenn er sagt: Bürger, baut 
jetzt! Er hat dann recht, weil das neue Recht, wie 
die Bundesregierung sich das vorstellt, eine mas-
sive Verschlechterung für die Mehrzahl der Bürger 
ist gegenüber dem, was wir heute haben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Spöri [SPD]: So 
ist es!) 

Damit ist niemandem gedient. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schulhoff. 

Schulhoff (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die SPD, die 13 Jahre lang Zeit 
gehabt hätte 

(Zurufe von der SPD: Ach! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

— ich rede jetzt nicht von der Erblast, sondern nur 
vom Timing; hören Sie doch erst einmal zu —, die 
Wohnungsbaubesteuerung zu reformieren, hat es 
jetzt plötzlich außerordentlich eilig. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Dolchstoßle

-

gende dieser Regierung!) 

Obwohl die Bundesregierung vor drei Tagen selber 
einen Gesetzentwurf zur Neuregelung der steuerli-
chen Förderung des selbstgenutzten Wohneigen-
heims beschlossen hat und obwohl die SPD weiß, 
daß wir uns deshalb ohnehin noch im Frühjahr mit 
der Materie zu beschäftigen haben, hat sie die Mög-
lichkeiten unserer Geschäftsordnung ausgenutzt, 
um eine vorgezogene Plenardebatte hier durchzu-
führen. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie zeigen damit, meine Damen und Herren von der 
Opposition, daß es Ihnen wahrscheinlich nicht in 

erster Linie um die Sache, sondern um den Wahl-
kampf in Nordrhein-Westfalen geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Land Nordrhein-Westfalen 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— hören Sie doch einmal zu, vielleicht wissen Sie 
das noch gar nicht — war vernünftiger, was die 
Arbeitsökonomie anbetrifft. Nordrhein-Westfalen 
hat im Bundesrat einen eigenen Gesetzentwurf vor-
gelegt. Der Vertreter des Landes hat bei der Bera-
tung des Gesetzentwurfs im Finanzausschuß am 
7. März 1985 die Erklärung abgegeben, daß der An-
trag auf Behandlung des Gesetzesantrages überholt 
sei, nachdem die Bundesregierung inzwischen ei-
nen eigenen Referentenentwurf vorgelegt habe. 

(Zuruf des Abg. Huonker [SPD]) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, sind beide 
Anträge identisch. Ich will ja nicht sagen, daß Sie 
das abgeschrieben haben. 

(Zurufe von der SPD) 

In der Sache selbst ist natürlich zu begrüßen — 
hören Sie doch zu; ich sage etwas Freundliches —, 
daß auch die SPD jetzt auf die Privatgutlösung um-
geschwenkt ist. Sie haben, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, j a zunächst jahrelang an 
den Symptomen kuriert, als Sie versucht haben, die 
Ungereimtheiten zwischen der Besteuerung der ei-
gengenutzten Einfamilienhäuser und Eigentums-
wohnungen und der teilweise eigengenutzten Zwei- 
und Mehrfamilienhäuser zu beseitigen. Sie haben 
versucht, die „bösen Eigentümer" von sogenannten 
unechten Zweifamilienhäusern in die Pauschalie-
rung zu treiben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schulhoff (CDU/CSU): Nein, ich muß im Kontext 
bleiben; 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Welcher 
Text?) 

ich habe wenig Zeit. 

So ganz haben Sie sich von Ihren Vorurteilen, von 
Ihrem Freund-Feind-Denken, noch nicht gelöst. 
Zum Beispiel beklagen Sie in der Begründung Ihres 
Gesetzentwurfes auf Seite 9, die Nutzungswertbe-
steuerung sei nur formal als Steuerquelle ausge-
staltet und führe wegen des Schuldzinsenabzugs 
und wegen der erhöhten Absetzungen nach § 7 zu 
negativen Einkünften. Das ist ein deutliches Zei-
chen für Ihr Unbehagen an der steuerlichen Förde-
rung. 

Die SPD geht — das sieht man an all diesen Bei-
spielen — mit einer völlig anderen Grundhaltung 
an die Sache heran. 

(Zurufe von der SPD: Sehr richtig! — Sehr 
wahr!) 

Herr Huonker, Sie haben das ja soeben auch deut-
lich gemacht. 

(Demonstrative Zustimmung bei der SPD) 
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Ich habe ein gewisses Unbehagen, wenn Sie sich 
jetzt so für die Förderung des Eigenheims einset-
zen, und zwar nicht deshalb, weil ich das nicht 
begrüßen würde — ich begrüße es ausdrücklich —, 
sondern deswegen, weil mir hier noch etwas der 
Glaube fehlt. Ich erinnere mich nämlich noch an die 
Debatte, die wir hier vor einigen Tagen über unsere 
Privatisierungsbestrebungen geführt haben. Da ha-
ben Sie ja von diesem Pult aus ideologisch ganz 
anders votiert. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Stimmt! 
Völlig richtig!) 

— Ich freue mich über Ihren Zuspruch! — Sie ha-
ben da wieder einige Parolen aus der Mottenkiste 
des Klassenkampfes hervorgeholt. 

(Reschke [SPD]: Sie wissen ja gar nicht, 
was Klassenkampf ist! — Dr. Müller [Bre

-

men] [GRÜNE]: Natürlich weiß er das! 
Klassenkampf von oben! Das weiß er ge

-

nau!) 

Jetzt haben Sie natürlich erkannt, daß Sie den 
Verzicht auf die Besteuerung des Nutzungswertes 
der eigengenutzten Wohnung, wie er von der Regie-
rungskoalition vorbereitet wird, nicht aufhalten 
können. Deshalb sind Sie auf den bereits fahrenden 
Zug aufgesprungen; nur wollen Sie den Zug — was 
natürlich Ihr gutes Recht ist — in Ihre Richtung 
lenken. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben aber einen 
langsamen Zug! Bis 1987!) 

Diese Richtung wurde schon 1971 auf dem berüch-
tigten Steuerparteitag der SPD in Bonn vorgege-
ben. Zur Erinnerung: Das war der Parteitag, auf 
dem der Altlinke Jochen Steffen die Parole ausgab, 
man müsse die Belastbarkeit der Wirtschaft testen. 
Dort wurde auch als einer der Eckwerte zur Steuer-
reform beschlossen, den § 7 des Einkommensteuer-
gesetzes zu einer gleichmäßig wirkenden Begünsti-
gungsmethode umzugestalten. 

(Reschke [SPD]: Sie sollten mal was zur 
Sache sagen!) 

Jetzt kommen Sie wieder auf diesen alten Laden-
hüter zurück. Hier wie in vielen anderen Bereichen 
sieht man immer wieder, daß Sie nichts, aber auch 
überhaupt nichts dazugelernt haben. 

Was schon in den 70er Jahren innerhalb der Re-
gierung nicht durchsetzbar war, versuchen Sie uns 
jetzt so anzudienen: den ausschließlichen Abzug 
von der Steuerschuld, sogar mit Negativsteuer. Sie 
wollen diejenigen Bürger, die eine eigene Wohnung 
bauen oder erwerben können, die Facharbeiter, die 
Familien, bei denen beide Ehegatten berufstätig 
sind, diejenigen, die durch Leistung und Anstren-
gung den beruflichen Aufstieg geschafft haben, die-
jenigen, die die finanzielle Belastung einer eigenen 
Wohnung auf sich nehmen können, durch Ihren 
gleichmacherischen Abzug von der Steuerschuld 
entmutigen, 

(Dr. Spöri [SPD]: Das ist doch Schwach

-

sinn! Glatter Schwachsinn! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

ohne daß Sie denjenigen, deren Einkommen nicht 
ausreicht, um eine eigene Wohnung zu finanzieren, 
wirksam helfen könnten. 

(Reschke [SPD]: Haben Sie den Gesetzent-
wurf eigentlich gelesen?) 

Ich sage bewußt „entmutigen", denn die Umstel-
lung des Abzugs von der Bemessungsgrundlage auf 
einen gleichmacherischen Abzug von der Steuer-
schuld — und darauf will ich abheben — wäre ein 
Signal, wäre ein Signal dafür, daß man zwar einer-
seits die Steuerprogression bejaht und befürwortet, 
wenn es darum geht, höhere Einkommen stärker zu 
den finanziellen Lasten der Gemeinschaft heranzu-
ziehen — was wir natürlich nicht ablehnen —, sich 
aber andererseits weigert, daraus die zwingenden 
Konsequenzen zu ziehen, wenn es um Belastungen 
geht, die die steuerliche Leistungsfähigkeit min-
dern. 

(Zurufe von der SPD) 

Das werden wir nicht mitmachen; jedenfalls halte 
ich das für den falschen Weg. 

(Huonker [SPD]: Sie wollen doch auch die 
Privatgutlösung!) 

— Herr Huonker, ich kann hier auch Herrn Tipke 
nicht folgen. 

Neben dem im Grundsatz falschen Förderungs-
konzept des Abzugs von der Steuerschuld stecken 
im Gesetzentwurf der SPD zahlreiche weitere De-
tailvorschläge, die wir für falsch halten. In der 
Kürze der Zeit darf ich nur auf einige wenige zu 
sprechen kommen: 

Erstens. Mit dem Förderkonzept sollen nach Ih-
ren Vorstellungen die Ziele der Wohnungseigen-
tumsbildung und der breiten Vermögensstreuung 
verfolgt werden. Bei dieser Zielsetzung ist es des-
halb überhaupt nicht verständlich, daß jetzt die För-
derung nach Neubauten und Erwerbsfällen diffe-
renziert werden soll. 

Zweitens. Auf verwaltungstechnische Detailpro-
bleme, die sich aus der von der SPD befürworteten 
Negativsteuer ergeben, will ich hier nicht eingehen. 
Das wäre zumindest etwas Neues im Einkommen-
steuerrecht; darüber können wir uns ja noch im 
Ausschuß unterhalten. 

Drittens. Die Kinderkomponente ist sowohl im 
SPD-Entwurf als auch im Entwurf der Bundesregie-
rung als Abzug von der Steuerschuld ausgestaltet. 
Die beiden Entwürfe unterscheiden sich 

(Dr. Spöri [SPD]: Ist das auch Gleichma-
cherei?) 

aber im Zeitraum der Gewährung und in der Höhe 
der Kinderkomponente. 

(Dr. Spöri [SPD]: Ist das auch Gleichma-
cherei?) 

— Hören Sie doch auf zu schreien. Argumentieren 
Sie doch lieber. Mir hat man gesagt, man soll Politik 
mit dem Kopf und nicht mit dem Kehlkopf ma-
chen. 

Ich plaudere nicht aus dem Nähkästchen, wenn 
ich sage, daß die Steuerpolitiker der Koalitionsfrak- 
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tionen auch die Kinderkomponente lieber als Abzug 
von der Steuerbemessungsgrundlage gesehen hät-
ten — das wollen Sie doch hören —; aber es gibt 
diese Kinderkomponente schon im geltenden Recht 
als Abzug von der Steuerschuld Ich seh e  hier c ine 

 andere Bewertung als bei der 7-b-Problematik. Bei 
der Höhe der Kinderkomponente muß man das Ver-
hältnis zum Kinderfreibetrag sehen. Ein Abzugs-
betrag von 600 DM entspricht in der Proportional-
zone einem Freibetrag von fast 3 000 DM, während 
der gesamte Unterhalt eines Kindes nur mit 2 484 
DM berücksichtigt wird. Bei dem Entwurf der SPD 
wird diese Diskrepanz noch wesentlich verstärkt. 

Meine Damen und Herren, ich habe Verständnis 
dafür, daß Sie gerade für die Kinder etwas tun wol-
len. Das haben wir auch getan. Ich denke an das 
Steuerbereinigungsgesetz 1984, wo wir ja einen we-
sentlichen Schritt nach vorne gegangen sind, insbe-
sondere was die Alleinverdienenden betrifft, und 
ich denke an das Steuersenkungsgesetz 1986, wo 
wir für die Familie und gerade für die Kinder etwas 
tun wollen und tun werden. 

(Dr. Spöri [SPD]: Alles Reden!) 

— Das werden wir Ihnen zeigen. Man muß das mei-
ner Ansicht nach auch im Zusammenhang betrach-
ten. 

Viertens. Der Finanzrahmen, der soeben von Ih-
nen skizziert wurde, ist meiner Ansicht nach im 
Hinblick auf unsere gesamte Haushaltssituation 
nicht gerade als seriös anzusehen. 

Jedoch stellt der Verzicht auf die Besteuerung 
des Nutzungswertes der eigenen Wohnung insge-
samt gesehen eine begrüßenswerte Vereinfachung 
dar. Ich freue mich, Herr Huonker, daß wir bei die-
sem wichtigen Ziel an einem Strang ziehen. Es ist 
doch ein Schritt zur Entbürokratisierung. 

Vielleicht ergibt sich bei den weiteren Beratun-
gen die Chance, zu einer einvernehmlichen Lösung 
und zu einer weiteren Vereinfachung unseres Steu-
errechts zukommen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Sauermilch. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Endlich mal kein 
Betonpolitiker! — Dr. Möller [CDU/CSU]: 
Der hat viel Beton in Pinneberg gemacht!) 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wo hier schon so viel von Zügen 
die Rede ist, erlauben Sie mir die persönliche Be-
merkung, daß ich hier heute sozusagen als Schluß-
licht der ersten Vorrückergeneration rede. Dieses 
vorab. 

(Zuruf des Abg. Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]) 

Meine Damen und Herren, eines der Zentren der 
herrschenden Wohnungspolitik ist die Förderung 
von Wohnungseigentum. Ausmaß und Wirkung der 
beträchtlichen Geldmenge, die bei solchen Förde-
rungsmaßnahmen im Rahmen der im wesentlichen 

indirekten steuerlichen Subventionen umverteilt 
wird, sind wenig transparent. Das ist bei dieser Poli-
tik auch beabsichtigt, wie wir wissen. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Hört! 
Hört!) 

Uns ist bekannt, daß die Experten der Bundes-
bank, der Sachverständigenrat und die wissen-
schaftlichen Beiräte die Einstellung jeder öffentli-
chen Förderung des Wohnungssektors fordern. Da-
mit wollen sie indirekt die Mietpreise erhöhen und 
den Wohnflächenverbrauch über das Regulativ der 
kleinen Geldbeutel reduzieren. Dagegen werden 
diejenigen gefördert, die ihre Wohnkosten am ehe-
sten aus eigenen Einkommen bestreiten könnten. 
Die Einkommensschwächeren werden der sozial 
blinden Konkurrenz von Geschäftemachern über-
lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese Politik löst das Wohnungsproblem nicht, son-
dern versucht mit Erfolg, die sogeannten Leistungs-
träger unserer Gesellschaft für sich zu gewinnen. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Genau!) 

— Die Nachrücker werden schon lauter. 

(Heiterkeit — Dr. Jahn [Münster] [CDU/ 
CSU]: Ihre eigenen Truppen! — Zuruf von 

der CDU/CSU: Die Vorrücker!) 

In Abwägung der langfristigen Folgen wie zusätz-
licher Landschaftsverbrauch für den Eigenheimbau 
oder wie der Auswirkungen bei der Vererbung se-
hen wir eine grundsätzliche Abkehr von Eigen-
tumsförderung als wichtige Diskussionsgrundlage 
an. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Hört! Hört! — 
Dr.  Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Aha! Also 

kein Eigentum mehr!) 

Uns ist allerdings bewußt, daß eine bloße Beseiti-
gung der jetzigen Förderung für die Wohnungsver-
sorgung und für den gesamten Wohnungsbereich 
bedenklich wäre. 

Ich beschränke mich heute auf einige kritische 
Anmerkungen zu den vorliegenden Gesetzentwür-
fen. Zunächst zur Regierungsvorlage. 

Seit mehr als zwei Jahren — das ist hier schon 
mehrfach festgestellt worden — kündigen die Mini-
ster Schneider und Stoltenberg die Neuregelung an. 
Was ist denn nun eigentlich davon übriggeblieben? 
Der Wegfall der Nutzungswertbesteuerung, die Er-
höhung des Absetzungsbetrages nach § 7 b — unter 
anderem Namen —, die Kinderkomponente auch 
für das erste Kind — dafür, so fragt man sich, jahre-
lang der ganze Lärm? Lange haben die Bauherren 
auf dieses Wunderding gewartet. Nun kommt ei-
gentlich eine etwas graue Maus dabei heraus. Maß-
gebend war wieder einmal Minister Stoltenberg 
und nicht Herr Schneider. Bei Herrn Schneiders 
Ministerium bröckelt weiter der Putz, wie die 
„Frankfurter Rundschau" neulich so treffend ver-
merkt hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Der bröckelt in der ganzen Bun-

desregierung!) 
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Die CDU/CSU-Vorlage kann deshalb von uns schon 
im Grundansatz nicht akzeptiert werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Das ist ja völlig überra

-

schend! — Zuruf von der CDU/CSU: Das ist 
auch nicht nötig!) 

Abgesehen von unserer grundsätzlichen Kritik 
am derzeitigen Eigentumsmodell scheint mir, in der 
Logik etablierter Politik betrachtet, der SPD-Ent-
wurf gerechter zu sein. Immerhin enthält er auch 
einige Gedanken, die die GRÜNEN schon lange vor-
getragen haben. Die SPD scheint also lernfähiger 
zu werden. 

(Schulhoff [CDU/CSU]: Nur in die falsche 
Richtung!) 

Grundstückskosten sollen einbezogen werden. Die 
von der Regierung vorgesehene neue Obergrenze 
für absetzbare Herstellungs- oder Anschaffungsko-
sten von 300 000 DM kann von kleineren Bauherren 
nicht ausgeschöpft werden, weil ohne den Bodenan-
teil bei kleinen Reihenhäusern, die solche Leute 
allenfalls bauen oder kaufen können, Baukosten 
von 300 000 DM nicht erreicht werden. Gerade die-
sen Leuten, die es besonders nötig hätten, würde 
geholfen, wenn man in die abzugsfähigen Beträge 
den Bodenanteil einbezöge, so daß sie die Höchst-
beträge ausschöpfen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist natürlich auch gerechter, daß derjenige, der 
auf Grund geringen Einkommens und deshalb ge-
ringer Steuerzahlungen gar nicht alles ausschöpfen 
kann, dann vom Finanzamt etwas bezahlt be-
kommt. Im Regierungsvorschlag wird wieder nach 
dem alten Lied, wie immer bei Steuerfreibeträgen, 
verfahren: Wer am meisten verdient, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: ... zahlt die 
meisten Steuern!) 

wird am meisten begünstigt. 

Ich nenne weiter das Zusammenlegen der für 
Ehepaare und eventuell auch Eltern denkbaren 
Fördermöglichkeiten auf ein Projekt, was eine grö-
ßere Entlastung bedeutet. Bisher kann § 7 b auch 
zweimal in Anspruch genommen werden, aber eben 
nur für zwei Objekte. Die erwähnte Lösung hilft 
besonders dann, wenn man vom Finanzamt gegebe-
nenfalls etwas bezahlt bekommt. Ich nenne das 
Stichwort der Negativsteuer. 

Bei der Bevorzugung des Eigentums wird meines 
Erachtens unlogisch argumentiert. Angeblich gibt 
es genügend Mietwohnungen; es stehen welche 
leer. Es ist doch aber so, daß natürlich die Massen-
wohnanlagen und die extrem teuren Wohnungen 
leerstehen. Vor allem aber gilt: Wer mehr Eigentum 
fördert, der schafft mehr leerstehende Wohnungen. 
Jeder Eigentümer macht eine Mietwohnung frei. 
Also kommt man zu noch mehr leerstehenden Miet-
wohnungen. Das Leerstandsgerede ist vorgescho-
ben und dient meines Erachtens nur dazu, sich um 
die Förderung der wirklich Schwachen zu drücken. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Jahn 
[Münster] [CDU/CSU]: Wo bleibt da die Lo

-

gik?) 

Hätte es nicht mehr Sinn, die Steuerausfälle auf 
Grund der Eigentumsförderung dazu zu verwenden, 
das Wohngeld noch mehr als geplant anzuheben 
oder in kürzeren Abständen anzupassen oder zu 
dynamisieren? 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Aber die 
GRÜNEN wollen doch gar kein Wohn-

geld!) 

Auf jeden Fall käme dieses Geld so am ehesten den-
jenigen zugute, die es brauchen, solange man sich 
in dieser Art Wohnungspolitik bewegt. Wir werden 
in den Ausschüssen dazu jedenfalls kritisch Stel-
lung nehmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Auch eine letzte Rede 
geht zu Ende. Nun dürfen Sie nicht einmal mehr 
mit Beton bauen, Herr Sauermilch, wenn Sie wie-
der Architekt sind. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: In Pinneberg hat 
er aber Beton gebaut!) 

Der nächste Redner ist Herr Dr. Solms. 

Dr. Solms (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es wundert natürlich 
niemanden, daß Herr Sauermilch bei seinem Abge-
sang heute noch einmal deutlich macht, daß die 
GRÜNEN im Grundsatz gegen Eigentumspolitik 
und natürlich auch gegen Eigentumsförderung 
sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Sie haben wirk-

lich nichts begriffen!) 

Damit machen sie die Unterschiede zwischen den 
politischen Haltungen noch einmal ganz deutlich. 

Nach unserer Überzeugung ist Eigentum etwas, 
was in der Verfassung gewollt ist, was die persönli-
che Unabhängigkeit garantiert und einen großen 
Beitrag zur sozialen Sicherheit für den einzelnen 
leistet. Gerade das Wohneigentum bietet eine sehr 
gute Voraussetzung, die Sicherheit auch im Alter zu 
garantieren. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Das ist der Unterschied, und daran ändert auch 
Ihre Schreierei nichts. Wenn Sie das erste Mal hier 
im Parlament sind, müssen Sie sich natürlich durch 
Lautstärke hervortun. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Nehmen Sie es 
doch mit Art. 14 mal genau!) 

Hier soll argumentiert werden. 

Herr Kollege Huonker, es ist natürlich nicht so, 
daß die FDP daran schuld ist, daß diese neue Ge-
setzgebung in den 70er Jahren nicht hat eingeführt 
werden können; denn unser Kollege Gattermann 
hat schon damals deutlich gefordert, daß wir von 
der Nutzungswertbesteuerung abgehen und daß wir 
uns zur Privatgutlösung bekennen. Wir freuen uns, 
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daß sich die Sozialdemokraten zu guter Letzt auch 
für die Privatgutlösung entschlossen haben; 

(Zuruf von der SPD: Zu guter Letzt? Wir 
waren die ersten!) 

denn Sie haben lange darüber diskutiert, ob Sie 
sich nicht im Bereich der Investitionsgutlösung be-
wegen sollten. Es ist gemeinsame Überzeugung, daß 
die Nutzungswertbesteuerung seit langem überholt 
ist und daß wir hier eine andere Besteuerung ein-
führen müssen. 

Mich wundert allerdings, daß dieser Gesetzent-
wurf der SPD heute beraten werden muß. In allen 
Fraktionen dieses Parlaments wird laut und offen 
darüber diskutiert, daß wir die Debatten lebhafter, 
interessanter gestalten sollten, und nun zwingen 
Sie uns mit dieser Diskussion heute, das gleiche 
Thema hier in wenigen Wochen mehrfach zu disku-
tieren, und das kann natürlich nicht das Interesse 
am Thema steigern. 

(Zuruf von der SPD: Wir werden Sie noch 
mehr quälen! — Dr. Schierholz [GRÜNE]: 
Machen Sie es kurz! — Weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 

Der Abzug von der Steuerschuld bzw. der Abzug 
von der Bemessungsgrundlage, das ist der wesentli-
che Unterschied in der Betrachtung zwischen den 
Sozialdemokraten und der Regierungskoalition. Ich 
möchte dazu nur sagen: Das systematisch Richti-
gere ist natürlich der Abzug von der Bemessungs-
grundlage; denn wenn auf der einen Seite Einkom-
men progressiv besteuert wird, dann müssen Entla-
stungstatbestände natürlich auch degressiv entla-
stend wirken. 

(Zurufe von der SPD) 

Im übrigen läuft Ihre Behauptung ins Leere, es 
würde für die Bezieher niedriger Einkommen 
nichts getan; denn natürlich soll die direkte Förde-
rung im Bereich des sozialen Wohnungsbaus beibe-
halten und eventuell ausgebaut werden. Das ist die 
soziale Seite des gesamten Gesetzeswerkes. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der SPD-Entwurf ist im übrigen — das haben Sie 
selbst bereits bestätigt — haushaltsmäßig nicht fi-
nanzierbar, und deshalb ist er nicht verantwor-
tungsvoll. 

(Huonker [SPD]: Wer hat denn das bestä

-

tigt?) 

— Sie haben selbst darauf hingewiesen, daß dieses 
Argument kommt, 

(Huonker [SPD]: Weil wir es schon zehn

-

mal von Ihnen gehört haben!) 

und damit haben Sie quasi indirekt die Schwäche 
Ihres Entwurfs dargelegt. Ich glaube, daß wir die 
haushaltsmäßige Betrachtung nicht außer acht las-
sen dürfen. Wir können den Haushalt nicht stärker 
belasten, als dies aus gesamt-, finanzpolitischen Er-
wägungen zuzulassen ist. 

Im übrigen ist der degressive Belastungsverlauf 
im SPD-Entwurf zu kritisieren. Sie schlagen vor, 
daß die Anschaffungs- und Herstellungskosten ein- 

schließlich der Grundstückskosten im ersten Jahr 
mit 3 %, dann mit 2,5 % in den nächsten vier Jahren 
und mit 2 % in den weiteren vier Jahren von der 
Steuerschuld abgezogen werden sollen. Dies ent-
spricht nicht dem tatsächlichen Belastungsverlauf; 
die tatsächlichen Belastungen sind in den ersten 
Jahren im großen und ganzen konstant. 

Die Präferenzierung der Neubauten gegenüber 
den Altbauten ist ebenfalls nicht gerechtfertigt. Wir 
brauchen nicht immer mehr Neubauten — das wird 
auch von Ihrer Seite im übrigen gefordert — mit 
ihrem Landschaftsverbrauch und ihrer preistrei-
benden Wirkung auf die Grundstückspreise, son-
dern es ist sinnvoll, den Altbestand besser zu nut-
zen, zu modernisieren und damit den Altbestand 
wieder wohnlich und für die Bevölkerung nutzbar 
zu machen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Keine Luxussa

-

nierung! — Zurufe von der CDU/CSU) 

In vollem Widerspruch zur früheren Haltung der 
SPD-Bundesfinanzminister und Landesfinanzmini-
ster — im übrigen auch der von der CDU gestellten 
Landesminister — steht der Vorschlag, Eigenheim-
abzugsbeträge und Baukindergeld, die die Steuer-
schuld übersteigen, durch die Finanzämter als Ne-
gativsteuer auszahlen zu lassen. Die FDP hat ja — 
das wissen Sie — seit langem ebenfalls die Finanz-
amtslösung gefordert, schon in den Diskussionen 
zur Einkommensteuerreform 1975. Das ist an den 
Widerständen der Länder gescheitert. Ich wäre 
froh, wenn wir gemeinsam, alle Fraktionen in die-
sem Haus, Druck ausüben und die Länder überzeu-
gen könnten, daß die Finanzamtslösung auch bei 
der Berechnung und Auszahlung des Kindergeldes 
das bessere Modell ist, und wenn wir dort zu einer 
Einigung kämen. 

Als Resümee will ich sagen: Der Regierungsent-
wurf ist klar besser als die SPD-Vorlage. Der Regie-
rungsvorschlag ist finanzierbar. Er knüpft an die 
bewährte 7 b-Regelung an. Er ist nicht gleichmache-
risch. Er entspricht auf Grund der Gleichbehand-
lung von Neu- und Altbauten den wirklichen Be-
dürfnissen auf dem Wohnungsmarkt. Er trägt dem 
tatsächlichen Belastungsverlauf Rechnung und ist 
verwaltungsmäßig zu beherrschen. 

In unseren Augen bleibt ein letztes Problem, das 
wir in den Ausschüssen zu beraten haben. Das ist 
die Frage: Wie wollen wir die privaten Wohnungen 
oder Wohnhäuser landwirtschaftlicher Betriebe be-
handeln? Sie sind j a heute im Steuerrecht in das 
notwendige Betriebsvermögen eingeordnet, so daß 
nicht die Möglichkeit besteht, sie im Privatvermö-
gen zu führen. Ich bin der Meinung, daß man den 
landwirtschaftlichen Betrieben einen steuerfreien 
Übergang vom Betriebsvermögen in das Privatver-
mögen während einer Übergangszeit ermöglichen 
muß. Wenn das als Ergebnis in den Ausschüssen 
herauskommen sollte, wäre auch dieses Problem zu 
lösen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Dr. 
Häfele, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bundesregierung begrüßt, daß der 
Gesetzentwurf der SPD-Fraktion wesentliche Über-
einstimmung mit dem zeigt, was die Bundesregie-
rung in ihren Leitlinien am 3. Juli letzten Jahres 
und in ihrem Gesetzentwurf vom letzten Dienstag 
beschlossen hat. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Eine große Koali

-

tion!) 

Wir begrüßen vor allem, daß hinsichtlich des Kern-
punktes der Neuregelungen Übereinstimmung be-
steht, nämlich hinsichtlich der Abschaffung der Be-
steuerung des Mietwertes des selbstgenutzten 
Wohneigentums. Wir haben 10 Millionen solcher 
Fälle. Das bedeutet bei 24 Millionen Haushaltsge-
meinschaften, immerhin rund 42 %, die heute schon 
Eigentum haben. Diese Quote wollen wir erhöhen. 

Hier hat es in der Vergangenheit oft große 
Schwierigkeiten verwaltungsmäßiger, bürokrati-
scher Art gegeben, vor allem auch bei teilvermiete-
ten Häusern. Da hat es große Auseinandersetzun-
gen über die Frage gegeben, wie man das berech-
nen müsse. Das wird künftig alles entfallen. Das gilt 
vor allem auch hinsichtlich des Problems älterer 
Mitbürger, die vom Finanzamt nur wegen der Nut-
zungswertbesteuerung veranlagt wurden. Plötzlich 
schlug bei den Renten der Ertragsanteil durch, und 
sie kamen in der Summe in eine Besteuerung hin-
ein. Sie verstanden die Welt nicht mehr: Sie hatten 
sich ihr Leben lang krummgelegt, gespart, und als 
sie schuldenfrei waren, mußten sie plötzlich für den 
Nutzungswert Steuern zahlen. Insofern ist es ein 
gewaltiger Fortschritt, den man nicht hoch genug 
einschätzen kann. 

Hiermit wird gleichsam eine vierte Säule für die 
Alters- und Lebensvorsorge geschaffen. Das ist ne-
ben der Sozialrente, der Betriebsrente und dem all-
gemeinen privaten Sparen bzw. der allgemeinen 
privaten Versicherung die vierte Säule: eigenes 
Häusle, die Sicherheit für das Alter, für das Leben. 

(Zuruf der Abg. Frau Reetz [GRÜNE]) 

— In der Tat. 

Natürlich gibt es auch Unterschiede. Ich will nur 
ein paar Beispiele herausgreifen. Sie verzichten auf 
das anreizwirksamste Mittel, das es überhaupt gibt, 
nämlich progressionsmildernd etwas zu fördern. 
Das ist für mich keine Frage der Ideologie. Natür-
lich ist das eine Subvention. Sie haben recht. Wenn 
wir einmal unseren Zukunftstarif hätten, Herr 
Huonker, der wirklich gleichmäßig, sanft ansteigt, 
könnten wir darüber reden. Aber solange wir diesen 
Tarif haben — das gilt auch unter Berücksichtigung 
der Verbesserungen, die wir in diesem Jahr durch-
führen —, gibt es nichts Anreizwirksameres, als die 
Progression bei der Steuer etwas abzumildern, 
wenn sich die Leute krummlegen, wenn sie sparen, 
wenn sie sich anstrengen. Das kann durch kein an

-

deres Anreizsystem erfaßt werden. Deswegen ist 
unser System das beste. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das zweite ist: Wir haben den Gleichklang zwi-
schen Neuerwerb und Neubau, also zwischen dem 
Erwerb aus dem Bestand und dem Neubau. Denn 
bei uns steht die Eigentumsidee im Vordergrund. 
Wir wollen mit der Gleichbehandlung beider vor 
allem Eigentum fördern. Das soll kein Konjunktur-
förderungsprogramm sein, sondern auf Dauer die 
Förderung von Eigentum. Deswegen Gleichbe-
handlung des Erwerbs aus dem Bestand und des 
Neubaus. 
Schließlich ist Ihr Entwurf — wir haben es im 

Finanzministerium durchgerechnet — auf einen 
Baujahrgang gerechnet um etwa 3 Milliarden DM 
teurer als unser Entwurf. 

(Huonker [SPD]: Das ist so nicht richtig! 
Wir werden darüber streiten!) 

— Herr Huonker, Sie kennen die guten Leute im 
Finanzministerium aus eigener Anschauung. Die 
rechnen seriös. Ich habe sogar noch einen Abschlag 
gemacht. Die Beamten kommen zu einem höheren 
Betrag. Ich war Ihnen gegenüber galant. 3 Milliar-
den DM pro Baujahrgang mehr können wir einfach 
nicht finanzieren. 

(Huonker [SPD]: Es kommt auf die Grund-
annahmen an!) 

Schließlich möchte ich an diejenigen Bürger, die 
die Absicht haben, demnächst zu bauen, appellie-
ren: In aller Regel lohnt es sich nicht zuzuwarten. 
Vielmehr sollten sie ihre Absichten planmäßig ver-
wirklichen. Wir haben günstige Baupreise, wir ha-
ben günstige Bodenpreise, wir haben niedrige Zin-
sen, und in vielen Fällen ist das derzeitige Pro-
gramm, das j a bewußt ein Anstoßprogramm für drei 
Jahre sein soll, günstiger. In anderen Fällen sind 
andere Regelungen günstiger. Es soll also jemand 
das, was er planmäßig vorhat, tun. Dann verhält er 
sich vernünftig. Und vor allem: Die Alt- und die 
Neufälle kommen in den Genuß des Wegfalls der 
Nutzungswertbesteuerung. Also, es besteht kein 
Grund, eine Abwartehaltung einzunehmen. Jetzt 
sollte man sein Häusle bauen. Dann tut man sich 
und der Allgemeinheit einen Gefallen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Reschke. 

Reschke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Eigentlich hatte ich 
mich nicht mehr zu Wort melden wollen, um die 
Kollegen nicht noch länger daran zu hindern, ins 
Wochenende zu fahren und ihren privaten Angele-
genheiten nachzugehen. Aber ich möchte doch noch 
eben anregen, sich einmal die letzte Seite unseres 
Gesetzentwurfs anzusehen. Dort steht: Inkrafttre-
ten: 1. Januar 1986. 

In diesem Zusammenhang sollte man, so meine 
ich, auf den kritischen Punkt hinweisen, daß die 
Zahl der Baugenehmigungen im Bereich der Eigen- 
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heimförderung, des Eigenheimbaus doch drama-
tisch zurückgehen. Laut der Mitteilung des Finanz-
ministeriums vom 27. März 1985 fiel „das Niveau 
der Wohnungsbaunachfrage auf den Tiefpunkt von 
Ende 1981 zurück". Weiter heißt es in dieser Mittei-
lung: „Die Hochbauaufträge im vierten Quartal 1984 
lagen um 15% unter ihrem Stand vor Jahres-
frist ..." 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!) 

Die Baugenehmigungen für Eigenheime gingen 
im Jahre 1984 gegenüber dem Vorjahr um 17,7 
zurück. Die Baugenehmigungen für Eigentumswoh-
nungen verminderten sich um 18,4 %. 

Dramatisch ist der Rückgang der Baugenehmi-
gungen im Monat Januar im Vergleich zum Vorjah-
resmonat. Hieran war doch nicht nur das Wetter 
schuld. Bei Eigenheimen haben wir ein Minus von 
20,8%, bei Eigentumswohnungen in Zwei- und 
Mehrfamilienhäusern haben wir ein Minus von 
sage und schreibe 61,4 %. Herr Staatssekretär, Sie 
können uns doch wirklich nicht sagen, progres-
sionsmindernd zu fördern sei der beste Anreiz zum 
Bauen. Hier haben wir die größte spekulative Zu-
rückhaltung. Deswegen: Stimmen Sie zu und lassen 
Sie dieses Gesetz am 1. Januar 1986 in Kraft tre-
ten. 

(Beifall bei der SPD) 

Das, was Sie hier machen, ist Desökonomie im 
Wohnungsbau. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU]: Sie verkennen die Sonderre

-

gelungen, die jetzt gelten, Herr Kollege 
Reschke!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Reschke, es ist 
schon, so meine ich, ein gewisser Widerspruch, 
wenn Sie auf der einen Seite behaupten, daß die 
jetzt von der Bundesregierung vorgesehene neue 
Förderung schlechter sei als das, was bisher be-
steht, auf der anderen Seite aber beklagen, daß Sie 
nicht früh genug in Kraft trete und die Baukon-
junktur dadurch nicht entsprechend gefördert wer-
de. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Huonker [SPD]) 

— Ich will nicht wiederholen, was die Redner der 
Regierung und der Koalition schon gesagt haben. 
Ihr Entwurf ist eben einfach nicht finanzierbar. 
Aber die Opposition hat es ja immer leicht, einfach 
noch ein paar Milliarden draufzulegen, weil sie die 
Verantwortung für das Gesamte nicht zu tragen 
hat. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Im übrigen hätten 
die das auch schon früher machen kön

-

nen!) 

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf der 
SPD-Fraktion zur Neuregelung der steuerlichen 

Förderung selbstgenutzten Wohneigentums enthält 
viel Gutes und auch viel Neues. Aber das Gute ist 
nicht neu, und das Neue ist nicht gut. 

Wir freuen uns natürlich, daß sich nun auch die 
SPD zu einigen wohnungspolitischen Grundent-
scheidungen der CDU/CSU bekennt, so etwa zur 
Förderung des Haus- und Wohnungseigentums so-
wie zur Förderung gerade auch kinderreicher Fami-
lien. 

(Reschke [SPD]: Das haben wir immer ge

-

tan! Was meinen Sie wohl, woher das 
Reichsheimstättengesetz kommt? — Huon

-

ker [SPD]: Wer hat denn die 7 b-Regelung 
geschaffen?) 

Also, ich erinnere mich noch, daß Sie uns wegen 
unserer „Kinder- und Hauseigentumsromantik" 
aufs heftigste angegriffen haben. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Conradis ge

-

sammelte Werke!) 

Ich kann hier nur einen vollständigen Sinneswan-
del von Ihnen konstatieren. 

(Huonker [SPD]: Den § 7 b haben doch wir 
geschaffen!) 

— Herr Kollege Huonker, ich habe in der Begrün-
dung Ihres Gesetzentwurfs nicht ohne Rührung ge-
lesen: 

Der Wunsch nach Wohneigentum ist ungebro-
chen; die Wohneigentumsquote in der Bundes-
republik Deutschland liegt mit rund 40 v. H. un-
ter derjenigen vergleichbarer Länder. 

Das könnte einem Programm der CDU oder der 
CSU entnommen sein. Bei Ihnen las man es bisher 
anders. Haben Sie nicht einmal auf einem Bundes-
parteitag beschlossen, daß Sie gegen jeden Verkauf 
irgendwelchen Grund und Bodens aus dem Bereich 
der öffentlichen Hand an Privatleute sind, auch 
nicht zu Zwecken des Einfamilienhausbaus? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Ihre Genossen, Herr 
Huonker, im Rat der Stadt Bonn stimmen heute 
noch gegen jeden Verkauf städtischen Grundbe-
sitzes an Private, auch zum Zwecke des Einfami-
lienhausbaus. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Und jetzt wollen Sie die Grunderwerbskosten aus-
drücklich in die Förderung einbeziehen. 

(Huonker [SPD]: Weil es vernünftig ist, ja-
wohl!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Sauermilch? 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Ich glaube, das ist von der 
Zeit her nicht möglich, Herr Kollege Sauermilch. 

(Müntefering [SPD]: Doch, das ist mög-
lich!) 

— Na gut, zum Abschied. 
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Sauermilch (GRÜNE): Herr Abgeordneter Daniels, 
Sie haben eben zum Flächenverbrauch beim Einfa-
milienhaus bedauerlicherweise nichts gesagt. Viel-
leicht nehmen Sie bitte dazu Stellung, daß bekannt 
ist, daß durch die weitere Förderung des Einfami-
lienhausbaus eine enorme ökologische Belastung 
gegeben ist. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Herr Kollege Sauermilch, 
nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung wird 
der Eigenheimbau nicht besonders gefördert, son-
dern es werden in völlig gleicher Weise der Eigen-
heimbau, der Bau von Eigentumswohnungen und 
der Erwerb aus dem Bestand gefördert. Insofern ist 
in diesem Punkt unser Entwurf sehr viel flächen

-

verbrauchsfeindlicher und damit umweltfreundli-
cher als der der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Huonker 
[SPD]: Das ist eine falsche Wertung!) 

Meine Damen und Herren, wir freuen uns also 
über diesen Sinneswandel der SPD, der in völligem 
Widerspruch zu ihrer bisherigen Auffassung steht. 

(Huonker [SPD]: Das ist doch Unsinn! — 
Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist nicht 

wahr!) 

Ich will den Deutschen Bundestag nicht mit dem 
Himmel vergleichen. Ich hoffe auch, daß es im Him-
mel mehr Bevölkerung gibt als im Augenblick im 
Deutschen Bundestag Abgeordnete. Aber eines gilt 
sicherlich auch hier: Es ist mehr Freude über einen 
Sünder, der Buße tut, als über 99 Gerechte, die — 
jedenfalls in diesem Punkte — der Buße nicht be-
dürfen. 

(Huonker [SPD]: Ist jemals mehr Wohnei

-

gentum gebildet worden als während der 
sozialliberalen Koalition?) 

In Zukunft soll nach unserer gemeinsamen Auf-
fassung niemand mehr für das Bewohnen seiner 
ihm gehörenden Wohnung Steuern bezahlen müs-
sen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Der braucht sich 
nur Bonn anzusehen, dann weiß er, wie da

-

mals gefördert worden ist!) 

In Zukunft soll nach unserer gemeinsamen Auffas-
sung die Förderung des Staates — das halte ich für 
ganz wichtig — auf die Wohnungen konzentriert 
werden, die der Eigentümer selbst bewohnt. Bloße 
Kapitalanlage soll in Zukunft mit Recht nicht mehr 
gefördert werden. 

Ich meine, es ist gerade in der schwierigen Lage, 
in der sich die Bauwirtschaft im Augenblick befin-
det, ein zusätzlicher Vorteil, daß hierdurch mehr 
Kapital in den Bau- und Wohnungsbereich gelenkt 
wird. Die Erfahrung lehrt, daß Wohnungseigentü-
mer einen erheblich höheren Prozentsatz ihres Ein-
kommens in die von ihnen genutzte Wohnung stek-
ken. Wenn wir also die Zahl der Eigentümer gegen-
über der Zahl der Mieter erhöhen. dann führen wir 
damit indirekt eine Lenkung des Kapitals durch 
freiwillige Entscheidung der Betroffenen — freiwil-
lig, nicht dadurch, daß wir den Leuten das Geld 
zunächst zwangsweise abnehmen und von uns aus 
verteilen — in den Bau- und Wohnungsbereich. Das, 

so scheint mir, ist ein zusätzlicher Vorteil der För-
derung des selbstgenutzten Wohneigentums. 

(Reschke [SPD]: Gilt diese Aussage auch 
für die Steuerreform? — Stahl [Kempen] 
[SPD]: Herr Daniels, Sie wollen doch nicht 

Amerika neu entdecken!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, soviel 
zum Guten, bei dem sich die SPD-Fraktion den Vor-
stellungen der Bundesregierung und der CDU/CSU 
angeschlossen hat. 

(Huonker [SPD]: Umgekehrt wird ein 
Schuh daraus!) 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch einige wenige 
Bemerkungen zum Neuen machen. Ich will mich 
dabei auf einen einzigen wichtigen Unterschied 
zwischen dem SPD-Entwurf und unseren Vorstel-
lungen konzentrieren. Die SPD will den Erwerb von 
Eigentum an selbstgenutzten Wohnungen schlech-
ter stellen als den Neubau. Gerade durch die Förde-
rung des Erwerbs eines Hauses oder einer eigenen 
Wohnung wird wirklich breiten Schichten der Be-
völkerung dieses Eigentum überhaupt erst ermög-
licht. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist richtig! — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Das zeigt die Vergangenheit. In dem noch unter der 
von Ihnen geführten Bundesregierung erstellten 
Wirkungsbericht und auch in einer Antwort auf 
eine Anfrage, die unsere Fraktion im neuen Deut-
schen Bundestag an die Bundesregierung gerichtet 
hat, ist zu erkennen, daß in der Vergangenheit ge-
rade die Haushalte mit mittlerem und geringerem 
Einkommen ganz überwiegend nur noch dadurch 
haben Wohnungseigentum bilden können, daß sie 
aus zweiter Hand Eigentumswohnungen und Ei-
genheime gekauft haben. 

(Huonker [SPD]: Aber im Normalfall för-
dern wir stärker als Sie!) 

Die Beschränkung der Förderung auf zwei Drittel 
der Neubauförderung und auf 150 000 DM wird ge-
rade in den Ballungsgebieten dazu führen, daß die 
breiten Schichten der Bevölkerung in Zukunft über-
haupt keine Chance mehr haben, Eigentum zu bil-
den. 

(Zuruf des Abg. Huonker [SPD]) 

Mir scheint, darin ist gerade Ihr Vorschlag in ho-
hem Maße unsozial. 

(Huonker [SPD]: Sie haben das nicht ver-
standen! — Abg. Reschke [SPD] meldet 

sich zu einer Zwischenfrage) 

— Weil ich nur noch zwei Minuten Redezeit habe, 
kann ich leider keine Zwischenfrage mehr zulas-
sen. 

Meine Damen und Herren, hören Sie hier bitte 
gut zu: Aus diesem Grunde hat sich z. B. der Deut-
sche Städtetag mit den Stimmen der Vertreter aller 
Parteien ausdrücklich für die Gleichstellung der 
Förderung von Neubau und Erwerb ausgespro-
chen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 
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Dr. Daniels 
Wie schon gesagt: Das Gute an Ihrem Entwurf ist 

nicht neu, und das Neue ist nicht gut. Wir werden 
das Gute an Ihrem Entwurf und vor allem am Ge-
setzentwurf der Bundesregierung in den Ausschuß-
beratungen fortentwickeln. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. Der Ältestenrat schlägt 
vor, den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/2404 zu überweisen zur federführen-
den Beratung an den Finanzausschuß und zur Mit-
beratung an den Ausschuß für Wirtschaft, an den 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau sowie an den Haushaltsausschuß. Gibt es dazu 
anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. 
Damit ist die Überweisung so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer Tagesordnung. Ich berufe die näch-
ste Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mitt-
woch, den 17. April 1985, 13 Uhr ein. 

Ich wünsche Ihnen eine hoffentlich angenehme 
Osterpause. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.22 Uhr) 
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Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 22. März 1985 den nach-
stehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Arti-
kel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 



9660* 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 130. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. März 1985 

Dreißigstes Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichsgeset-
zes 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 

Drittes Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat folgende Ent-
schließung gefaßt: 

Der Bundesrat hat es bereits in seiner Stellungnahme vom 
16. November 1984 (Ziff. 9 der Drucksache 520/84 — Beschluß 
—) für erforderlich gehalten, die Mineralölsteuer für unver-
bleites und verbleites Benzin so stark zu spreizen, daß unver-
bleites Benzin preisgünstiger als verbleiter Kraftstoff ange-
boten werden kann. Er stellt seine nach wie vor bestehenden 
Bedenken gegen die vorgesehene Spreizung des Mineralöl-
steuersatzes von lediglich 4 Pfennigen je Liter zurück, um 
das alsbaldige Inkrafttreten des Gesetzes nicht zu verzö-
gern. 

Der Bundesrat hält es für erforderlich, die Auswirkungen der 
vorgesehenen Mineralölsteuerregelung auf die Benzinpreis-
entwicklung nach einer gewissen Zeit praktischer Erfahrun-
gen zu überprüfen, um gegebenenfalls die Differenzen der 
Mineralölsteuersätze für unverbleites und verbleites Benzin 
zu korrigieren. 

Die in Drucksache 10/2849 unter Nummer 5 aufgeführte EG-
Vorlage 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 zur Einführung einer spezifi-
schen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung 
im Hinblick auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnis-
sen für neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der Um-
strukturierung der Schiffbauindustrie betroffenen Gebieten 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 219/84 zur Einführung einer spezifi-
schen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung 
im Hinblick auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnis-
sen für neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der Um-
strukturierung der Textil- und Bekleidungsindustrie betrof-
fenen Gebiete 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2619/80 zur Einführung einer spezifi-
schen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung 
im Hinblick auf die Verbesserung der wirtschaftlichen und 
sozialen Lage der Grenzgebiete Irlands und Nordirlands 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Einführung 
einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen 
Entwicklung im Hinblick auf die Förderung neuer Wirt-
schaftszweige in bestimmten von der Einführung der ge-
meinsamen Fischereipolitik betroffenen Gebiete — KOM(84) 
715 endg. — 

wird als Drucksache 10/3075 verteilt. 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom 
20. März 1985 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende EG-
Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Verordnung (EURATOM, EGKS, EWG) des Rates zur Anglei-
chung der Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten und 
sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften 
sowie der Berichtigungskoeffizienten, die auf diese Dienst- 
und Versorgungsbezüge anwendbar sind — KOM(84) 685 
endg. — (Drucksache 10/2751 Nr. 21) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mit Schreiben vom 21. März 1985 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß auf die Beratung der nachstehenden EG-Vorlagen ver-
zichtet hat, da der Rat der EG hierüber bereits Beschluß gefaßt 
h at:  

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Finanzie-
rung der Untersuchungen und Hygienekontrollen von fri-
schem Fleisch — KOM(84) 291 endg. — (Drucksache 10/1691 
Nr. 16) 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates über gezielte Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Armut auf Gemeinschafts-
ebene — KOM(84) 379 endg. — (Drucksache 10/1946 Nr. 38) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mit Schreiben vom 21. März 1985 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genommen 
hat: 

Bericht der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
an den Rat über die jährliche ärztliche Untersuchung des 
Personals, das mit frischem Fleisch und Fleischerzeugnissen 
in Berührung kommt 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 64/433/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fra-
gen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit fri-
schem Fleisch 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 71/118/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fra-
gen beim Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 77/99/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Fleisch-
erzeugnissen — KOM(84) 337 endg. — (Drucksache 10/1946 
Nr. 37) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit Schrei-
ben vom 26. März 1985 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachste-
henden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß des Abkommens in Form eines Briefwechsels zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Sozialistischen Republik Rumänien zur Änderung des An-
hangs II des Protokolls zum Abkommen über den Handel mit 
gewerblichen Waren — KOM(84) 664 endg. — (Drucksache 
10/2751 Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Han-
delsregelung zwischen Grönland und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft — KOM(84) 716 endg. — (Drucksache 
10/2751 Nr.2) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 2151/84 betreffend das Zoll-
gebiet der Gemeinschaft — KOM(84) 723 endg. — (Druck-
sache 10/2751 Nr. 3) 

Jahreswirtschaftsbericht 1984 bis 1985 — KOM(84) 587 endg. 
— (Drucksache 10/2751 Nr. 4) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Aus-
fuhrregelung für bestimmte Bearbeitungsabfälle und be-
stimmten Schrott aus NE-Metallen — KOM(84) 683 endg. — 
(Drucksache 10/2751 Nr. 5) 

Empfehlung für eine Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß des Abkommens in Form eines Briefwechsels zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Demokratischen Volksrepublik Algerien zur Festsetzung des 
vom 1. November 1984 bis 31. Oktober 1985 geltenden Zusatz-
betrags, der bei der Einfuhr in die Gemeinschaft von nicht 
behandeltem Olivenöl mit Ursprung in Algerien von der Ab-
schöpfung abzuziehen ist. 

Empfehlung für eine Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß des Abkommens in Form eines Briefwechsels zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Marokko zur Festsetzung des vom 1. November 
1984 bis 31. Oktober 1985 geltenden Zusatzbetrags, der bei 
der Einfuhr in die Gemeinschaft von nicht behandeltem Oli-
venöl mit Ursprung in Marokko .von der Abschöpfung abzu-
ziehen ist. 

Empfehlung für eine Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß des Abkommens in Form eines Briefwechsels zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Tunesischen Republik zur Festsetzung der vom 1. November 
bis 31. Dezember 1984 und vom 1. Januar bis 31. Oktober 1985 
geltenden Zusatzbeträge, die bei der Einfuhr von nicht be-
handeltem Olivenöl mit Ursprung in Tunesien in die Gemein-
schaft von der Abschöpfung abzuziehen sind. 
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Empfehlung für eine Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß des Abkommens in Form eines Briefwechsels zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Türkei zur Festsetzung des vom 1. November 1984 bis 31. Ok-
tober 1985 geltenden Zusatzbetrags, der bei der Einfuhr in 
die Gemeinschaft von nicht behandeltem Olivenöl mit Ur-
sprung in der Türkei von der Abschöpfung abzuziehen ist. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 1508/76, Nr. 1514/76 und 
Nr. 1521/76 über die Einfuhren von Olivenöl mit Ursprung in 
Tunesien, Algerien und Marokko (1984/1985) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1180/77 über die Einfuhr be-
stimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse mit Ursprung in 
der Türkei in die Gemeischaft (1984/1985) — KOM(84) 588 
endg. — (Drucksache 10/2751 Nr. 6) 

Entwurf eines Beschlusses Nr. 2/84 des Gemischten Aus-
schusses EWG-Schweiz/Österreich — Gemeinschaftliches 
Versandverfahren — zur Änderung des Abkommens zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft/der Republik Österreich 
zur Anwendung der Bestimmungen über das gemeinschaftli-
che Versandverfahren 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Anwen-
dung des Beschlusses Nr. 2/84 des Gemischten Ausschusses 
EWG-Schweiz/Österreich — Gemeinschaftliches Versand-
verfahren — zur Änderung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft/der Republik Österreich zur An-
wendung der Bestimmungen über das gemeinschaftliche 
Versandverfahren — KOM(84) 671 endg. — (Drucksache 
10/2751 Nr. 7) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin-
gents für Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A des Ge-
meinsamen Zolltarifs (1985) und zur Ausdehnung dieses 
Kontingents auf bestimmte andere Papiere — KOM(84) 706 
endg. — (Drucksache 10/2798 Nr. 1) 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates über den Abschluß 
des Abkommens über die handelspolitische und wirtschaftli-
che Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Volksrepublik China — 
KOM(84) 713 endg. — (Drucksache 10/2798 Nr. 2) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufhebung 
des endgültigen Antidumpingzolls auf Einfuhren von Klavie-
ren mit aufrecht stehendem Rahmen mit Ursprung in der 
Sowjetunion — KOM(84) 764 endg. — (Drucksache 10/2798 
Nr. 3) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einfüh-
rung eines endgültigen Antidumpingzolls auf Einfuhren von 
Pentaerythritol mit Ursprung aus Kanada — KOM(84) 750 
endg. — (Drucksache 10/2798 Nr. 4) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 1224/80 über den Zollwert 
der Waren — (KOM)84 738 endg. — (Drucksache 10/2798 
Nr. 5) 

Im Stenographischen Bericht der 124. Sitzung des Deutschen 
Bundestages sind auf Seite 9191 C folgende Absätze zu streichen: 

Vorschlag für eine europäische Strategie auf dem Gebiet der 
Wissenschaft und der Technik: Rahmenprogramm 1984 bis 
1987 (Drucksache 10/92 Nr. 73) 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates über gezielte Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Armut auf Gemeinschafts-
ebene (Drucksache 10/1946 Nr. 38) 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Frau Dr. Bard (GRÜNE) (Druck-
sache 10/3067 Frage 27): 

Trifft es zu, daß das für den Artenschutz zuständige Bun-
desamt für Ernährung und Forstwirtschaft im Falle von Ein- 
und Ausfuhren von Produkten, die in die Zuständigkeit des 
Bundesamtes für Wirtschaft fallen, nur beratende Funktion 
hat, an deren Empfehlung das Bundesamt für Wirtschaft sich 
nicht zu halten braucht, obwohl es keine Artenschutzfach-
leute beschäftigt? 

Die Rechtsgrundlage für die Tätigkeit sowohl des 
Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft (BAW) 
wie des Bundesamtes für Ernährung und Forstwirt-
schaft (BEF) findet sich in § 8 des Gesetzes zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 
des Rates zur Anwendung des Übereinkommens 
über den internationalen Handel mit gefährdeten 
Arten freilebender Tiere und Pflanzen in der Ge-
meinschaft. 

Danach sind BAW und BEF entsprechend ihren 
Zuständigkeiten voneinander unabhängige und ei-
genverantwortliche Genehmigungsbehörden. Das 
BEF erfüllt zusätzlich die Funktion der wissen-
schaftlichen Behörde i. S. des § 8 Abs. 2 des ein-
gangs genannten Gesetzes. Das BAW muß von Ge-
setzes wegen die wissenschaftliche Behörde ein-
schalten, wenn eine Genehmigung zur Ausfuhr von 
Waren des Anhangs II zum Übereinkommen bean-
tragt wird; es kann dem Antrag nur stattgeben, 
wenn eine positive Stellungnahme der wissen-
schaftlichen Behörde vorliegt. Solche Anträge sind 
in der Praxis selten. Das BAW wird die wissen-
schaftliche Behörde aber auch dann einschalten, 
wenn ihm selbst die Artenschutzfachkenntnisse 
fehlen. In der Mehrzahl der wirtschaftlich relevan-
ten Fälle, nämlich der Einfuhr von sog. C 2-Exem-
plaren (Art. 10 Abs. 1 Buchstabe b der EWG-VO 
Nr. 3626/82) ist das BAW ausdrücklich angewiesen, 
so zu verfahren, wenn bei ihm vorgelegten Einfuhr-
anträgen Zweifel bestehen, ob die Voraussetzungen 
für eine Genehmigung erfüllt sind. 

In der Vergangenheit sind nahezu alle Fälle mit 
unterschiedlicher Ausgangsmeinung des BAW als 
Genehmigungsbehörde und des BEF als wissen-
schaftlicher Behörde einvernehmlich gelöst wor-
den. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/3067 Fragen 28 und 29): 

Wie steht die Bundesregierung dazu, daß in den Bundes-
ländern und Kommunen durch Anschluß- und Benutzungs-
zwang, Verbrennungsverbote und regionale Versorgungskon-
zepte teilweise eine gezielte Ölverdrängungspolitik stattfin-
det, und kann sie hierauf aktiven Einfluß nehmen? 

Ist die deutsche Raffineriewirtschaft im Vergleich mit an-
deren europäischen Ländern in besonderem Ausmaß vom 
Kapazitätsabbau betroffen? 

Zu Frage 28: 

Die Bundesregierung tritt für faire Wettbewerbs-
bedingungen im Wärmemarkt auch für das leichte 
Heizöl ein. Der Verbraucher soll zwischen den 
Energieträgern frei wählen können. 
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Die Bundesregierung hat sich daher mit Nach

-

druck gegen die bundesweite Einführung eines An-
schluß- und Benutzungszwangs für Fernwärme aus-
gesprochen. Für die sogenannte Verbrennungsver-
bote wird derzeit geprüft, ob die Anforderungen im 
Bundesbaugesetz ausreichend scharf gefaßt sind 
und ob derartige Regelungen nicht besser den spe-
ziellen Umweltgesetzen vorbehalten werden sollten. 
Die regionalen Versorgungskonzepte sollen vor al-
lem der sinnvollen Gestaltung des Verhältnisses 
der leitungsgebundenen Energieträger Gas, Strom, 
Fernwärme zueinander dienen und nicht zur geziel-
ten Verdrängung eines Energieträgers eingesetzt 
werden. 

Diese Haltung der Bundesregierung trägt dazu 
bei, staatlich beeinflußte Absatzverluste bei leich-
tem Heizöl zu verhindern und damit gleichzeitig 
der deutschen Raffinerieindustrie im Interesse der 
Verbraucher ausreichend Zeit zur weiteren Struk-
turanpassung zu lassen. 

Zu Frage 29: 

Die EG-Kommission hat Anfang März ein Papier 
zur Lage der Raffinerieindustrie vorgelegt. Daraus 
ergibt sich, daß die Raffineriekapazität in der Euro-
päischen Gemeinschaft seit 1977/78 um 31 % abge-
baut worden ist. Spitzenreiter ist Belgien mit einem 
Abbau von knapp 44 %. Deutschland und Frank-
reich folgen mit 34-35 %. Schlußlicht der Länder 
mit einer größeren Raffinerieindustrie ist Italien 
mit 27 %. 

Die Bunderegierung tritt in Brüssel und bilateral 
dafür ein, daß noch bestehende Stillegungsdefizite 
abgebaut werden und sich in Zukunft alle Mit-
gliedsländer in einem ausgewogenen Verhältnis an 
notwendigen Stillegungen beteiligen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Lutz (SPD) (Drucksache 10/3067 Fra-
gen 32 und 33): 

Sind nach den Erkenntnissen der Bundesregierung die bei 
der Grundig AG geplanten Massenentlassungen und 
Werkschließungen der Beginn einer Entwicklung, an deren 
Ende die gesamte Grundig-Produktion im Raum Nürnberg

-

Fürth und darüber hinaus stillgelegt werden und nur noch 
das Vertriebsnetz der Firma zugunsten des holländischen 
Philips-Konzerns erhalten bleiben wird? 

Welche Folgen auf die Lage und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der bundesdeutschen Unterhaltungs- und 
Elektronikindustrie insgesamt hätte nach Einschätzung der 
Bundesregierung eine Verwirklichung der Beschlüsse des 
Philips-Konzerns zu Massenentlassungen und Werkschlie-

ßungen bei der Grundig AG, und stimmt die Bundesregie-
rung der Einschätzung zu, daß eine solche Verwirklichung 
einem Ausverkauf der angesprochenen Industriezweige 
gleichkäme? 

Zu Frage 32: 

Die Bundesregierung sieht keinerlei Anhalts-
punkte für die geäußerten Befürchtungen. Sie geht 
vielmehr davon aus, daß nach erfolgter Umstruktu

-

rierung die verbleibenden Arbeitsplätze längerfri-
stig gesichert werden können. 

Zu Frage 33: 

Die Bundesregierung erwartet nach Abschluß der 
eingeleiteten Umstrukturierungsmaßnahmen eine 
nachhaltige Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
des Unternehmens. Sie ist der Überzeugung, daß 
die Bundesrepublik bei entsprechender Anpassung 
an die technologischen Herausforderungen und an 
die veränderten Marktbedingungen auch längerfri-
stig ein Standort für die Unterhaltungselektronik 
bleibt. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Kißlinger (SPD) (Drucksache 10/3067 
Frage 41): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage der Firma 
Grundig AG angesichts der Pläne zu Massenentlassungen, 
und welche Erfolgsaussichten billigt sie diesem Weg (im Ge-
gensatz zu den Sanierungsvorschlägen des Betriebsrates und 
der Mac-Kinsey-Unternehmensberatung) nach seinem bishe-
rigen Scheitern nunmehr zu? 

Die Bundesregierung erwartet — wie bereits 
mehrfach ausgeführt — daß die Umstrukturierung 
zu einer längerfristigen Sicherung von Grundig 
führt. Art und Umfang der zu treffenden Maßnah-
men liegen allein in der Verantwortung des Unter-
nehmens. Sie kann sich zu Einzelheiten daher nicht 
äußern, geht aber davon aus, daß alle Vorschläge 
von den zuständigen Gremien sorgfältig geprüft 
werden. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Amling (SPD) (Drucksache 10/3067 
Frage 48): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedeutung der 
Grundig-Lehrwerkstatt in Nürnberg-Fürth vor dem Hinter-
grund der regionalen Jugendarbeitslosigkeit und der soge-
nannten Lehrstellengarantie des Bundeskanzlers angesichts 
ihrer Bestandsgefährdung durch die Massenentlassungs- 
und Werkschließungspläne des Grundig-Konzerns, und wie 
will sie sich für den Erhalt dieser Lehrwerkstatt einsetzen? 

Die Grundig-Lehrwerkstatt in Nürnberg-Fürth ist 
in ihrer Bedeutung für die Sicherstellung eines aus-
reichenden Ausbildungsplatzangebots in dieser Re-
gion sehr hoch einzuschätzen. 

Konkrete Hinweise dafür, daß diese Lehrwerk-
statt geschlossen werden soll, liegen der Bundesre-
gierung nicht vor. Falls dennoch Ausbildungsplätze 
gefährdet sein sollten, sind die Verantwortlichen 
„vor Ort" gefordert, sich um eine Lösung zu bemü-
hen, die den Interessen der Jugendlichen gerecht 
wird. 
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Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen 
des  Abgeordneten Verheugen (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 49 und 50): 

Hat die Bundesregierung — gegebenenfalls im Zusam-
menwirken mit der bayerischen Staatsregierung — seit Be-
kanntwerden der geplanten Massenentlassungen bei der 
Grundig AG ihren Einfluß geltend gemacht, um die Existenz 
des Grundig-Zweigwerks in Bayreuth zu sichern? 

Welche Auswirkungen hätte nach Auffassung der Bundes-
regierung die Einstellung der Produktion im Grundig-Zweig-
werk Bayreuth für die wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung des Wirtschaftsraums Bayreuth? 

Die Stadt Bayreuth gehört infolge ihrer Lage im 
Zonenrandgebiet zur Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß neben den 
Bemühungen von Philips/Grundig um die Bereit-
stellung von Ersatzarbeitsplätzen die bayerische 
Staatsregierung die regionalpolitischen Möglichkei-
ten voll nutzen wird, um negativen Folgen für die 
Struktur der Region entgegenzuwirken und insbe-
sondere zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen 
beizutragen. Im übrigen hat die Bundesregierung 
keine Anhaltspunkte, von einer Schließung des 
Werkes Bayreuth auszugehen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage 
des Abgeordneten Grünbeck (FDP) (Drucksache 
10/3067 Frage 53): 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, der Anregung 
aus der Bauwirtschaft zu folgen, Investitionsanreize für 
Kommunen durch Aufstockung des ERP-Kreditrahmens für 
Investitionen um zehn Milliarden DM und Verbesserung der 
Konditionen für diese Kredite zu geben? 

Die Bundesregierung hat die Anregungen der 
Bauwirtschaft aus verschiedenem Anlaß bereits ge-
prüft. Sie ist der Meinung, daß mit den eingeleiteten 
vertrauensstabilisierenden Maßnahmen und der 
Verbesserung der wirtschaftlichen Wachstumsbe-
dingungen auch den Anpassungsproblemen der 
Bauwirtschaft Rechnung getragen werden kann. Im 
Rahmen des Möglichen hat sie auch — wie Ihnen 
bekannt — ein Zusatzprogramm für bauwirksame 
Umweltschutzinvestitionen eingeleitet. ERP- oder 
Haushaltsmittel konnten mangels Finanzierbarkeit 
dafür nicht eingesetzt werden. Vielmehr stellt die 
KfW aus eigenen Mitteln in 5-Jahrestranchen je 500 
Millionen DM für kleine und mittlere Unternehmen 
zur Verfügung und zusätzlich 1 Milliarde DM für 
Großunternehmen. Mit den für den ERP-Plan 1985 
vorgesehenen 500 Millionen DM für Umweltschutz-
zwecke, die zum größten Teil für Gemeinden be-
stimmt sind, stehen also jährlich nahezu 1,5 Milliar-
den DM zur Verfügung. In dem von der Bauwirt-
schaft genannten 5-Jahreszeitraum sind das bereits 
rund 7,5 Milliarden DM. Die Mittel werden zügig in 
Anspruch genommen, auch diejenigen der KfW. 
Hieran jetzt ein zusätzliches 10-Milliarden-DM-Pro

-

gramm anzuschließen, wäre nicht finanzierbar; Um-
schichtungen zu Lasten anderer Förderbereiche 
wären nicht vertretbar. Das gleiche gilt für die For-
derung nach einer Zinssenkung. Bei ERP erhalten 
die Kommunen bereits einen Vorzugszinssatz von 
6 %; bei der KfW beträgt er 6,5 %. Das ist sehr gün-
stig. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 54 und 55): 

Wie hoch sind die Herstellungskosten von Superbenzin, 
Normalbenzin und Dieselkraftstoff, und teilt die Bundesre-
gierung die Meinung, die Höhe der Dieselkraftstoffpreise sei 
berechtigt? 

Gibt es derzeit Engpässe auf dem Heizölmarkt, und wie 
wirken sich diese aus? 

Zu Frage 54: 

Die Herstellungskosten der einzelnen Mineralöl-
produkte lassen sich nicht getrennt ermitteln. 

Da Rohöl ein Gemisch verschiedener Kohlenwas-
serstoffe ist, fallen bei seiner Verarbeitung zwangs-
läufig gleichzeitig mehrere Produkte an wie z. B. 
Benzine, Mitteldestillate (das sind leichtes Heizöl 
und Dieselkraftstoff), schweres Heizöl. Eine Zu-
rechnung von Verarbeitungskosten in verbundenen 
Produktionsprozessen (sog. Kuppelproduktion), in 
denen verschiedene Produkte in den gleichen Anla-
gen aus dem gleichen Rohstoff hergestellt werden, 
auf die einzelnen Produkte ist nicht möglich. Die 
Mineralölindustrie muß vielmehr versuchen, mit 
den Erlösen aller Mineralölerzeugnisse die gesam-
ten Produktionskosten zu decken. 

Auch wenn der Bundesregierung die Herstel-
lungskosten der einzelnen Mineralölprodukte be-
kannt wären, müßte sie sich gleichwohl eines Ur-
teils über die Berechtigung der Höhe der Verbrau-
cherpreise enthalten. In unserer marktwirtschaftli-
chen Wirtschaftsordnung erfolgt die Preisbildung 
nicht nach dem Kostendeckungsprinzip, sondern 
nach Angebot und Nachfrage. Die Preise für Diesel-
kraftstoff und leichtes Heizöl folgen weitgehend 
den gleichen Marktgesetzen, da beide Produkte 
chemisch weitgehend identisch sind. Da der Preis 
für leichtes Heizöl seit Anfang Januar aufgrund 
witterungsbedingter Nachfrage stark gestiegen ist, 
ist der Dieselkraftstoffpreis gefolgt. Die Bundesre-
gierung hat keinerlei Anzeichen dafür, daß die 
Preisbildung für diese beiden Produkte nicht im 
Wettbewerb erfolgt ist. Vielmehr herrscht am Mine-
ralölmarkt ein intensiver Wettbewerb. 

Zu Frage 55: 

Derzeitige Engpässe auf dem Heizölmarkt sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. Nach der sehr 
starken witterungsbedingten Nachfrage nach leich-
tem und schwerem Heizöl im Januar haben sich die 
Märkte wieder normalisiert. 
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Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Lammert (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/3067 Frage 57): 

Welche Schlußfolgerung zieht die Bundesregierung aus 
der jüngsten Studie des Rheinisch-Westfälischen-Instituts 
für Wirtschaftsforschung, nach der ein Abbau der mit öffent-
lichen Mitteln bekleideten Steinkohleförderung trotz der da-
mit verbundenen Reduzierung von Subventionen zu einer 
zusätzlichen Belastung nicht nur des Arbeitsmarktes, son-
dern auch der öffentlichen Haushalte führen würde? 

Subventionen zugunsten der deutschen Stein-
kohle sind in erster Linie energiepolitisch begrün-
det. 

Das vom Gesamtverband des Deutschen Stein-
kohlenbergbaus in Auftrag gegebene RWI-Gutach-
ten „Zur volkswirtschaftlichen und arbeitsmarktpo-
litischen Bedeutung des Steinkohlenbergbaus" un-
ternimmt den Versuch, diese Subvention auch öko-
nomisch in Zeiten von Unterbeschäftigung zu recht-
fertigen. Dieser Versuch ist nicht gelungen. Die Un-
tersuchung weist gravierende methodische Mängel 
auf, die mein Kollege Dr. Schlecht in einem Schrei-
ben an das Institut, das auch in Teilen der Presse 
zitiert wurde, bereits ausführlich aufgezeigt hat. 
Hauptkritikpunkt ist, daß das Gutachten vor allem 
außer acht läßt, welche positiven Beschäftigungs-
wirkungen sich bei dynamischer Betrachtungs-
weise auch für die betreffende Region bei alternati-
vem Einsatz der öffentlichen Hilfen ergeben könn-
ten, z. B. durch eine entsprechende allgemeine re-
gionale Investitionsförderung oder durch eine ge-
zielte Senkung der Steuerbelastung. Die Ergebnisse 
des Gutachtens lassen daher keine Schlußfolgerun-
gen für die aktuelle wirtschafts- und arbeitsmarkt-
politische Diskussion zu. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Fra-
gen des Abgeordneten Löffler (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 68 und 69): 

Welche Probleme sieht die Bundesregierung für Philateli-
sten in der Bundesrepublik Deutschland, mit Bürgern der 
DDR Briefmarken auszutauschen? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, durch Verhandlun-
gen mit der DDR diese Schwierigkeiten abbauen zu helfen? 

Briefmarkensammler in der DDR und in Berlin 
(Ost) dürfen Briefmarken mit Partnern außerhalb 
der DDR nur im Rahmen einer besonderen Geneh-
migung tauschen. Sie müssen dazu Mitglied des 
Philatelistenverbandes im Kulturbund der DDR 
sein. Der Tausch kann nur mit einer Erstsendung 
des Partners in der DDR bzw. in Berlin (Ost) einge-
leitet werden. 
Die Sendungen der Sammler in der DDR und in 

Berlin (Ost) werden nach einer Kontrolle mit einer 
Genehmigungsmarke versehen zum Versand ge-
bracht. Für die Rücksendung durch den Partner au-
ßerhalb der DDR liegt den Sendungen eine Geneh-
migungsmarke bei. Der Versand von Briefmarken 

in der DDR oder nach Berlin (Ost) ohne diese Ge-
nehmigungsmarke ist nicht erlaubt. 

Das Gesamtdeutsche Institut — Bundesanstalt 
für gesamtdeutsche Aufgaben — hat ein Merkblatt 
mit genauen Hinweisen herausgegeben, das kosten-
los angefordert werden kann. 

Zur Zeit gibt es beim Briefmarkentausch mit 
Partnern in der DDR und in Berlin (Ost), unter der 
Voraussetzung, daß das staatlich vorgeschriebene 
Verfahren eingehalten wird, keine Schwierigkeiten. 
Die Bundesregierung tritt auch auf diesem Feld da-
für ein, daß die Menschen in Deutschland ohne 
staatliche Gängelung ihren Hobbys nachgehen kön-
nen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Fragen 
des Abgeordneten Schulze (Berlin) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/3067 Fragen 70 und 71): 

Trifft der Bericht im Tagesspiegel vom 15. Februar 1985 zu, 
daß in der Nacht vom 6./7. Februar 1985 ein aus Afghanistan 
stammender und mit einem pakistanischen Paß reisender 
Asylbewerber auf dem Weg in ein bayerisches Aufnahmela-
ger von Grenzorganen der DDR am Kontrollpunkt Drewitz 
mehrere Stunden lang festgehalten, körperlich mißhandelt 
und zurückgewiesen wurde? 

Was hat die Bundesregierung getan, um den Vorfall aufzu-
klären und gegebenenfalls gegenüber der DDR zu beanstan-
den? 

Die Meldung im Tagesspiegel vom 15. Februar 
1985, auf die sich Ihre Anfrage bezieht, beruht allein 
auf den Angaben des betroffenen Asylbewerbers. 
Die Delegation der DDR hat in der 84. Sitzung der 
Transitkommission am 21. Februar 1985 hierzu wie 
folgt Stellung genommen: 

Am 6. Februar 1985 um 23.48 Uhr erschien an 
der Grenzübergangsstelle Drewitz zur Abferti-
gung im Transit in die Bundesrepublik 
Deutschland im Reisebus, amtliches Kennzei-
chen B-HV 867, (Halter: Firma Arno Ziehm) zu-
sammen mit 34 weiteren Personen aus dritten 
Staaten der Bürger der Demokratischen Repu-
blik Afghanistan Saheb Dj an, geb. 1962, der 
sich mit dem in seinem Besitz befindlichen Rei-
sepaß der Republik Pakistan, ausgestellt auf 
die Personalien Zahir Djan, geboren in Alwara-
Mela, wohnhaft Alwara-Mela, RP-Nr. AL 
235 114, zu legitimieren versuchte. Bei der Paß-
kontrolle wurde zweifelsfrei die Verfälschung 
dieses Dokuments in Form einer Lichtbildaus-
wechselung festgestellt, woraufhin eine Prü-
fung der näheren Umstände eingeleitet wurde. 
Aus mitgeführten, teilweise von Behörden in 
Berlin (West) ausgefertigten Unterlagen, 
Schriftstücken und Dokumenten war ersicht-
lich, daß es sich bei der Person um den afghani-
schen Bürger Saheb Djan handelt. Im Reisege-
päck des Djan wurden zwei Büchsen mit dro-
genverdächtiger Substanz durch Angehörige 
des Grenzzollamtes Drewitz sichergestellt und 
zur Laboruntersuchung weitergeleitet. Die Prü- 
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fung dieses Sachverhaltes durch die Organe 
der DDR verlief korrekt, sachlich und ohne jeg-
liche Konfrontation. Während des Aufenthaltes 
von Dj an an der Grenzübergangsstelle Drewitz 
wies dieser keinerlei äußere Verletzungen auf. 
Djan wurde im Ergebnis der Verdachtsprüfung 
zurückgewiesen und fuhr am 7. Februar 1985 
um 3.45 Uhr in einem Lkw nach Berlin (West) 
zurück. 

Der Betroffene ist am 14. Februar 1985 und 27. Fe-
bruar 1985 eingehend zu diesem Vorfall befragt 
worden. Er hat dabei seine im Tagesspiegel vom 
15. Februar 1985 wiedergegebenen Angaben auf-
rechterhalten. Die beiden Berliner Polizeibeamten, 
mit denen der betroffene Asylbewerber unmittelbar 
nach seiner Zurückweisung im Grenzübergang 
Dreilinden zusammengetroffen war, haben jedoch 
keine äußerlichen Spuren einer Mißhandlung wahr-
genommen. Der Zurückgewiesene hat ihnen gegen-
über auch keine derartigen Angaben gemacht. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, die 
divergierenden Sachverhaltsdarstellungen weiter 
aufzuklären. Sie beabsichtigt daher nicht, den Vor-
fall noch einmal gegenüber der Regierung der DDR 
aufzugreifen. Ergänzend ist darauf hinzuweisen, 
daß derartige Vorfälle bisher im Transitverkehr 
nicht bekannt geworden sind. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 75 und 76): 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang län-
gerfristige Arbeitslose beim Bezug von Arbeitslosenhilfe her

-

abgestuft werden, weil nach Einschätzung der. Arbeitsver-
waltung durch die Entwicklung des Arbeitsmarktes und der 
persönlichen Voraussetzungen der Betroffenen auf niedri-
gere Lohngruppen verwiesen wird, und trifft es zu, daß auch 
dadurch immer mehr Arbeitslose auf Sozialhilfe angewiesen 
sind? 

Welche Maßnahmen sind nach Auffassung der Bundesre-
gierung notwendig, um es nicht zur sogenannten ,,Arbeitslo-
senhilfe-Rutsche" kommen zu lassen, und reicht der Perso-
nalbestand in den Arbeitsämtern aus, die notwendigen Hil-
fen zu leisten? 

Mit Ihren Fragen sprechen Sie die Regelung des 
§ 136 Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes an. Da-
nach wird das für die Bemessung der Arbeitslosen-
hilfe maßgebende Arbeitsentgelt neu festgesetzt, 
wenn der Arbeitslose dieses Arbeitsentgelt nicht 
mehr erzielen kann. Eine solche Neubemessung 
kommt in Betracht, wenn sich nach längeren Ver-
mittlungsbemühungen herausgestellt hat, daß der 
Arbeitslose das bisherige Arbeitsentgelt auf dem 
Arbeitsmarkt nicht mehr erzielen kann. Es handelt 
sich um ausgesprochene Einzelfallentscheidungen. 
Statistische Erhebungen sind hierüber nicht durch-
geführt worden. 

Die Bundesregierung hält die gesetzliche Rege-
lung, die in dieser umfassenden Form 1977 durch 
die sozialliberale Koalition geschaffen wurde, für 

überprüfungsbedürftig. Sie hat deshalb den Präsi-
denten der Bundesanstalt für Arbeit gebeten, nä-
here Feststellungen über die Auswirkungen dieser 
Regelung zu treffen. Ich bitte deshalb um Ihr Ver-
ständnis, daß ich zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht mehr mitteilen kann. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage 
des Abgeordneten Haase (Fürth) (SPD) (Druck-
sache 10/3067 Frage 77): 

Wie gedenkt die Bundesregierung auf die Bundesanstalt 
für Arbeit einzuwirken, daß diese schnell und unbürokra-
tisch umfassende betriebliche und außerbetriebliche Um-
schulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen im Rahmen 
neuer Produktlinien für entlassungsgefährdete Grundig-Mit-
arbeiter fördert? 

Mit den durch die personalpolitischen Entschei-
dungen der Grundig AG aufgeworfenen arbeits-
marktpolitischen Fragen sind neben dem Arbeits-
amt Nürnberg bereits das Landesarbeitsamt Nord-
bayern und die Hauptstelle der Bundesanstalt für 
Arbeit befaßt. Dabei hält das Arbeitsamt Nürnberg 
engen Kontakt zur Grundig AG. 

Sobald von der Grundig AG die neuen Produkti-
onslinien festgelegt sind, lassen sich Angaben ma-
chen über den Schulungsbedarf, die betroffenen 
Personen mit ihren beruflichen und persönlichen 
Daten sowie über Inhalt, Ziel, Kosten und Träger-
schaft der notwendigen beruflichen Bildungsmaß-
nahmen. Die Bundesanstalt für Arbeit wird bei Vor-
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen das volle 
Instrumentarium des Arbeitsförderungsgesetzes 
schnell und unbürokratisch einsetzen, wenn da-
durch entlassungsgefährdete Mitarbeiter der 
Grundig AG vor Arbeitslosigkeit bewahrt werden 
können. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage 
des Abgeordneten Lambinus (SPD) (Drucksache 
10/3067 Frage 78): 

Welche Folgen sind nach Ansicht der Bundesregierung auf 
Grund der bei der Firma Grundig AG geplanten Massenent-
lassungen kurz- und längerfristig bei der Entwicklung der 
regionalen und überregionalen Arbeitslosenzahlen und beim 
Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit zu erwarten? 

Sofern die geplanten Entlassungen bei Grundig 
direkt in Arbeitslosigkeit führen, würde dies vor-
aussichtlich zu einer Erhöhung der Arbeitslosen-
quoten in den betroffenen Arbeitsamtsbezirken 
führen. Die Auswirkungen auf die überregionalen 
Arbeitslosenquoten würden aber — wenn über-
haupt — sehr gering sein. 

Folgen für den Haushalt der Bundesanstalt für 
Arbeit aus der veränderten Arbeitsmarktlage in 
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Nordbayern sind nicht zu erwarten. Denn für die 
Ausgabenentwicklung der Bundesanstalt für Arbeit 
sind weniger Veränderungen einzelnen regionaler 
Arbeitsmärkte maßgebend, als die Gesamtentwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt. Die Bundesregierung 
rechnet weiter mit einem Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit im Verlauf des Jahres 1985. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage 
des Abgeordneten Grünbeck (FDP) (Drucksache 
10/3067 Frage 81): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den zu 
erwartenden innerbetrieblichen Schwierigkeiten zu begeg-
nen, zu denen voraussichtlich gerade in kleinen und mittle-
ren Betrieben die Anwendung des Urteils des Großen Senats 
des Bundesarbeitsgerichts in Kassel zum Kündigungsschutz 
für Arbeitnehmer (GS 1/84-7 AZR 444/81 vom 27. Februar 
1985) führen wird? 

Der Wortlaut des Beschlusses des Großen Senats 
des Bundesarbeitsgerichts vom 27. Februar 1985 
zum Weiterbeschäftigungsanspruch nach Kündi-
gung liegt der Bundesregierung noch nicht vor. So-
weit die Entscheidung in der Presseinformation des 
Bundesarbeitsgerichts wiedergegeben ist, erscheint 
mir jedoch die Sorge unbegründet, daß es deswegen 
zu innerbetrieblichen Schwierigkeiten für Klein-
und Mittelbetriebe kommt. Das Bundesarbeitsge-
richt hat nämlich Voraussetzungen für einen Wei-
terbeschäftigungsanspruch aufgestellt. Es erkennt 
in seiner neuen Entscheidung einen Weiterbeschäf-
tigungsanspruch für den Fall an, daß ein Gericht 
die Kündigung für unwirksam erklärt hat und dar-
über hinaus keine schutzwürdigen Arbeitgeberin-
teressen entgegenstehen. Dadurch wird auch die 
Flexibilität der Betriebe hinreichend berücksich-
tigt. 

Kleinbetriebe können durch diese Entscheidung 
wohl kaum betroffen sein. Da Arbeitnehmer in 
Kleinbetrieben mit weniger als 6 Arbeitnehmern 
nicht unter den Geltungsbereich des Kündigungs-
schutzgesetzes fallen, kann eine Kündigung nicht 
auf Grund des Kündigungsschutzgesetzes rechtsun-
wirksam sein und deshalb grundsätzlich auch kei-
nen Weiterbeschäftigungsanspruch auslösen. Auch 
die Auswirkungen des vom Bundesarbeitsgericht 
anerkannten Weiterbeschäftigungsanspruchs auf 
mittlere und größere Betriebe sollten nicht über-
schätzt werden: Bereits nach geltendem Recht steht 
ein Anspruch auf Weiterbeschäftigung nach der 
Kündigung in den Fällen der §§ 102 Absatz 5 Be-
triebsverfassungsgesetz, 79 Absatz 2 Bundesperso-
nalvertretungsgesetz sowie nach der bisherigen 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts auch 
bei offensichtlich unwirksamen Kündigungen zu. 

Außerdem spricht der relativ niedrige Anteil der 
Klagen gegenüber Kündigungen der Arbeitgeber 
dafür, daß nur ein kleiner Personenkreis das Recht 
auf Weiterbeschäftigung in Anspruch nehmen 
kann. Nach der Untersuchung über „Kündigungs-
praxis und Kündigungsschutz in der Bundesrepu

-

blik Deutschland" des Max-Planck-Instituts für aus-
ländisches und internationales Privatrecht haben 
die Arbeitnehmer im Jahre 1978 in nur 8 % (bei 
betriebsbedingten Kündigungen sogar nur in 4 %) 
der Fälle diese Kündigung mit der Kündigungs-
schutzklage angegriffen. Außerdem macht nach 
dem Ergebnis dieser Untersuchung der Anteil der 
Urteile der Ersten Instanz im Jahre 1979, in denen 
die Unwirksamkeit der Kündigung festgestellt wur-
de, gemessen an allen Kündigungsschutzverfahren 
der Ersten Instanz nur 6,5 % aus. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE) 
(Drucksache 10/3067 Fragen 82 und 83): 

Welche Aussagen machen die Führungs- und Einsatz-
grundsätze der NATO und der Bundeswehr zu den verschie-
denen Atomic Demolition Munitions-Typen (ADM: SADM 
und MADM)? 

Wie bewertet die Bundesregierung vor dem Hintergrund 
ihres bisherigen Bestreitens der offensiven Rolle von ADMs 
die Aussage der für die US Defense Nuclear Agency am 
1. September 1980 erstellte Studie „A Net Assessment of Tac-
tical Nuclear Doctrine for the Integrated Battlefield": „ADM 
können eine offensive Rolle spielen ... Pionier- oder Special-
Forces-Teams tief in das sowjetische/Warschauer Pakt-Hin-
terland eingesickert und mit ADM (MADM) oder SADM aus-
gerüstet, können Ziele lokalisieren und angreifen, die anson-
sten nicht zeitgerecht erreicht werden könnten. Mobile Ziele 
wie nukleare Abschußsysteme oder Logistikeinheiten 
und ...C 3 -Mittel könnten in nahezu Echtzeit durch die Nutz-
barmachung von Geheimhaltung und Überraschung ange-
griffen werden"? 

Zu Frage 82: 

Alle Aussagen zu nuklearer Sperrmunition 
(SADM und MADM) in den gemeinsam vereinbar-
ten politischen Richtlinien der NATO und den na-
tionalen Vorschriften der Bundeswehr beinhalten 
ausschließlich den defensiven Einsatz. 

Zu Frage 83: 

Wie die Bundesregierung wiederholt betont hat, 
haben solche Überlegungen keinen Raum in den 
NATO-Richtlinien und -Planungen. Diese allein 
sind für den NATO-Operationsbereich bestim-
mend. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 84 und 121): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Chef der US-
Ausbildungsabteilung für ADM über den Einsatz von 
SADMs in der Zeitschrift „Military Review" vom November 
(Nr. 11) 1982 feststellt: „ADMs bieten auch Vorteile um den 
Angriff in die Tiefe gemäß der Airland Battle-Doktrin zu 
unterstützen. Einheiten der US-Special Forces haben die Fä-
higkeit, atomare Sprengladungen einzusetzen, um Schlüssel-
stellungen und Einrichtungen tief im gegnerischen Territo- 
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rium zu zerstören", und wie bewertet sie dies im Zusammen-
hang mit ihrer Feststellung in der Fragestunde vom 16. Ja-
nuar 1985: „Der Einsatz der hier in Rede stehenden ADM 
dient ausschließlich defensiven Aufgaben entsprechend dem 
Auftrag der NATO"? 

Seit wann fordert die Bundesregierung in den dafür zu-
ständigen NATO-Gremien den Abzug der SADM und 
MADMs , und mit welchem Ergebnis kann bei den Verhand

-

lungen über deren Abzug gerechnet werden? 

Zu Frage 84: 

Die Bunderegierung hat sich in der Fragestunde 
am 16. Januar und 17. Januar 1985 zu dieser Frage 
ausführlich und eindeutig geäußert und festgestellt: 
„Der Einsatz der hier in Rede stehenden ADM dient 
ausschließlich defensiven Aufgaben entsprechend 
dem Auftrag der NATO. Sie unterliegen vollständig 
der politischen Kontrolle, dem verabredeten und 
gültigen Konsultationsmechanismus und integrier-
ten Einsatzplanungen. Ein Einsatz im Hinterland 
eines Angreifers ist in keiner Form vorgesehen 
oder geplant." 

Auch in jüngeren Untersuchungen und Studien 
im NATO-Bündnis zur Rolle von ADM in der 
NATO-Strategie, wie sie z. B. in den Jahren 1978, 
1981 vorgenommen wurden und denen von der da-
maligen Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land zugestimmt wurden, hat eine Option des Ein-
satzes von ADM im feindlichen Hinterland nie zur 
Debatte gestanden. 

Der besagte Artikel in einer amerikanischen Mi-
litärzeitschrift hat für die Bundesregierung keiner-
lei Relevanz. 

Zu Frage 121: 

Schon der Doppelbeschluß vom 12. Dezember 
1979 enthält als integralen Bestandteil die einseiti-
ge, inzwischen vollzogene Reduzierung des NATO-
Nuklearpotentials in Europa um 1 000 Gefechtsköp-
fe. Die weiteren Studien der High Level Group führ-
ten zu dem Beschluß von MONTEBELLO (Oktober 
1983), durch einen weiteren einseitigen Abzug von 
1 400 nuklearen Gefechtsköpfen den niedrigsten 
Bestand an Nuklearwaffen in Europa überhaupt zu 
erreichen. 

Ziel der Bundesregierung ist es, wie sie wieder-
holt betont hat, daß alle ADM aus der Bundesrepu-
blik Deutschland abgezogen werden; dies hat Bun-
desverteidigungsminister Dr. Wörner erneut am 
16. Januar 1985 vor dem Verteidigungsausschuß des 
Deutschen Bundestages erklärt. 

Wie sich bei der Ministerkonferenz der Nuklea-
ren Planungsgruppe am 26./27. März 1985 in Lu-
xemburg ergeben hat, besteht in dieser Frage Über-
einstimmung im Bündnis. Der Oberste Befehlsha-
ber Europa hat in seinem Bericht über die Ausfüh-
rung des Reduzierungsbeschlusses von Montebello 
dieses ebenfalls klar vorgetragen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Jungmann (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 85 und 86): 

Ist es richtig, daß in Dienstvorschriften der US-Streitkräfte 
für den Einsatz taktischer Nuklearwaffen vorgesehen ist, 
daß „Spezialeinheiten mit besonderen Kenntnissen der Ein-
satzregion und besonderen Sprachkenntnissen vor oder nach 
Beginn der Kampfhandlungen in Feindgebiet einsickern", 
um SADMs zum Einsatz zu bringen, und wenn ja, ist die 
Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß dieser beab-
sichtigte Einsatz von Special Atomic Demolition Munitions 
(SADM) dem ausschließlich defensiven Auftrag der NATO 
widerspricht? 

Welche Aufgaben hat die in Hanau stationierte, dem V. US-
Korps unterstellte ADM-Kompanie, und welche Zuarbeits-
funktionen haben die Spezial-Sperrkompanien bei den deut-
schen Korps und bei der 6. Panzergrenadierdivision? 

Zu Frage 85: 

Ich verweise auf meine Ausführungen zur Frage 
des Abgeordneten Gansel (Nr. 84). 

Zu Frage 86: 

Die Sperrkompanien der Bundeswehr haben die 
Aufgabe, den Einsatz von ADM durch amerikani-
sche Pioniere zu unterstützen. Die ADM selbst wer-
den nur durch amerikanische ADM-Teams einge-
setzt. Die ADM verbleiben daher immer in der Ver-
fügungsgewalt der amerikanischen Truppen. 

Die amerikanischen ADM-Kompanien sind für 
den möglichen Einsatz der ADM ausgebildet und 
ausgerüstet. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Druck-
sache 10/3067 Fragen 87 und 88): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß alles getan 
werden muß, um die atomare Schwelle zu heben, und wenn 
ja, warum tritt sie dann nicht für einen konsequenten Abzug 
aller atomaren Gefechtsfeldwaffen, insbesondere derjenigen 
mit kurzer Reichweite, ein? 

Kann die Bundesregierung erklären, daß es bei der beab-
sichtigten Modernisierung von nuklearen Gefechtsfeldköp-
fen der Rohrartillerie um den Ersatz durch gleichwertige 
Mittel geht, oder handelt es sich nicht in Wirklichkeit um 
eine Kampfwertsteigerung der nuklearen Gefechtsfeldwaf-
fen hinsichtlich solcher Kriterien wie Reichweite und Zielge-
nauigkeit, um das Einsatzspektrum dieser Waffen zu vergrö-
ßern? 

Zu Frage 87: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß al-
les Notwendige getan werden muß, um eine Abhän-
gigkeit der NATO von einem frühzeitigen nuklea-
ren Einsatz aufgrund konventioneller Unterlegen-
heit in Bereichen der Vorneverteidigung zu verhin-
dern. Dazu dienen die Maßnahmen zur Stärkung 
der konventionellen Verteidigungsfähigkeit, wie sie 
die NATO und die Bundeswehrplanungen vorse-
hen. 
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Die Bundesregierung ist weiter der Auffassung, 
daß die NATO-Strategie der Kriegsverhinderung 
durch Abschreckung auf einer ausgewogenen 
Struktur des Abschreckungspotentials beruht. 

Die Bundesregierung hat jedoch immer wieder 
betont und auch im Bündnis mit Nachdruck vertre-
ten, daß der Schwerpunkt der nuklearen Kräfte-
struktur in Europa auf Waffen größerer Reichweite 
verlagert wird. Dieser Akzentuierung entsprechen 
der NATO-Doppelbeschluß vom Dezember 1979 und 
die mit dem Beschluß von Montebello im Jahre 1983 
beschlossenen Reduzierungen der NATO-Nuklear-
waffenbestände um weitere 1 400 Sprengköpfe, die 
vor allem zu einer deutlichen Verringerung der 
Nuklearwaffen kurzer Reichweite führen werden. 

Zu Frage 88: 

Zunächst: Es handelt sich um eine einschnei-
dende und von uns weitere Vorleistungen darstel-
lende Reduzierung bei der Zahl der Gefechtsköpfe 
nuklearer Artillerie. Es handelt sich also nicht um 
neue Waffen, sondern lediglich um Munition für 
dieselben Geschütze. Die verbleibenden Gefechts-
köpfe werden besonders hinsichtlich der Zielgenau-
igkeit modernisiert, um die Abschreckungswirkung 
aufrechterhalten zu können. 

Diese Modernisierungen führen außerdem zu ei-
ner weiter gesteigerten technischen Sicherheit der 
Nuklearwaffen. Die Notwendigkeit der Modernisie-
rung wurde in allen Untersuchungen des Bündnis-
ses zur Struktur der Nuklearwaffen der NATO seit 
Mitte der 70er Jahre bestätigt und bereits von der 
damaligen Bundesregierung unterstützt. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Horn (SPD) (Drucksache 10/3067 
Frage 89): 

Warum erklärt die Bundesregierung immer wieder, in 
Montebello sei der Abbau von 1 400 nuklearen Gefechtsköp-
fen beschlossen worden, und verschweigt dabei, daß es sich 
zugleich um eine Erneuerung und qualitative Verbesserung 
des verbleibenden nuklearen Potentials handelt? 

Die Bundesregierung verschweigt nichts! Im 
Kommunique von Montebello (vgl. Bulletin S. 1047, 
Ziffer 6) wird ein Mindestmaß an Nuklearwaffen 
angestrebt. Um die Abschreckung dennoch zu ge-
währleisten, haben sich die Minister über eine 
Reihe von möglichen Verbesserungen verständigt. 

Wir sollten gemeinsam die Politik der Selbstbe-
schränkung der NATO deutlich machen, die trotz 
ständiger Aufrüstung und Qualitätsverbesserung 
der Waffen des Warschauer Pakts auf seiten der 
NATO seit 1979 eine Reduzierung um 2 400 Ge-
fechtsköpfe beschlossen hat. 

D. h. die NATO wird bis ca. 1988 ihren Nuklear-
waffenbestand um ca. ein Drittel senken. Dies heißt, 
daß die NATO für jeden neuen Gefechtskopf in Eu

-

ropa einschließlich Doppelbeschluß fünf Gefechts-
köpfe abzieht. 

Dies ist ein beispielloser einseitiger Schritt der 
NATO zur Reduzierung des nuklearen Waffenarse-
nals auf das Mindestmaß des zur Abschreckung 
Notwendigen, den die Bundesregierung übrigens 
nachhaltig beeinflußt hat. Es ist zu wünschen, 
daß der Warschauer Pakt entsprechend handeln 
würde. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 10/3067 
Fragen 90 und 91): 

Dient die sogenannte „Schnupfenstudie" bzw. die Untersu-
chung des Medikamentes „Interferon" im Institut für Wehr-
medizin und Hygiene in Koblenz der Erprobung von Ab-
wehrmöglichkeiten inhalatorischer und bakteriologischer 
Kampfstoffe oder nur der Erprobung eines neuen Medika-
mentes gegen Schnupfen? 

Wer hat diese Studie am Institut für Wehrmedizin und 
Hygiene in Auftrag gegeben sowie genehmigt, und wie wird 
diese Studie finanziert? 

Zu Frage 90: 

Die Studie mit einem interferonhaltigen Nasen-
spray wurde ausschließlich zur Überprüfung der 
Wirksamkeit als Vorbeugemittel gegen Erkältungs-
krankheiten der oberen Atemwege durchgeführt. 

Zu Frage 91: 

Der Auftrag erfolgte von einer pharmazeutischen 
Firma an einen Sanitätsoffizier als Studienleiter 
und Vertragspartner. 

Der Offizier hat den Auftrag angenommen im 
Rahmen seiner Berechtigung als Arzt mit Geneh-
migung zur Nebentätigkeit. Die Bundeswehr ist da-
her an dem Forschungsvorhaben nicht beteiligt. 

Die Annahme dieses Auftrages bedurfte auf-
grund der Zielsetzung und der Bedingungen der 
Studie keiner besonderen Genehmigung. Eine zeit-
gerechte Information durch den verantwortlichen 
Studienleiter an den Inspekteur des Sanitäts- und 
Gesundheitswesens erfolgte. 

Die Studie wird von der beauftragenden Firma 
finanziert und vom Studienleiter ordnungsgemäß 
abgerechnet, insoweit Einrichtungen oder Personal 
der Bundeswehr zur Durchführung der Studie in 
Anspruch genommen werden. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 
10/3067 Frage 92): 
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Beabsichtigt die Bundesregierung, die Sparpauschale für 
Wehrpflichtige wieder einzuführen, und wenn nein, warum 
nicht? 

Die Sparpauschale, die pro Wehrpflichtigen bis zu 
50,— DM betrug und damit im Haushaltsplan mit 
ca. 100 Millionen DM veranschlagt war, wurde von 
der SPD-geführten Bundesregierung abgeschafft. 

Im Rahmen der dringend notwendigen Haus-
haltskonsolidierung, d. h. Abbau des gewaltigen 
Schuldenberges und Entlastung der künftigen Ge-
nerationen, sieht die Bundesregierung zur Zeit trotz 
großen Interesses des Bundesministers der Vertei-
digung kurzfristig noch keine Möglichkeit, die Spar-
pauschale wieder einzuführen. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Berger (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3067 Fragen 93 und 94): 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß 
die regelmäßige Dienstzeit der Soldaten im Frieden und au-
ßerhalb von großen Übungen möglichst nicht wesentlich 
über der vergleichbarer ziviler Berufsgruppen, insbesondere 
solcher im öffentlichen Dienst liegt? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu diesem Zweck die mili-
tärische Führung zu beauftragen, die notwendigen organisa-
torischen Maßnahmen zu treffen, inklusive des Verzichtes 
auf Ausbildungsforderungen, die ihrer Art, Menge und Inten-
sität nach notwendigerweise zu regelmäßig höheren Dienst-
zeiten führen müssen? 

Zu Frage 93: 

Die militärischen Erfordernisse, Aufrechterhal-
tung der notwendigen Einsatzbereitschaft und Prä-
senz, bestimmen die Dienstzeit der Soldaten. Es ist 
daher nicht möglich, für die Soldaten eine „regelmä-
ßige Dienstzeit", z. B. in Anlehnung an den Begriff 
der regelmäßigen Arbeitszeit der Beamten, zu defi-
nieren und einzuführen. 

Die Bundesregierung wirkt jedoch — wo immer 
möglich — darauf hin, die Dienstzeitbelastung der 
Soldaten so gering wie möglich zu halten. 

Die Verringerung der Dienstzeitbelastung der 
Soldaten findet aber dort ihre Grenze, wo der ver-
fassungsmäßige Verteidigungsauftrag der Streit-
kräfte nach Art. 87 a GG und unsere Bündnisver-
pflichtungen nicht mehr erfüllt werden können. 

Zu Frage 94: 

Bereits jetzt wird ständig und auf allen Ebenen 
der Bundeswehr geprüft, wie durch einzelorganisa-
torische Maßnahmen die Dienstzeitbelastung der 
Soldaten reduziert werden kann. 

Die Bundesregierung darf jedoch nicht auf Aus-
bildungsforderungen verzichten, wenn dadurch die 
notwendige Einsatzbereitschaft der Streitkräfte ge-
fährdet würde. In diesem Zusammenhang ist auch 
darauf hinzuweisen, daß in einer Wehrpflichtarmee, 
in der jährlich etwa die Hälfte der Soldaten neu 

ausgebildet werden muß, der Ausbildungsaufwand 
naturgemäß besonders hoch ist. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 95 und 96): 

Ist es zutreffend, daß Lehrgangsteilnehmer an der Offizier

-s

chule des Heeres in Hannover in ihren Lehrgängen aufge-
fordert wurden, in Uniform an einer öffentlichen Veranstal-
tung mit dem Bundesminister der Verteidigung teilzuneh-
men? 

Ist es zutreffend, daß es sich bei dieser Veranstaltung am 
5. März 1985 um eine Parteiveranstaltung der CDU han-
delte? 

Zu Frage 95: 

Dies trifft so nicht zu. Der Kommandeur der Offi-
zierschule des Heeres hatte es den Offizieren des 
Stammpersonals und den Lehrgangsteilnehmern 
ermöglicht, freiwillig an der Veranstaltung teilzu-
nehmen. 

Ein Lehrgruppenkommandeur hatte danach ent-
schieden, daß die Lehrgangsteilnehmer, die an der 
Veranstaltung teilnehmen wollten, Uniform zu tra-
gen hätten. Diese Weisung erfolgte in der irrtümli-
chen Annahme, daß es sich hierbei um eine über-
parteiliche Veranstaltung handele. 

Einer entsprechenden Beschwerde wurde stattge-
geben und der Lehrgruppenkommandeur belehrt. 

Zu Frage 96: 

Der Vortrag des Bundesministers der Verteidi-
gung über „Aktuelle Fragen der Sicherheitspolitik" 
fand im Rahmen einer Veranstaltung der CDU 
statt. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Reetz (GRÜNE) (Druck-
sache 10/3067 Frage 97): 

Welcher Zusammenhang besteht zwischen den Ausführun-
gen des US-Unterstaatssekretärs für politische Angelegen-
heiten Armacost über „Die Bedeutung eines Kräftegleich-
gewichts für die NATO auch in anderen geographischen Re-
gionen, insbesondere im pazifischen Raum" und der Ankün-
digung im Manöverkatalog der Bundesmarine, sie wolle zu-
sammen mit der British Navy und der französischen Marine 
an einer Übung im Indischen Ozean teilnehmen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung diese Ankündigung im Lichte 
der bisher vom Bundesministerium der Verteidigung immer 
wieder abgegebenen Versicherungen, eine strikte Beschrän-
kung auf NATO-Gebiet — Atlantischer Ozean und Nordmeer 
— einzuhalten? 
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Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, Ein-
heiten der Marine an Manövern im Indischen 
Ozean teilnehmen zu lassen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Weiß (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3067 Fragen 98 und 99): 

Stimmt die Meldung in „Bild am Sonntag" vom 17. März 
1985, wonach die Soldaten der Bundeswehr während der 
14tägigen NATO-Übung WINTEX nur einen Tag Sonderur-
laub bekamen, während die Bediensteten der Truppenver-
waltung neun Tage Urlaub erhielten und die Überstunden 
bis zu 900 DM vergütet wurden? 

Ist die in der gleichen Zeitung aufgestellte Behauptung 
zutreffend, daß die Bediensteten der Truppenverwaltung in 
Hotels untergebracht waren, und wäre es dem Zweck der 
Übung entsprechend nicht realistischer gewesen, sie den ver-
gleichbaren Bedingungen zu unterwerfen, wie sie für die Sol-
daten galten? 

Zu Frage 98: 

Zur Meldung in „Bild am Sonntag" habe ich fol-
gendes zu sagen: Die unterschiedliche Handhabung 
bei der Gewährung von Dienstbefreiung bzw. Son-
derurlaub für die militärischen und zivilen Übungs-
teilnehmer ist auf den unterschiedlichen Status und 
die verschiedenartigen Rechtsvorschriften zurück-
zuführen. Soldaten unterliegen im Gegensatz zu 
den Beamten keiner Arbeitszeitregelung. D. h. — 
leider von der Öffentlichkeit wenig beachtet —, der 
Dienstherr verlangt von seinen Soldaten oft 60 — 70 
— 75 Stunden pro Woche. 

Für Beamte, die in den Übungsquartieren an der 
Übung teilnahmen, wurden — wie in den Vorjahren 
— als angemessener Ausgleich im Sinne des § 72 
Bundesbeamtengesetz für jeden vollen Arbeitstag 
der Teilnahme ein Tag, für jeden dienstfreien Tag 
(z. B. Sonnabend/Sonntag) zwei Tage Dienstbefrei-
ung angesehen. 

Ich räume ein, das ist eine langjährig praktizier-
te, im Vergleich zu unseren Soldaten sehr großzü-
gige Regelung. 

Angestellte und Arbeiter erhalten nach den für 
sie geltenden tarifvertraglichen Regelungen bei 
Teilnahme an Manövern und ähnlichen Übungen 
für zusätzliche Inanspruchnahme eine Pauschalab-
findung. Je nach dem Umfang der Teilnahme an der 
Übung kann nach den tarifvertraglichen Regelun-
gen die Pauschalabfindung bis zu 900,— DM betra-
gen. Eine Arbeitsbefreiung kann ihnen daneben 
nicht gewährt werden. 

Die Dauer des täglichen Dienstes der Soldaten 
richtet sich unter Berücksichtigung des Gebotes der 
Fürsorgepflicht des Dienstherrn nach militärischen 
Erfordernissen. Es erhalten Soldaten der zu ständi-
ger Einsatzbereitschaft verpflichteten Einheiten als 
Ausgleich für die Mehrbeanspruchung eine allge-
meine Dienstbefreiung zu Ostern oder Pfingsten 
und zu Weihnachten oder Neujahr, die in jedem 
Jahr regelmäßig sechs Werktage umfaßt. 

Für Beamte gilt diese Regelung nicht. 

Zu Frage 99: 

Die Anordnung über die Art der Unterkunft liegt 
beim zuständigen Dienststellenleiter und hängt von 
den örtlichen Gegebenheiten des Einzelfalles ab. Si-
cherlich wäre es realistischer gewesen, die Bedien-
steten der Truppenverwaltung vergleichbaren Be-
dingungen zu unterwerfen wie sie für Soldaten gal-
ten. Aufgrund begrenzter Unterkunftskapazität 
mußten teilweise jedoch Hotelunterkünfte ange-
mietet werden. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Delorme (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 100 und 101): 

Kann die Bundesregierung Presseberichte bestätigen, wo-
nach die ursprünglichen Forderungen der US-Streitkräfte, 
im Mainzer Raum zusätzliche Geländeflächen in einer Größe 
von 70 Hektar für Militärzwecke in Anspruch zu nehmen, auf 
Grund massiver Proteste der zuständigen Behörden und 
Kommunalparlamente sowie der gesamten Bevölkerung we-
sentlich reduziert wurden und jetzt noch rund 14 Hektar 
betragen sollen? 

Kann die Bundesregierung Auskunft über den derzeitigen 
Stand der Verhandlungen geben und über ihre Bemühungen, 
die amerikanischen Streitkräfte zu bewegen, angesichts der 
schon vorhandenen Massierung militärischer Einrichtungen 
im Mainzer Raum ganz auf zusätzliche Geländeforderungen 
zu verzichten? 

Zu Frage 100: 

Die amerikanischen Streitkräfte haben eine 
Überprüfung ihrer ursprünglichen auf Beschaffung 
von 70 ha Gelände gerichteten Forderungen mit 
dem Ziel einer Reduzierung eingeleitet. Dabei 
zeichnet sich ab, daß die Forderung insgesamt er-
heblich verringert werden kann. 

Zu Frage 101: 

Nach dem derzeitigen Stand der Verhandlungen 
bestehen Aussichten, daß die Forderung auf Be-
schaffung von 32 ha für den Bau von Familienwoh-
nungen fallen gelassen wird. Auch die Forderung 
für die Erweiterung des Flugplatzes wird wahr-
scheinlich nicht unerheblich reduziert werden kön-
nen. Es sind allerdings noch eine Anzahl von Vor-
fragen zu klären, die eine endgültige Aussage noch 
nicht zulassen. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/3067 Fragen 102 und 103): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Deutsche Bun-
desjugendring in der Woche vom 4. bis 8. März 1985 in der 
Hauptstadt Costa Ricas ein Mittelamerika-Seminar veran-
staltet hat, bei dem Sandinisten aus Nicaragua und Aufstän-
dische aus El Salvador mit marxistisch-leninistischen Auf-
fassungen den Ton angaben, während Teilnehmern aus 
christlichen Jugendorganisationen das Rederecht beschnit-
ten wurde (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 13. März 
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1985), und kann daraus geschlossen werden, daß der Deut-
sche Bundesjugendring sich jedenfalls bei Auslandsaktivitä-
ten nicht mehr an die Prinzipien unserer freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung gebunden fühlt? 

Ist es mit der Mittelamerika-Politik der Bundesregierung, 
die auf eine Unterstützung der Demokratie und der Men-
schenrechte in Mittelamerika ausgerichtet ist, vereinbar, 
wenn derartige Veranstaltungen des Deutschen Bundesju-
gendrings mit Steuergeldern gefördert werden? 

Zu Frage 102: 

Das vom 4. bis 9. März 1985 in San José vom Deut-
schen Bundesjugendring mitveranstaltete Regio-
nalseminar zum Thema „Die politische, wirtschaftli-
che und soziale Situation und die Lage der Jugend 
in Mittelamerika" diente dazu, einem breiten Spek-
trum von Jugend-Verbandsvertretern aus neun 
Ländern der Region Gelegenheit zu geben, Kon-
takte aufzunehmen, Informationen und Erfahrun-
gen mit dem Deutschen Bundesjugendring auszu-
tauschen und die Probleme Mittelamerikas, insbe-
sondere der Jugend, und deren Lösungsmöglichkei-
ten (CONTADORA-Initiative) zu diskutieren. 

Wegen der besonderen Problematik der Veran-
staltung und der Überlegungen des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit zur weite-
ren Förderung der jugendpolitischen Zusammenar-
beit deutscher Verbände mit den Jugendorganisa-
tionen der Region, war ein Beamter des Bundesmi-
nisteriums für Jugend, Familie und Gesundheit zur 
Beobachtung bei dem Seminar in Costa Rica anwe-
send. 

Wie der Beamte berichtet hat, deckt sich der tat-
sächliche Ablauf des Seminars nicht mit den Veröf-
fentlichungen in den Medien. Tatsache ist, daß nach 
dem ersten von vier Seminartagen etwa zehn 
christlich-demokratisch orientierte Jugend-Ver-
bandsvertreter von insgesamt knapp fünfzig Semi-
narteilnehmern die Veranstaltung im Eklat verlas-
sen haben. Es wurden jedoch keine Erkenntnisse 
gewonnen, die die Behauptung rechtfertigen könn-
ten, die Veranstaltung sei „marxistisch und lenini-
stisch" gefärbt gewesen. Vielmehr war es den Ver-
anstaltern erstmalig geglückt, ein so breites Spek-
trum von weltanschaulich und politisch unter-
schiedlichen Jugendorganisationen Zentralameri-
kas an einen Tisch zum Gespräch zu versammeln. 

Die Voraussetzungen für einen fruchtbaren Ge-
dankenaustausch, bei dem auch die christdemokra-
tisch orientierten Gruppen ihre Auffassungen deut-
lich zum Ausdruck bringen konnten und am ersten 
Seminartage auch geäußert haben, waren gegeben. 
Es ist allerdings richtig, daß vom Tagungspräsi-
dium während der allgemeinen Diskussion die Re-
dezeit für alle Teilnehmer auf jeweils 10 Minuten 
beschränkt worden ist, was bei Kenntnis „latein-
amerikanischer Rhetorik" und um eine Diskussion 
flüssig zu halten, eine durchaus sinnvolle Maß-
nahme war. Es trifft nicht zu, daß „Kommunisten so 
lange sprechen konnten, wie sie wollten". 

Der Schluß, daß der Deutsche Bundesjugendring 
sich bei seinen Aktivitäten im Ausland nicht mehr 
an die Prinzipien der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung gebunden fühlt, wäre verfehlt. 
Selbst wenn das Presse-Echo zu einer solchen In- 

terpretation verleiten mag, so entspricht dies nicht 
den Tatsachen. Die Zielsetzung des mitveranstal-
tenden Deutschen Bundesjugendringes war gerade 
auf die Herbeiführung eines freien und vor allem 
pluralistischen Dialogs der Jugend Mittelamerikas 
gerichtet. 

Zu Frage 103: 

Das von dem Deutschen Bundesjugendring mit-
veranstaltete Regionalseminar in Costa Rica ent-
sprach in seinen Intentionen auch der Mittelameri-
kapolitik der Bundesregierung, die zu einer friedli-
chen und eigenständigen Lösung der Probleme der 
Region im Dialog beitragen möchte. Dem kann die 
Förderung des Gesprächs deutscher Jugendvertre-
ter mit jungen Menschen verschiedener Länder 
Zentralamerikas, die verschiedene politische An-
schauungen vertreten, nur dienlich sein. Das recht-
fertigt auch die Unterstützung der Veranstaltung 
aus Mitteln des Bundesjugendplanes. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Schlottmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/3067 Fragen 104 und 105): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Deutschen Ju-
gendring mit Unterstützung von deutschen Steuergeldern in 
Costa Rica durchgeführte Veranstaltung über die Lage Mit-
telamerikas, wobei es durch den Auszug der christlichen Ju-
gendverbände wegen Bevorzugung kommunistischer Teil-
nehmer zu einem Eklat kam und außerdem die örtlichen Zei-
tungen das Verhalten auch der deutschen Teilnehmer wegen 
ihres naiven Glaubens an die sandinistische Revolution kriti-
sierten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das jetzt der deutschen 
Öffentlichkeit bekanntgegebene Aktionsvorhaben der Ame-
rican Health Foundation (Amerikanische Gesundheitsorga-
nisation), auch in der Bundesrepublik Deutschland Kam-
pagnen, insbesondere auch für Kinder durchzuführen mit 
dem Ziel, auf gesundheitsschädliche Lebensweisen aufmerk-
sam zu machen und durch besondere Aktionen vor den Ge-
fahren ungesunder Lebensweise wie Überernährung, Rau-
chen und Alkohol zu warnen? 

Zu Frage 104: 

Ich erlaube mir, im wesentlichen auf meine Ant-
worten zu den im wesentlichen inhaltsgleichen Fra-
gen des Herrn Abgeordneten Laufs zu verweisen 
(Nr. 102/103). Im übrigen füge ich hinzu: Bei dem 
Dialog in Mittelamerika zur Überwindung der Ge-
walt darf niemand ausgeschlossen werden. Lösun-
gen sind nur durch ein Gespräch mit allen Beteilig-
ten zu erreichen. Wenn die Aktivitäten des Deut-
schen Bundesjugendrings in dieser Richtung wir-
ken können, so verdient das Unterstützung; wenn 
diese Bemühungen Rückschläge erleiden oder Fehl-
interpretationen erfahren, so ist das bedauerlich, 
und man sollte bemüht sein, solcher Entwicklung in 
Zukunft durch eine bessere Vorbereitung der Maß-
nahmen der jugendpolitischen Zusammenarbeit 
mit den Ländern Lateinamerikas vorzubeugen. 
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Zu Frage 105: 

Daß die American Health Foundation selbst ein 
von ihr erstelltes Gesundheitserziehungsprogramm 
in der Bundesrepublik Deutschland durchführen 
möchte, ist mir nicht bekannt. 

Allerdings hat das Institut für Sozialpädiatrie 
und Jugendmedizin der Universität München, einen 
Antrag eingereicht, der zum Ziel hat, aus diesem 
Programm zumindest für Schulkinder das Projekt 
„Know-Your-Body" auf deutsche Verhältnisse zu 
übertragen. 

Hefte 4 bis 8 sollen ab 1. April 1985 durch die Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung, Köln, 
finanziert werden. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Soell (SPD) (Drucksache 
10/3067 Frage 108): 

Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, Qualitätsmerk-
male für aufbereiteten Bauschutt festzusetzen, damit dieser 
als Unterbau für Bundesfernstraßen dienen und damit die 
Grundwassergefährdung durch überzogenen Kiesabbau ver-
ringert werden kann? 

Das Bundesverkehrsministerium entwickelt seit 
Jahren im Zusammenwirken mit Industrie und 
Wissenschaft alternative Bauverfahren und prüft 
die Eignung von Baustoffen, die dazu beitragen 
können, Kiessandmaterialien zu ersetzen und da-
mit entsprechende Vorkommen zu schonen. Im 
Rahmen der Forschungsgesellschaft für Straßen- 
und Verkehrswesen sind Vertreter der Straßenbau-
verwaltung, der Bauwirtschaft und der Hoch-
schulen bemüht, die an wiederaufbereiteten Bau-
schutt zu stellenden Anforderungen zu entwickeln, 
damit dieser im Straßenbau unter Beibehaltung der 
Qualität der Straßenbefestigungen eingesetzt wer-
den kann. 

In vielen Fällen, in denen die Eignung von Auf

-

bruchmaterial zweifelsfrei vorlag, wurde dieses Ma-
terial bereits als Straßenbaustoff im Oberbau wie-
derverwendet. Die Bauwirtschaft hat eine Güte-
überwachungsgemeinschaft gegründet, die die Ein-
haltung der Anforderungen und damit der Qualität 
der Baustoffe überwachen soll. 

Die Bundesregierung unterstützt diese Entwick-
lungen nachhaltig. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 109 und 110): 

Für welchen Zeitraum gilt die Zusage der Bundesregie-
rung, die im Grenzland gelegenen Bundesbahnausbesse-
rungswerke Fulda und Weiden aufrechtzuerhalten, und wird 
die Bundesregierung, um ein Ausbluten dieser Werke zu ver-
hindern, auch Neueinstellungen bewilligen? 

Welches Ergebnis hatten die Gespräche mit den Ländern 
Bayern und Hessen, Investitionshilfen für die Modernisie-
rung der Bundesbahnausbesserungswerke Weiden und 
Fulda zu leisten, und wird die Bundesregierung zusammen 
mit dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn mit konkreten 
Vorschlägen auf die Länder zugehen? 

Zu Frage 109: 

Die Bundesregierung hat in dieser Angelegenheit 
nicht entschieden. In der 47. Sitzung am 25. Juli 
1984 hat das Bundeskabinett davon Kenntnis ge-
nommen, daß der Bundesminister für Verkehr nicht 
beabsichtigt, die Stillegung der Ausbesserungs-
werke Fulda und Weiden wegen ihrer Lage im Zo-
nenrandgebiet zu genehmigen. 

Die Personalplanung der Deutschen Bundesbahn 
für das Geschäftsjahr 1985 ist darauf ausgerichtet, 
die Zahl der Mitarbeiter in den Ausbesserungswer-
ken Fulda und Weiden auf dem Stande vom Sep-
tember 1984 zu halten. Beim derzeitigen Personal-
mehrbestand im Unternehmen und den noch beste-
henden Abordnungen zieht der Vorstand der Deut-
schen Bundesbahn Neueinstellungen in den beiden 
genannten Werken nicht in Betracht. 

Zu Frage 110: 

Alle Bemühungen des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn, durch vertretbare Regelungen eine 
auf Dauer angelegte Lösung für die beiden Ausbes-
serungswerke Fulda und Weiden zu finden, werden 
vom Bundesminister für Verkehr unterstützt. Der 
Stand entsprechender Sondierungsgespräche läßt 
Sachaussagen derzeit nicht zu. Dies gilt auch für 
die Frage etwaiger Investitionshilfen. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Carstensen (Nordstrand) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/3067 Frage 111): 

Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, dafür zu 
sorgen, daß die Zahl der schweren Verkehrsunfälle auf unse-
ren Straßen, bedingt durch überhöhte Geschwindigkeiten, 
durch Alkohol, durch aggressive Fahrweisen, insbesondere 
bei jungen Verkehrsteilnehmern, drastisch gesenkt wird? 

Die Bundesregierung hat die von ihr für notwen-
dig gehaltenen Maßnahmen zur Verminderung der 
Unfälle und zur Verbesserung der Sicherheit auf 
unseren Straßen in ihrem Verkehrssicherheitspro-
gramm 1984 (Drucksache 10/1479) genannt. Sie ist 
überzeugt, mit diesen Maßnahmen das Unfallge-
schehen nachhaltig reduzieren zu können. Ihr be-
sonderes Augenmerk widmet sie der Ausbildung, 
der Weiterbildung sowie der Nachschulung und der 
freiwilligen Teilnahme der Verkehrsteilnehmer, vor 
allem der stärker gefährdeten Fahranfänger, an Si-
cherheitstrainingsveranstaltungen. 

Beispiele für solche Maßnahmen sind: 

— Verbesserung der Fahrschul-Ausbildung und 
der Fahrerlaubnis-Prüfung; 
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— Einführung des Führerscheins auf Probe und 
des Stufenführerscheins für motorisierte Zwei-
radfahrer; 

— Erweiterung der Schutzvorschriften in der Stra-
ßenverkehrs-Ordnung (z. B. Verpflichtung der 
Motorradfahrer, auch am Tage mit Abblendlicht 
zu fahren); 

— Theoretische und praktische Ausbildung der 
Mofa-Fahrer; 

— Schutzhelmtragepflicht für Mofa-Fahrer; 

— verstärktes Angebot der Verkehrswachten und 
Automobilclubs an Trainingsmöglichkeiten. 

Die Bunderegierung verspricht sich von zusätzli-
chen Geschwindigkeitsregelungen — über die be-
reits bestehenden Beschränkungen hinaus — kei-
nen durchgreifenden Sicherheitsgewinn. Ebenso 
beurteilt sie eine mögliche Senkung der 0,8-Promil-
le-Grenze. Sie ist vielmehr der Meinung, daß durch 
intensive Aufklärung, aber auch Kontrollen der Po-
lizei die Situation auf unseren Straßen weiter ge-
bessert werden kann. Der Deutsche Verkehrssi-
cherheitsrat führt deshalb gegenwärtig mit Unter-
stützung des Bundesministers für Verkehr eine 
Aufklärungsaktion gegen den Genuß von Alkohol 
im Straßenverkehr durch; sie soll auch im nächsten 
Jahr fortgesetzt werden. 

Die gemeinsamen Bemühungen von Bund, Län-
dern, Gemeinden und Verkehrssicherheitsorganisa-
tionen können aber nur dann positive Wirkung zei-
gen, wenn der einzelne Verkehrsteilnehmer durch 
sein eigenverantwortliches und sicherheitsbewuß-
tes Verhalten zur weiteren Senkung der Straßen-
verkehrsunfälle beiträgt. 

Erfreulicherweise ist 1984 die Zahl der schweren 
Unfälle zurückgegangen. So hat die Zahl der Getö-
teten im Jahr 1984 um 12,9 %, die der Verletzten um 
4,8 % abgenommen. 

Die Bundesregierung hofft, daß sich diese Ent-
wicklung dank der eingeleiteten Maßnahmen wei-
ter fortsetzen wird. 

Anlage 35 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Köhler auf die Fra-
gen des Abgeordneten Schanz (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 112 und 113): 

Behandelt die Bundesregierung die beiden Anträge der 
Evangelischen Zentralstelle für Entwicklungshilfe von Som-
mer und Herbst 1983 zur Bereitstellung von Betriebskapital 
für die Herstellung unentbehrlicher Medikamente bei Dha-
ka/Bangladesh deshalb so zögerlich, weil sie befürchtet, daß 
deutsche Pharmaproduzenten einen großen Markt verlie-
ren? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß da-
durch diesem ärmsten Land der Dritten Welt die Chance 
genommen wird, sich wenigstens auf dem Sektor der Arznei-
mittelproduktion aus der Abhängigkeit von Industriestaaten 
und multinationalen Konzernen zu lösen? 

Zu Frage 112: 

Wie ich bereits in meiner Antwort vom 20. No-
vember 1984 auf Ihre Schriftliche Anfrage (Fra-
ge 68, Drucksache 10/2416) hin im einzelnen darge-
legt habe, bedurfte die Entscheidung aus den dort 
genannten Gründen einer eingehenden Abstim-
mung mit den betroffenen Stellen. 

Die noch offenen Fragen, insbesondere die Finan-
zierungsmöglichkeiten über aus Bundesmitteln ge-
förderte Entwicklungsbanken sollten u. a. anläßlich 
einer Dienstreise eines Mitarbeiters der EZE nach 
Bangladesh geklärt werden. 

Eine abschließende Entscheidung kann — so ist 
es auch mit der EZE vereinbart worden — erst nach 
Eingang der Stellungnahme des EZE-Mitarbeiters, 
der am 16. März 1985 von seiner Dienstreise zurück-
gekehrt ist, und deren Auswertung getroffen wer-
den. Dieser Bericht ging mir am 27. März mit zahl-
reichen neuen Hinweisen der EZE zu, die wiederum 
unter Beteiligung der zuständigen Stellen geprüft 
werden müssen. 

Zu Frage 113: 

Durch die verhältnismäßig lange Entscheidungs-
dauer wurde der Arzneimittelproduktion von Ban-
gladesh kein Schaden zugefügt, weil der BMZ am 
27. Januar 1984 dem sofortigen Projektbeginn aus 
Mitteln der Kirche auf deren Risiko zugestimmt 
hat. 

Dadurch wurde dem Partner, für den es wirt-
schaftlich keine Rolle spielt, ob er Mittel von der 
Kirche oder Zuschüsse der Bundesregierung erhält, 
ermöglicht, die Produktion zu erhöhen und das Sor-
timent zu erweitern. 

Das laufende Bewilligungsverfahren betrifft so-
mit nur noch die Refinanzierung des von der EZE 
vorfinanzierten Projekts aus Bundesmitteln und be-
rührt nicht mehr die Arzneimittelproduktion in 
Bangladesh. 

Anlage 36 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Köhler auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Gottwald (GRÜNE) (Druck-
sache 10/3067 Frage 114 ): 

Welche Beweise hat die Bundesregierung für die von ihr 
als Begründung für den Stopp der Entwicklungshilfeleistun-
gen an Nicaragua angeführte „Destabilisierung der Region 
durch Nicaragua", und falls es konkrete Beweise gibt, aus 
welchen Quellen stammen diese? 

Die Destabilisierung der Region durch Nicaragua 
ergibt sich aus folgenden Tatsachen: 
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1. Die seit 1979 erfolgte Aufrüstung Nicaraguas hat 
ein in der Region bisher nicht dagewesenes Aus-
maß erreicht. Einer Erklärung des Koordinators 
des politischen Ausschusses der FSLN, Coman-
dante Bayardo Arce, vom 15. Juli 1984 ist zu ent-
nehmen, daß etwa 100 000 Nicaraguaner den 
Streitkräften und Milizen angehören. Nach 
neueren Erkenntnissen hat sich die Stärke der 
bewaffneten Kräfte auf rund 120 000 Personen 
erhöht, davon über 60 000 als Angehörige der 
Streitkräfte. Diese Aufrüstung wird fortgesetzt: 
1985 sind hierfür nach Angaben der nicaraguani-
schen Regierung rund 40 % des nicaraguani-
schen Staatshaushalts vorgesehen (gegenüber 
rund 25 % in 1984). 

Nicaragua, das neben Costa Rica mit nur ca. 
3 Millionen Einwohner das kleinste Land der 
Region ist, hat durch diese Aufrüstung eine mili-
tärische Übermacht gegenüber allen anderen 
Ländern Mittelamerikas erlangt, die insbeson-
dere von Costa Rica, Honduras und El Salvador 
als Bedrohung und Destabilisierung empfunden 
wird. 

Diese Aufrüstung vollzieht sich in enger Zusam-
menarbeit mit Kuba und dem Ostblock. Derzeit 
dürften sich zwischen 2 500 und 3 000 kubani-
sche Militär- und Sicherheitsberater und minde-
stens 100 aus der Sowjetunion und anderen Ost-
blockstaaten in Nicaragua befinden. Nicaragua 
hat damit das selbst verkündete Prinzip der 
Blockfreiheit verlassen und den Ost-West-Kon-
flikt unmittelbar in die zentralamerikanische 
Region hineingetragen. 

2. Nicaragua unterstützt ferner — ebenfalls in Zu-
sammenarbeit mit Kuba und dem Ostblock — 
strategisch und durch Lieferungen revolutionäre 
Bewegungen in anderen Ländern der Region. 
Insbesondere unterstützt es die Guerilla in El 
Salvador. Staatsminister Dr. Mertes wurde bei 
seinem jüngsten Besuch in El Salvador noch ei-
mal von offizieller Seite bestätigt, daß die salva-
dorianische Guerilla nach wie vor von Nicaragua 
unterstützt wird. 

3. Zu den Quellen der Informationen bitte ich um 
Verständnis, daß ich diese aus Gründen der Ver-
traulichkeit hier nicht nennen kann. 

Anlage 37 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Feldmann (FDP) (Drucksache 
10/3067 Fragen 115 und 116): 

Welche konkreten Bemühungen hat die Bundesregierung 
bisher unternommen, um ihre am 27. August 1980 von Bun-
desminister Genscher vor der 11. Sondergeneralversamm-
lung der Vereinten Nationen vorgetragene Forderung nach 
einem internationalen Rüstungskataster durchzusetzen, und 
wie sind diese Bemühungen durch die Partner im Atlanti-
schen Bündnis unterstützt worden? 

Woran bzw. am Widerstand welcher Länder sind ihre dies-
bezüglichen Bemühungen bisher gescheitert? 

Zu Frage 115: 

Die Schaffung von Transparenz und Offenheit im 
Bereich der Militärausgaben und des internationa-
len Waffentransfers ist langjähriges Anliegen der 
Bundesregierung in den Vereinten Nationen (VN). 
Vor der 11. SGV (internationale Entwicklungszu-
sammenarbeit) der VN schlug Bundesminister Gen-
scher am 27. August 1980 die Anlage von zwei Regi-
stern der VN vor: 

— Ein Register mit Angaben darüber, wieviel jedes 
Industrieland pro Kopf der Bevölkerung für Rü-
stung und wieviel es für Entwicklungshilfe aus-
gibt, 

— ein Register für Waffenimporte und Waffenex-
porte. 

Diese Vorschläge wurden von Bundesminister 
Genscher seither mehrfach erneuert. Für ihre Rea-
lisierung bedarf es jedoch einer ausreichenden Ba-
sis in der Staatengemeinschaft. Daran hat es bisher 
gefehlt. Nicht nur der gesamte Osten, sondern auch 
eine große Mehrheit der Dritten Welt verweigert 
sich. 

Unterstützung fanden unsere Registervorschläge 
bei einigen unserer Partner in der Nordatlantischen 
Allianz sowie auch etwa bei Schweden. In der Ver-
gangenheit sind insbesondere Italien, Großbritan-
nien und Dänemark mit ähnlichen Vorschlägen 
hervorgetreten, haben damit aber keinen Anklang 
gefunden. Die USA haben Kontrolle und Begren-
zung des Waffentransfers durch Vereinbarungen 
zwischen Hauptlieferanten und Empfängerländern, 
vorzugsweise auf regionaler Basis, bislang ebenfalls 
ohne Erfolg, vorgeschlagen. Schweden hat — trotz 
seines großen Einflusses bei der Dritten Welt  — 
den  Gedanken, evtl. mit uns zusammen eine Reso-
lution zu dem Thema in der VN-Generalversamm-
lung einzubringen, nach verschiedenen Sondierun-
gen als aussichtslos fallen gelassen. 

Dennoch ist in den VN mit dem „Standardisierten 
Berichtssystem der VN für Militärausgaben" be-
reits ein sehr wichtiger Schritt — unter unserer 
Mitwirkung — auf dem Register-Gebiet getan wor-
den. Seit 1980 haben wir mit einer Minderheit über-
wiegend westlicher Staaten — der gesamte Osten 
verweigert sich auch hier — jedes Jahr Angaben zu 
unseren Verteidigungsausgaben im Rahmen dieses 
Berichtssystems vorgelegt. Trotz wiederholter Ap-
pelle Bundesminister Gensehers und einiger Bünd-
nispartner beteiligen sich an dem Berichtssystem 
bislang jedoch nur 23 Länder. 

Es sind dies folgende Staaten, die — außer uns 
selbst — 1984 dem Generalsekretär der VN ihre 
Daten übermittelt haben: 

— USA, Großbritannien, Italien, Belgien, Däne-
mark, Niederlande, Irland, Norwegen, Kanada, 
Portugal, Türkei 
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— Australien, Neuseeland, Japan, Schweden, Finn-
land, Österreich 

— Chile, Niger, Sudan, Surinam, Thailand 

Zu Frage 116: 

Für die Beantwortung der zweiten Frage steht 
der Beauftragte der Bundesregierung für Fragen 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle zur Verfü-
gung. 

Anlage 38 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Toetemeyer (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 117 und 118): 

Ist der Bundesregierung der Offene Brief der Anti-Apart-
heid-Bewegung an Bundesminister Genscher zur Verhaftung 
der Führer der „United Democratic Front" in Südafrika be-
kannt? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um die Frei-
lassung der Oppositionspolitiker Albertina Sisulu, Pfarrer 
Frank Chikane, Cassim Saloojee, Sam Kikine, Isaac Ngcobo 
und Professor Ismail Mohammed zu erreichen? 

Zu Frage 117: 

Der Offene Brief der Anti-Apartheid-Bewegung 
vom 21. Februar 1985 an Bundesminister Genscher 
ist der Bundesregierung bekannt. Die Anti-Apart-
heid-Bewegung fordert darin die Bundesregierung 
auf, sich für die Verhaftung führender Persönlich-
keiten der „United Democratic Front" (UDF) einzu-
setzen. 

Das Auswärtige Amt hat dieses Schreiben wie 
folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung verurteilt das Vorgehen der 
südafrikanischen Regierung gegen politisch An-
dersdenkende, insbesondere deren Inhaftierung. 
Sie ist der Auffassung, daß nur in einem umf assen-
den  Dialog mit allen beteiligten Bevölkerungsgrup-
pen in Südafrika Entwicklungen eingeleitet werden 
können, die zu einer gerechten und dauerhaften 
Ordnung führen und von der Zustimmung aller 
Südafrikaner getragen werden. 

Sie hat daher auch die Verhaftung führender Per-
sönlichkeiten der „United Democratic Front" (UDF) 
mit großer Besorgnis zur Kenntnis genommen und 
sie — auch öffentlich — verurteilt. 

Im Namen der Europäischen Gemeinschaft hat 
der italienische Botschafter am 5. März 1985 bei der 
südafrikanischen Regierung demarchiert und er-
klärt, daß die Verhaftungen im krassen Wider-
spruch zu den Reformankündigungen von Staats-
präsident Botha stünden. Auch bilateral haben wir 
der südafrikanischen Regierung unsere Besorgnis 
in aller Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht. 

In der Frage der von Ihnen geforderten Sanktio-
nen gegenüber Südafrika ist die Haltung der Bun-
desregierung unverändert. Beschränkungen des in

-

ternationalen Wirtschafts- und Personenverkehrs 
zur Durchsetzung außenpolitischer Ziele steht die 
Bundesregierung allgemein skeptisch gegenüber. 
Sie bejaht das Prinzip des freien Welthandels unge-
achtet der politischen Ordnung ihrer Handelspart-
ner ebenso wie das Prinzip der freien Marktwirt-
schaft. 

In Fortführung ihres kritischen Dialogs mit der 
südafrikanischen Regierung wird sich die Bundes-
regierung auch in Zukunft beharrlich für eine ra-
sche und friedliche Überwindung der Apartheid 
und für die Wahrung der Menschenrechte in Süd-
afrika einsetzen. 

Zu Frage 118: 

Die Maßnahmen der Bundesregierung ergeben 
sich aus ihrer Antwort auf den Offenen Brief der 
Anti-Apartheid-Bewegung. 

Anlage 39 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Klose (SPD) (Drucksache 10/3067 
Fragen 119 und 120): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Einladung 
zu einem Staatsbesuch, der der paraguayische Präsident 
Stroessner im Jahr 1973 gefolgt ist, von dem vormaligen Bun-
despräsidenten Lübke und nicht von Bundespräsident Hei-
nemann ausgesprochen worden ist? 

Trifft es zu, daß sich bei dem obengenannten Staatsbesuch 
sowohl der damalige Bundespräsident Heinemann als auch 
der damalige Bundeskanzler Brandt geweigert haben, Präsi-
dent Stroessner zu empfangen? 

Nach Einsichtnahme in die Archivakten des Aus-
wärtigen Amts, des Bundeskanzleramts und des 
Bundespräsidialamts lassen sich die beiden Fragen 
wie folgt beantworten: 

Präsident Stroessner war bereits 1962 und 1965 
zum Besuch in der Bundesrepublik Deutschland 
eingeladen, sagte diese Besuche jedoch kurzfristig 
ab. Anläßlich eines Besuches in Paraguay im De-
zember 1968 brachte der Staatssekretär des Aus-
wärtigen Amts, Duckwitz, zum Ausdruck, daß man 
Präsident Stroessner offiziell nach Deutschland 
einladen wolle. Wegen des Wahljahrs 1969 solle der 
Besuch jedoch auf einen späteren Zeitpunkt ver-
schoben werden. 

Am 16. Mai 1973 fragte die paraguayische Regie-
rung an, ob ein Besuch Präsident Stroessners in der 
Bundesrepublik Deutschland im Anschluß an einen 
Staatsbesuch in Spanien Mitte Juli 1973 möglich 
wäre. Sowohl das Auswärtige Amt wie Bundeskanz-
ler Brandt und Bundespräsident Heinemann 
stimmten einem kurzfristig zu organisierenden offi-
ziellen Besuch zu. 

Es stand von vornherein fest, daß weder der Bun-
deskanzler noch der Bundespräsident während des 
Besuchs in Bonn anwesend sein würden und daß 
Präsident Stroessner vom Präsidenten des Bundes-
rats, dem bayerischen Ministerpräsidenten Goppel, 
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in Wahrnehmung der Funktion des Bundespräsi-
denten empfangen werden würde. 

Die Botschaft Asunción wurde beauftragt, Präsi-
dent Stroessner die Einladung zu einem offiziellen 
Besuch in der Bundesrepublik Deutschland vom 20. 
bis 23. Juli 1973 auszusprechen. Präsident Stroess-
ner nahm die Einladung an, verzichtete jedoch we-
gen der Abwesenheit des Bundeskanzlers und des 
Bundespräsidenten auf einen Besuch in Bonn und 
beschränkte seinen Besuch auf das Bundesland 
Bayern, wo er vom Präsidenten des Bundesrats 
empfangen wurde und auch mit Bundesminister 
Scheel zusammentraf. 

Anlage 40 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Neumann (Bramsche) (SPD) (Druck-
sache 10/3067 Frage 122): 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, wonach 
in einer landesweiten Kampagne seit Ende 1984 die in Bulga-
rien lebenden Türken gezwungen werden, ihre türkischen 
Namen abzulegen und bulgarische anzunehmen, und wenn 
ja, sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, unter Be-
rücksichtigung der Tatsache, daß die Volksrepublik Bulga-
rien die Schlußakte von Helsinki unterzeichnet hat, auf Bul-
garien einzuwirken, die Menschenrechte auch für die türki-
sche Minderheit zu gewährleisten? 

Die Bundesregierung verfolgt die von Ihnen an-
gesprochenen Meldungen mit Besorgnis. Denn sie 
setzt sich weltweit für die Wahrung der Menschen-
rechte einschließlich der Rechte von Minderheiten 
ein. Sie hat allerdings keine Möglichkeiten, diese 
Meldungen zu verifizieren. Die Wohngebiete der 
türkischen Minderheit sind für Ausländer, darunter 
auch für in Bulgarien akkreditierte Diplomaten und 
Korrespondenten, gesperrt. 

Anlage 41 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Horn (SPD) (Drucksache 10/3067 
Frage 123): 

Will die Bundesregierung der Regierung der USA gegen-
über dem Kongreß eine Legitimationshilfe für die Produk-
tion neuer Gefechtsköpfe für die Rohrartillerie 203 Millime-
ter und 155 Millimeter dadurch geben, daß sie schon vorab 
ihre Zustimmung zur Lagerung der in Frage stehenden Ge-
fechtsköpfe auf deutschem Boden gibt? 

Einer Legitimationshilfe der in der Anfrage un-
terstellten Art durch die Bundesregierung hat es 
nicht bedurft. Allerdings hat die Bundesregierung 
an den Studien, die zum Montebello-Beschluß führ-
ten, mitgewirkt und darin auch befürwortet, daß ein 
Austausch der nuklearen Artilleriemunition durch 
verbesserte Gefechtsköpfe vorgenommen wird. Die-
ser Austausch dient der Aufrechterhaltung eines 

glaubhaften nuklearen Abschreckungspotentials 
auf verringertem Niveau. 

Anlage 42 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Gottwald (GRÜNE) (Druck-
sache 10/3067 Frage 124): 

Ist die Bundesregierung derselben Meinung wie Staatsmi-
nister Dr. Mertes, daß in der Mittelamerikapolitik die Glaub-
würdigkeit der politischen Solidarität Westeuropas mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika auf dem Spiel stehe, und 
falls ja, worin besteht der Beitrag der Bundesregierung zu 
dieser Solidarität Westeuropas mit der Zentralamerikapoli-
tik des NATO-Partners USA? 

Die Bundesregierung teilt die Meinung von 
Herrn Staatsminister Dr. Mertes, daß in der Zen-
tralamerikapolitik die Glaubwürdigkeit der Solida-
rität Westeuropas mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika auf dem Spiel steht. 

Der Beitrag der Bunderegierung zu dieser Solida-
rität mit den Verbündeten USA besteht in einer 
engen Abstimmung der Zentralamerikapolitik, wie 
sie ständig stattfindet. Solche Gespräche fanden zu-
letzt zwischen Bundesminister Genscher und Vize-
präsident Bush anläßlich der Amtseinführung des 
brasilianischen Staatspräsidenten in Brasilia, zwi-
schen Staatsminister Möllemann und dem Latein-
amerikabeauftragten der US-Regierung Motley an-
läßlich der Amtseinführung des uruguayischen Prä-
sidenten in Montevideo und am 20. und 21. März 
1985 zwischen Staatsminister Dr. Mertes und hohen 
Vertretern der US-Regierung und des Kongresses 
in Washington statt. Bei diesen Unterredungen hat 
die Bunderegierung stets deutlich gemacht, daß sie 
auch in ganz Zentralamerika für die Verwirkli-
chung der Demokratie, der Menschenrechte und 
des Prinzips der Nichteinmischung in die inneren 
Verhältnisse anderer Länder eintritt. 

Ein weiterer Beitrag zur Solidarität sowohl mit 
den USA als auch mit allen Staaten Zentralameri-
kas ist die politische und wirtschaftliche Zusam-
menarbeit mit Zentralamerika. Die Bundesregie-
rung setzt sich dafür ein, noch in diesem Jahr ein 
Folgetreffen zur Konferenz von San José zu veran-
stalten, bei der Ende September 1984 die Außenmi-
nister der EG, Spaniens und Portugals mit ihren 
Kollegen aus den fünf zentralamerikanischen und 
den vier Contadora-Staaten zusammengetroffen 
waren. 

Anlage 43 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Stahl (Kempen) (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 125 und 126): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den abgelehnten Asyl-
antrag des Smart Alpha Kargbo unter außenpolitischen und 
menschenrechtlichen Gesichtspunkten, nachdem der Direk- 
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tor des Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche 
Deutschlands, Dr. Hans Otto Hahn, dem Sozialdienst Katho-
lischer Männer zuverlässig und glaubwürdig erklärt hat, es 
gebe sichere Hinweise, daß der abgeschobene Asylant Smart 
Alpha Kargbo nach Ankunft in Freetown (Sierra Leone) 
doch eines gewaltsamen Todes gestorben sein soll? 

Welche Schlüsse und Folgerungen wird die Bundesregie-
rung in der Zusammenarbeit mit Sierra Leone ziehen, falls 
die Aussagen von Dr. Hahn belastbar sind, daß Kargbo nach 
Ankunft in Sierra Leone durch Gewalt zu Tode kam? 

Zu Frage 125: 

Die Erklärung von Dr. Hahn über den Tod von 
Herrn Kargbo wurde dem Auswärtigen Amt am 
13. März 1985 übermittelt. Leider sind bisher weder 
Dr. Hahn noch andere um das Schicksal von Herrn 
Kargbo besorgte Kreise der Bitte des Auswärtigen 
Amts nachgekommen, ihre Angaben durch Beweis-
material zu erhärten. 

Angaben von Verwandten von Herrn Kargbo, die 
ebenfalls dessen Tod mitteilten, ist die deutsche 
Botschaft in Sierra Leone schon im Dezember 1984 
nachgegangen, ohne daß es ihr gelungen wäre, Be-
weise für deren Richtigkeit zu finden. 

Die Regierung von Sierra Leone hat damals 
durch ihren Außenminister, Dr. Kanu, der sich auf 
Bitten des Auswärtigen Amtes hin des Falles per-
sönlich angenommen hat, bestätigt, Herr Kargbo 
sei mit KLM am 21. Juni 1984 in Freetown einge-
troffen. Sein gegenwärtiger Aufenthaltsort sei un-
bekannt, da kein dem unsrigen vergleichbares Mel-
desystem existiere. Die zuständigen Behörden be-
mühten sich weiter um Aufklärung. Mit Gewißheit 
sei der Name weder in Namensverzeichnissen der 
Gefängnisverwaltung noch gar bei Todesfällen 
während dieses Zeitraums festzustellen. 

Das Auswärtige Amt wird weiterhin nach Kräf-
ten bemüht sein, zu einer restlosen Aufklärung die-
ses Falles beizutragen. 

Zu Frage 126: 

Solange dem Auswärtigen Amt kein einziger 
greifbarer Nachweis über den Tod von Smart Alpha 
Kargbo und über ein Verschulden, Beteiligung oder 
Mitwissen der sierraleonischen Regierung vorliegt, 
ist die Frage zu möglichen Reaktionen der Bundes-
regierung verfrüht. 

Anlage 44 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Reetz (GRÜNE) (Drucksache 
10/3067 Frage 127): 

Wie erklärt die Bundesregierung den Widerspruch in Aus-
sagen zum Einsatz deutscher Waffen im Golfkrieg zwischen 
Äußerungen des Staatsministers im Auswärtigen Amt, Möl-
lemann, in der „Bonner Rundschau" (Aktuelles Interview): 
„Deutsche Waffen sind übrigens nicht im Einsatz, auf keiner 
Seite" und der Berichterstattung deutscher Rundfunkkorres-
pondenten in den USA, wonach deutsche Waffen und Waffen-
teile auf dem Umweg über andere Länder, z. B. Frankreich, 
an beide kriegführenden Länder verkauft werden, und wie 
würde die Bundesregierung auf einen internationalen Aufruf 
zu einem sofortigen Waffenembargo reagieren'? 

Die Bundesregierung hat in keinem einzigen Fall 
seit Ausbruch des Golfkriegs die Lieferung von 
Waffen nach Irak oder Iran genehmigt. Sie hält sich 
in ihrer Genehmigungspraxis strikt an die Vor-
schriften des Kriegswaffenkontroii- und des Außen-
wirtschaftsgesetzes sowie an die politischen Grund-
sätze für den Rüstungsexport vom 28. April 1982, die 
eine Genehmigung von Waffenlieferungen in krieg-

führende Staaten nicht zulassen würden. 

Der Bundesregierung sind, anders als dies gele-
gentlich in den Medien berichtet wird, keine Anga-
ben über sog. Umweglieferungen bekanntgeworden, 
wonach Waffen oder Waffenteile entgegen der vom 
Empfänger vorzulegenden Erklärung über den End-
verbleib in eines der kriegführenden Länder weiter-
geliefert worden wären. 

Die Bundesregierung dokumentiert mit dieser 
Politik, die die Forderungen eines Waffenembargos 
vorwegnimmt, daß sie es begrüßen würde, wenn 
auch andere Staaten ihrem Beispiel folgen wür-
den. 

Anlage 45 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3067 Fragen 128 und 129): 

Welche Beschuldigungen sind zur angeblichen Begrün-
dung von Störsendungen durch die bulgarische Regierung 
dem Bundesminister des Auswärtigen während seines Besu-
ches in Sofia vorgetragen und in welcher Weise sind sie 
zurückgewiesen worden? 

Sind Fernsehsendungen in Jordanien seitens der Bundes-
regierung bereits aufgenommen worden, und — bejahenden-
falls — obläge ein derartiges Projekt nicht vom Gesetz her 
der Deutschen Welle? 

Zu Frage 128: 

Bundesminister Genscher hat während seiner po-
litischen Gespräche mit der bulgarischen Regie-
rung in Sofia am 7./8. März 1985 mit Nachdruck die 
Störungen der bulgarischsprachigen Sendungen 
der Deutschen Welle moniert, die einen Verstoß ins-
besondere gegen die KSZE-Schlußakte darstellen. 
Außenminister Mladenow entgegnete mit Be-
schwerden über den angeblich antibulgarischen 
und antikommunistischen Inhalt dieser Sendun-
gen, die als beleidigend empfunden würden. 

Er wandte sich dabei insbesondere gegen die Tä-
tigkeit bulgarischer Emigranten in der Redaktion 
der Deutschen Welle, aus deren Feder diese An-
griffe und Beleidigungen stammten. Um konkrete 
Hinweise gebeten, stellte Außenminister Mladenow 
die Übergabe von Transskriptionsmaterial in Aus-
sicht. 

Der Bundesminister des Auswärtigen wies auf 
die in der Bundesrepublik Deutschland übliche kri-
tische und gelegentlich engagierte Berichterstat-
tung der Medien über politische Themen hin, die 
Teil der Informations- und Meinungsfreiheit sei. 

Die Störungen der Sendungen der Deutschen 
Welle werden weiter fortgesetzt. Eine von bulgari- 
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scher Seite geforderte Prüfung der Sendungen 
durch die Bundesregierung, die auf eine Nach-
zensur der Deutschen Welle hinausliefe, wird nicht 
akzeptiert. 

Zu Frage 129: 

Seit November 1984 werden versuchsweise wö-
chentlich zweimal für je 30 Minuten Deutsche Pro-
gramme im fremdsprachigen Kanal des jordani-
schen Fernsehens ausgestrahlt. Die Belieferung des 
jordanischen Fernsehens mit geeigneten Pro-
grammen, die überwiegend von Redakteuren des 
jordanischen Fernsehens aus dem Fundus von 
ARD und ZDF ausgewählt wurden, erfolgt über 
Trans Tel mit finanzieller Unterstützung des Aus-
wärtigen Amtes. 

Wie ich bereits in meiner Antwort vom 6. Dezem-
ber 1984 auf Ihre Frage erklärt habe, handelt es sich 
dabei nicht um eine deutsche Rundfunkveranstal-
tung für das Ausland, sondern um die Zulieferung 
von Programmen, die vom jordanischen Fernsehen 
eigenverantwortlich ausgestrahlt werden. Dies ist 
eine Aufgabe der Trans Tel GmbH, die als gemein-
same Tochter von ARD, ZDF und des Bundes ei-
gens zu dem Zweck der Transskription und Pro-
grammbelieferung von Fernsehstationen im außer-
europäischen Ausland tätig ist. 

Der gesetzliche Auftrag der Deutschen Welle be-
zieht sich demgegenüber auf die Veranstaltung von 
Rundfunksendungen für das Ausland, die in eige-
ner redaktioneller Verantwortung der Deutschen 
Welle ausgestrahlt werden. Dementsprechend hat 
die Deutsche Welle, die an der Vorbereitung des 
Projekts beteiligt war, keinen Anspruch auf seine 
Durchführung erhoben. 

Anlage 46 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Bindig (SPD) (Drucksache 10/3067 
Fragen 130 und 131): 

Warum hat die Bundesregierung noch immer nicht das 
Ratifizierungsverfahren zu den auf der Diplomatischen Kon-
ferenz 1977 beschlossenen Zusatzprotokollen zu den Genfer 
Abkommen von 1949 eingeleitet, und welche konkreten 

Handlungsschritte hat die Bundesregierung seit der letzten 
Anfrage aus dem Deutschen Bundestag  vom November 1984 
dazu unternommen? 

Wann gedenkt die Bundesregierung das Ratifizierungsver-
fahren einzuleiten? 

Der Deutsche Bundestag ist aufgrund des Ent-
schließungsantrags der SPD-Fraktion vom 28. Sep-
tember 1983 (Drucksache 10/419) und des Gesetz-
entwurfs der Fraktion der GRÜNEN vom 23. Sep-
tember 1983 (Drucksache 10/406) mit den Fragen, 
die sich im Zusammenhang mit der Ratifizierung 
der Zusatzprotokolle durch die Bundesrepublik 
Deutschland stellen, befaßt. Die Bundesregierung 
hat zu diesen Fragen mehrfach im Unterausschuß 
für Abrüstung und Rüstungskontrolle Stellung ge-
nommen. Im Verteidigungsausschuß hat sie sich 
am 12. Dezember 1984 ausführlich zu diesen Fragen 
geäußert. 

Eine baldige Ratifizierung der Zusatzprotokolle 
durch die Bundesrepublik Deutschland bleibt das 
Ziel der Bundesregierung. Die Bundesregierung 
möchte jedoch den Fortgang der internationalen 
Entwicklung abwarten. In den sensiblen Nuklear-
fragen kommt dem Verhalten der Nuklearmächte 
besondere Bedeutung zu. Daher möchte die Bun-
desregierung das Zustimmungsverfahren erst nach 
der Ratifizierung der Zusatzprotokolle durch eine 
Nuklearmacht des Bündnisses einleiten. 

Anlage 47 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Schierholz (GRÜNE) (Druck-
sache 10/3067 Frage 132): 

Aus welchen Gründen hat sich die Bundesregierung bis-
lang nicht in der Lage gesehen, den Prozeß zur Ratifizierung 
der Genfer Zusatzprotokolle (vgl. Drucksache 10/406) weiter 
zu betreiben und einem Abschluß zuzuführen, wie Staatsmi-
nister Möllemann dies gegenüber dem Deutschen Bundestag 
am 26. Januar 1984 (Drucksache 10/50) noch für den Verlauf 
des Jahres 1984 angekündigt hatte'? 

Ich darf auf die Antwort verweisen, die ich auf die 
Fragen 130 und 131 des Kollegen Bindig gegeben 
habe: Eine baldige Ratifizierung der Zusatzproto-
kolle durch die Bundesrepublik Deutschland bleibt 
das Ziel der Bundesregierung. Die Bundesregierung 
möchte jedoch — wie bereits gesagt — die Ratifika-
tion durch eine Nuklearmacht des Bündnisses ab-
warten. 
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